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Anzeigen 

Die Hoechst AG erstattete Strafanzeige: 
''Frankfurt. Konzeptionen zur 

Meriinden1ng einer Stadt'' 
Entgiftungsprogramm statt Krebshaushalt/Kommunaler Haushalt 1985 

Zentrum der Zem&vng steht ln Frilnldurt ein Konzern, won dem nicht nur Politiker 
atJtt.tnsJM. sondern auch Leben und Gesundheit'! Wegen diesen u. a. "ungeheuerlichen 
,Belelctlgttngen"stellte der Chemiekonzern Hoechst AG Strafanzeige gegen OIE GR0NEN IM RÖMER. 268 

Seiten konkrete utopien, mittel-und kurzfristigeMaBnahmen zur Veränderung von Frankfurt in eine ökologische, 
demokratische und soziale Stadt. Teilvernetzte Konzeptionen zu ,.Progrlmm: a..-luft für frlnkhlt" 

(lndustrie/Energieversorgung/Verkehr/Grünprogramm), .,......: Gaundes Wuser für frll*flll* 
(Trink-und Grundwasservergiftung/ Abwassersituatlon/Grundwasserraubbau), .Öimlogllclle Sladlgestll­

bmg/Ökologiscbes Bauen" (Bauplanung/Ver- und Entsorgungselnrichtungen/Grün- und Freiflächen/ 
Bau- und Wolmbiologie/Womgifte/Projekt Ökologische Siedloog), ~in lle Sladllei­
• 11/Fiir nacllbanctllftldle Btzlefn~~g~~~" (Autonomie der Ortsbezirke/Dezentralisierung der Ent­

scheidungen/Bürgelbeteiligung/Rirderung nachbarschaftlicher Beziehungen) usw ..•. V".ele der 
rund 150 Fotos zeigen das historische Frankfurt, vom Baden im Main bis zum dichten Straßenbahn­

netz. Diese und aktuelle Fotos (Stadlautobahnbau, Stadtleben, Grundwasserraubbau u. v. a.) 
i" provozieren Ideen, wie Frankfurt heute aussehen kömte. 

DIE GRÜNEN IM RÖMER 
6000 FraNdurt/M.1· 069/283702103 
150 268 Seilen, DM 5,-
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Dieses Buch voller ökologischer Ideen kostet DM 5,- (Einzelexemplar plus DM 2,50 für 
Porto/Versand). Ab 5 Ex. gibt's 301111 Mengenrabatt (plus Porto/Versand). Erledigtwerden 

Best1 I a••• llllll v.tcaae-Scheck, bar oder Überweisung. Kto-Nr. ~ 222-rol 
Postscheckamt ffankftlt. Bestellungen an: 

ße•tollung durch Ubcrwci1ung auf Kto.-Nr. 1257 03-755 
Pangiroamt Karhruho. Schreibt bitte drauf, ob welcher 
Nummer do• Abo gelten •oll I W~r jetzt gleich abonniert, 
kriegt Nr. 27 (mit Plakat) ador Nr. 31 o••chonkt. 
Oie ßouollung kann Innerhalb olnor Wocho •chrl ftlich 
widerrufen wordon. 
Postfach 3(.44 /500 Korlsruho 
Tol.: 0721/056461 

ACHTUNG : Nr 36 /Sommer 85 
erscheint unter neuem Namen ! ! 

INTERFERENZ ist d Funkzeitschrift der Freien Rad ios. 
Von Freien Radlos gemacht, aber nicht nur für die eigene 
Diskussion. Sondern für alle , denen die offiziöse (Medien- ) 
politlk nicht paßt. Diesmal u .a . Radio Panzerknacker I 
Radio lrgendwo: Stundenlang live/Vom Tabu ·zum Tritt­
brett : Oie Panik der Legallslerer. Probenummer 6 Mark 
Abo ( 6 Ausgaben) 30 Mark /Scheck oder richtiges Celd 
bitte beilegen . INTERFERENZ Zugweg 10 51100 Köln I. 
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Dienstag, 12.März, 9.00 Uhr morgens: Der Fachhandel 
fOr bessere Bacher öffnet gerade seine Toren, als auch 
schon ein ansonsten eher IIteratur uninteressiertes Pu· 
bllkum eintritt. Die Göttinger Polizei Ist mal wieder un­
terwegs und zu Besuch Im BOro des Göttinger Arbeits· 
krelses, bel einer Druckerei, ln den Ladenräumen zweler 
linker Buchgeschäfte und bel verschiedenen Elnzelper­
sonen, die mit dem Arbeitskreis ln Verbindung gebracht 
werden, deren Adressen der Fahndungscomputer aber 
zum Tell nach einem totalen Kollaps ausgespuckt ha· 
ben muB. 
Da, wo niemand zu Hause ist, werden kurzerhand die 
Toren aufgebrochen, die Schlösser ausgewechselt. und 
die Betroffenen konnten sich Ihre neuen Wohnungs­
schiassel nachmittags (!) auf der Wache abholen. 
Die BegrOndung fOr diese neuerlichen Hausdurchsu­
chungen ln Göttingen lieferte die Staatsanwaltschaft ln 
zwei Varianten: Eine Ist ein Artikel ln dem vom Göttin­
ger Arbeitskreis herausgegebenen Atomkraft Nein Dan­
ke Kalender 1985 Ober die Wendlandblockade vom 
30.Aprll letzten Jahres, ln welchem -zu Recht· eine aus 
Sicht der Anti-AKW-Bewegung positive Wertung der da­
maligen Ereignisse vorgenommen wird. Im Durchsu­
chungsbefehl liest sich das anders: die Wendiand­
blockade werde beschönigend dargestellt, Straftaten 
mithin begraBt, die Einleitung von Ermittlungsverfahren 
nach§ 140 StGB (BeloHnung und Billigung von Strafta-

ten) sei somit unvermeidlich geworden. Von der Razzia 
erhoffe man sich, • ... daB sie zur Auftindung von Be­
weismitteln und Gegenständen, die der Einziehung un­
terliegen, ... fahren wird«. Mit Beweismitteln und Ge­
genständen sind dabei sämtliche Unterlagen, die mit 
dem Vertrieb und der Herstellung der Kalender zu tun 
haben sowie der Kalender selbst gemeint. 
Tatsächlich und folgerichtig wurde dann auch die Re­
stauflage des Kalenders, soweit zugänglich, beschlag­
nahmt- 2.801 Exemplare Immerhin. Um sich von der Ab­
surdität des 140-Vorwurfs zu Oberzeugen, genagt es, 
den AKW-Kalender auf Seite 27 aufzuschlagen und den 
Inkriminierten Artikel nachzulesen • jeder weitere Kom­
mentar erabrlgt sich. 
Der zweite An IaB for die Durchsuchung • ln diesem Fall 
hauptsAchlich der LAden · war die Vermutung, daB die 
Betroffenen durch den Vertrieb sogenannter •Raub­
drucke« gegen das Urheberrecht verstoBen hätten. Mit 
Hilfe einer vlerzehnseltlgen, eng beschriebenen Liste 
machten sich die Pollzelbeamten, ln ständigem Funk­
kontakt mit Sachverständigen des Börsenvereins des 
deutschen Buchhandels stehend, an die Durchsteht dl· 
verser BOcherschränke. Der Kraftakt zelgtlgte Erfolg; 
wahrhaftig wurden aus den Regalen der Buchläden so­
wie einiger BOcherleser, die ln Wohngemeinschaften 
mit den von der Durchsuchung Betroffenen zusammen­
leben, ein paar dieser •Raubdrucke« gefingert. Ein gu­
tes Dutzend mag es Insgesamt gewesen sein. Unter­
stellen wir es der for die Polizei offensichtlichen Fremd­
heit des Metiers, daB auch der eine oder andere Titel 
eingesackt wurde, der den Anforderungen des Urheber· 
rechtes voll genagt. Ein Wort Im nachhinein an einen 
uns namentlich nicht bekannten Beamten, der groBe 
Probleme mit der Handhabung jener Liste hatte: EI Sal­
vador Ist wirklich nicht der Name eines Autors, sonders 
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eines - zugegebenermaBen recht kleinen · Landes ln 
M lttelamerlka 
Trotz der offensichtlichen LAcherliehkelt der Vorwarfe 
wegen des Wendlandblockadenartlkels und skurriler 
Szenerien wie der oben angedeuteten, besteht zum LA· 
cheln oder Achselzucken kein AnlaB. Razzia und neuer­
flehe Ermittlungsverfahren reihen steh sozusagen naht· 
los ln die Krlmlnallslerungswelle ein, die den Wend­
landwiderstand Insbesondere der letzten Monate Ober­
schwemmen. (siehe auch andere Artlkelln dieser Num­
mer). Das AusmaB der Ermittlungsverfahren und der 
eingeleiteten Strafverfahren Ist kaum noch Oberschau­
bar. Aktivisten aus dem Wendland sind dabei ebenso 
betroffen, wie auswärtige AKW-Gegner, BOrgerlnltlatl· 
ven ebenso wie Zeitungen. 
Gegen die Redakttonen von Atommollzeitung und Atom 
Express haben sich diese Verfahren mittlerwelle ausge­
weitet; gegen einzelne mutmaBIIche Redakteure wird ln 
fanf oder sechs verschledenenen Angelegenheiten er­
mittelt, war es schon die dritte Hausdurchsuchung In­
nerhalb kOrzester Zelt. 
Abgesehen von der flut an Ermittlungsverfahren ver­
schärfen die Strafverfolgungsbehörden die fOr die Be­
troffenen ohnehin zunehmend bedrohflehe Situation, 
Indem sie Immer inflationärer mit Hausdurchsuchun­
gen und Beschlagnahmungen um·gehen. Jeder Polizei­
besuch, jede Razzia bedeutet fOr die Betroffenen eine 
Belastung, ob nun Taren aufgebrochen und Räume ver­
wastat werden oder nicht. Dieser Gewöhnung an die 
AlltAgliehkelt von PolizeiObergriffen massen wir ebenso 
energisch zu begegnen versuchen, wie der Strafverfol­
gung und den Prozessen selbst. 





Dt111rec1ung, Freu· 
en ln der linken Obemeupt vor ellem 
wir Freuen ln der etom • von Zelt zu Zelt 
wer daa Theme lnnerhelb der Redektlon, 
Immer denn, wenn es uns zuviel wurde 
mit der mlnnllchen Domlnenz. ·Doch be· 
wegten sich diese Diakussionen mehr euf 
der Schiene aogenennter gruppen • Inter· 
ner Probleme. Die Anti • AKW • Bewegung 
mit Ihren Strukturen und Mechtvemlltnla· 
aen, die Rollen der Freuen und des Ver· 
helten der Mlnner zur permenenten ln· 
heltUchen Auseinendersetzung lnnerhelb 
der Zeitung zu mechen, dies als einen 
Schwerpunkt auch ln Form von Artikeln 
zu begreifen, heben wir Jedoch Immer vor 
uns hergeschoben. Des soll sich nun ln· 
dem. (Einen Anfeng flnde.t Ihr ln dieser 
Nummer.)Strukturen ln dieser Bewegung 
ela Themenkomplex • Ihnlieh wie z.B. Wl· 
deratandadlakusalonen die wir seit Best• 
hen der Zeitung Hlhren • nicht elnmellg, 
sondern solenge, bla sich eine Auaelnen· 
det'NtZU~IG Ober Struktur· und Verheilen· 

het ... 
Beteiligt euch deren, achreibt Ober Erfah· 
rungen, Ober ellea, wes Ihr dezu Im Beuch 
und Im Kopf hebt. Wir finden es toll, 
wenn euch Mlnner ln diese Auaelnender· 
aetzung mit einsteigen und wes schrei· 
ben würden. 
Die letzte etom wer· vielleicht habt Ihr es 
bemerkt • (fest) euaachlle811ch ln einer 
Spreche geschrieben, die die Freuen en· 
sprach und die Mlnner euaachlo&. Wir he· 
ben das nicht etwe eua der Elnachltzung 
hereua geten, da& nur noch AKW • Gegn• 
rinnen, Klmpferlnnen uaw.unaere Zel· 
tung lesen. VIelmehr heften wir gehofft, 
unseren eigenen bisherigen Sprechatll 
deutlich machen zu können, Ihn lronlsl• 
ren zu können und so bel euch RuktJo. 
nen und Diskussionen provozieren zu kön· 
nen. Wir heben des nur ela EINEN Ansetz 
veratenden diese Diakussion Ober Struk· 
tur und Mechtverhlltnlase ln der Bew• 
gung eufzugrelfen. Anle&, Ober unsere 
Spreche zu wer ein Leserln· 

M~ln•t•r gewesen, uns 
vorwerf, herrachende Mechtatrukturen 
durch unsere Spreche festzuschreiben, 
eine Spreche, die • wie ln den offiziellen 
Medien euch • menlpullert und •mit typl· 
scher HERRacheftllcher lgnorenz Freuen 
unberücksichtigt UiBt•. Der Vorwurf 
stimmt, wie wir meinen und wer llngat 
Oberfllllg. Deshelb unsere Aufforderung 
en elle Syatemklmpfer und wohl euch 
Klmpferlnnen, euch euf eine bewu&te 
Schreibwelse zu achten, die Freuen nicht 
euaschlle&t. Wir heben nichts degegen, 
wenn Artikel so geachrleben werden, deB 
ln Ihnen euaachlle&llch •weibliche' For· 
men verwendet werden, weil wir der Mel· 
nung sind, de8 Mlnner Ienge genug Ihr 
aprechllchea (und netürtlch nicht nur des) 
Monopolin dieser Zeitung gehebt heben. 
Also, viel Spa& beim Lesen der Zeitung, 
die etom • Redektlon. 



Anlasse hatten. wir, die Frauen der Redak· 
t lon, schon viele, Ober unsere Rolle, unser 
Selbstverstlndnls, unsere Wut und 
Frusts zu schreiben. Praktisch geht es 
uns aber so, wie es wohl allen Frauen 
geht, die mit Mannern Politik machen -die 
letzte oder nlchste Demo, die vielen vor­
liegenden Artikel oder die anstehenden 
Verfahren und Prozesse sind Immer wich· 
tlger. Wen Interessieren schon die angeb­
lich gruppeninternen Probleme, die gehö­
ren nicht ln eine Zeitung, kriegt trau zwl· 
sehen den Diskussionen beigebogen. 
Konkreter Anlaß uns aufzuraffen und so­
zusagen Oftentlieh schriftlich ober die 
Frauen ln der Anti • AKW · Bewegung zu 
reflektieren Ist (endlich!) eine diesbezOg II· 
ehe Reaktion von aussen. Bei einer der 
Redaktionssitzungen zur Januar/Februar. 
Ausgabe lag plötzlich ein Leserbrief auf 

dem Tisch, der eben kein solcher war. Da 
setzte sich nicht wie Obiich Irgend ein Typ 
mit Atomtechnologie oder Widerstand 
auseinander, sondern da fragten einige 
Frauen aus MOnster •Inwieweit Ihr Macht­
strukturen ernsthaft ln Frage stellt•. 
Unsere · zumindest nicht sichtbare . Aus­
elnanders~tzung mit der Frauenfrage, die 
kritik lose Ubernahme der HERRschenden 
Sprachformen und somit die Ignoranz von 
Frauen ln der Bewegung wurde gleichge­
setzt mit der manipulierten Sprache ln of­
fiziellen Medien (Entsorgungszentren 
statt Atommollager). 
Noch bevor wir Frauen vage Vorstellun· 
gen davon hatten, ob wir uns als Teil der 
Redaktion angegrif fen oder unterstatzt 
fOhlen sollten, hatten die Mlnner schon 
reagiert: 'Ist doch klar, daß der abge­
druckt wird, oder?' Das wars dann wohl 
gewesen, wahrscheinlich hatte mann, so­
lange mann dran denkt, die listigen 
Buchstaben · ln · ln seinen Artikeln be· 
rOckslchtlgt und damit auf die K.rltlk rea­
giert. •Schließlich Ist mann ja auch links­
orientiert und daher auch for Gleichbe­
rechtigung I• hatten die MOnsteranerln­
nen geschrieben und so Ist es natOrllch 
tatsichfleh auch bei uns. Die Mehrheit 
der Redaktion Ist aber giOckllcherwelse 
nicht nur llnksorientiert; wir sind nlmllch ­
frau/mann lese und staune - regelmlßlg 

mehr Frauen als Mlnner. 
Den meisten von uns also krochen Erinne­
rungen hoch, vom Bauch Ins Bewußtsein, 
von der unteren Schublade mitten auf den 
Redaktionstlsch. Unsere hluflgen, Inkon­
sequent und schOchtern angebrachten 
Aufforderungen zu Strukturdiskussionen 
und die Reaktionen der Mlnner, die 
gleich den Wunsch nach Familienidylle 
und Kuschetgruppe vermuteten. Unsere 
Wut Ober den angeblich unangebrachten 
persOnflehen und nicht objektiv - pollti· 
sehen Schreibstil einiger Frauen. Unsere 
Unflhlgkelt die Irgendwie vorhandene 
Rollen • und Arbeitsverteilung in der Re­
daktion anzukratzen ohne uns dabei auf 
den mannflehen Stil umpolen zu lassen. 
Unser ebenfalls Inkonsequent durchge­
fOhrter Versuch durch kollektive Austritts· 
drohung Diskusstonen zu erzwingen und 

das alles tauft 'natorllch' schon Im­
mer so, mal unterschwellig und leise, mal 
unobersehbar und laut, auf die Dauer ln 
jedem Fall unertrlgllch. 
Und das alles tauft weiß Göttin nicht nur 
ln der Zeitung der AKW -.Gegnerlnnen, 
sondern ln der gesamten Szene, die Ober­
durchschnittlich. bestOckt Ist mit autono­
men Polltmackern, Vltern der Bewegung 
und frustrierten Apo • Freaks. Bei vielen 
haben wir auf jeden Fall die Ehre es mit 
alten Kampfern zutun zu haben - vermut­
lich waren sie wahrend der Entstehumg· 
sphase der autonomen Frauenbewegung 
in Wyhl. 
Wir haben nach etllch'en, z.T. guten Dis· 
kusslonen eine fingere Reihe Ober die 
Frauen ln der Anti • AKW • Bewegung be· 
schlossen. Wie sieht diese Szene aus, wie 
Ist das Verhlltnls von Mannern und Frau­
en, wie können wir uns.er Selbsverstlnd· 
nls als Feministinnen mit unserer konkre­
ten politischen Arbeit vereinbaren, warum 

polltlk, was fordern wir von den UJinnam 

wo muß sich was Indern? 
Die letzte Nummer der atom sollte ein An­
fang sein. Wir hatten gehofft durch die 
(fast) ausschließflehe und kommentarlo­
se Verwendung von weiblichen Endungen 
und Personenbezeichnungen Reaktionen 
hervorzurufen und evtl. einige von diesen 
ln der jetzigen Ausgabe abdrucken zu 
können. For uns sichtbare Reaktionen 
blieben telder aus aber auch dies Ist viel· 
seltlg zu Interpretieren ... 

Wir tun dies · zumindest was die Leser be­
trifft zu unseren Gunsten und fordern die 
leserinnen lautstark auf sich mit uns 
durch die Zeitung Ober alles auseinander­
zusetzen, was die Frauen ln unserer Be­
wegung betrifft. 

Mit feministischen GrOßen, 
die Frauen aus der atom 



Frauen 
Sie Iet aleo zu Recht beliebtes Thema, die 
Autonomie • zu Recht wird sie mit viel EJ. 
fer und von vielen Gruppen betrieben. 
Bescheiden, symtomatlach und doch er· 
staunlieh bescheiden, angealchts dleaea 
geachlftlgen Treibens geben sich die a. 
wegungsfrauen. For VIele erledigt sich 
die Frage der Arbeitsmethodik (gemischt· 
geschlechtlicH oder nicht) mit der Wahl 
eines Arbeitsschwerpunktes auaaemalb 
speziflach feministischer Thematik. 
ln achOner Zwangalluflgkelt erfreut sich 
dann auch die Anti • AKW, • Raketen, • Im­
perialismus usw. • Arbeit des mAnnliehen 
Schmucks • oder realistischer schmucker 
mannileher Dominanz • als entspringen 
rein weibliche Wlderatandagruppen der 
puren Denkakrobatlk. 
Frau kOnnte vermuten, patriarchallsehe 
UnterdrOckungsmechanlsmen samt zuge­
hOrlgen Mackern hltten sich stlllachwel· 
gend aus der Unken verdrOckt. • SchOn 
wlr's, doch lst's nicht eo. Flacher, Schllly 
und Koneorten sind leider nur die fotoge­
nen Exponenten elnea allgerneinen Zu· 
standea, der alch noch Immer durch ein 
gro8ea MANN • trau MachtgefAlle aus­
zeichnet. 
Noch Immer sind Podien, Mikrophone und 
machtvolle Platze vorwiegend von Mln­
nern bevOikert. 
Noch Immer tummeln sich Mlnner ln den 
Splhren von Denkleistung und Entachlu8· 
kraft, wofOr Frauen dann die Zuarbelt Im 
Verborgenen bleibt. 
Noch Immer sind Frauen gezwungen, auf 
dem dOnnen Seil zwischen der Diffamie­
rung als Mann • Weib oder Macho - Frau 
(dies wenn. sie den Sprung ln die Machte­
tage wagen) und dem Status der schwel· 
gend • atrlckenden Mlndemelt zu balan· 
cleren. 
Welche Frau kennt nicht das piOtzllche 
Desinteresse an einem Ihrer VorschlAge, 
an einer Elnachltzung, die, trotzgleichen 
Inhalts, fOnf Minuten aplter von einem 
Mann vorgetragen helle Begeisterung 
auslOst. Welche kennt nicht das nervOsa 
•keine Zelt• oder .. a gibt aber doch noch 
aoo viel Wichtigeres, gerade jetzt• • 
sobald die Frauenfrage auftaucht, oder 
dieses langgezogene •nicht achooon wie­
der•, wenn sie die mannlieh • orientierten 
Strukturen der Gruppe krttlslert. 
Welche kennt nicht die subtile Freude der 
Mlnner, die Zuneigung, die prompt auf· 
taucht, wenn Frauen die traditionellen 
Vemaltensmuster nicht verlaaaen, dort 
wo sie beschwichtigen, Integrieren, har· 
monJsleren, Beziehungsarbeit leisten, 
warmen • dort, wo sie Im nur allzuoft eis­
kalten Klima, das Mlnner untereinander 
schaffen, Menschlichkelt Installieren. 
Das sind nur wenige und dem subtilen Un­
terdrOckungaapektrum eigene Belspiele • 
auch knallharter, ungeschminkter Sexls· 
mus zeigt sich da Immer wieder quickle­
bendig. 
WeBhalb aleo diese Beacheldenhelt?l? 
DafOr finden sich zwar viele GrOnde, am 
hlnderllchaten aber acheint mir die Ver· 
strlokung ln den Vlelfrontenkampf, zu 
dem Frauen gezwungen sind. 
Da mu8 gegen die Gewalt elnea Staates 
(einer Welt) geklmpft werden, deren 
Standbeln das Patriarchat Ist, dann ge­
gen den offenen oder versteckten Sexla­
mus derer, mit denen wtr uns Im gemein· 
aamen Kampf for eine lebenswerte oder 
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Autonomiediskussionen 
sind eine Liebllngsbeschäf· 
tlgung der Wlderstandsbe· 
wegungen. Ständig werden 
Differenzen des Stand· 
punkts beschworen, be· 
schrieben, bearbeitet; da 
wird abgegrenzt, ausge­
grenzt, begrenzt • heraus 
kommt von der lnnerpartel· 
Iichen Autonomie bis zur 
'Vollautonomle' eine 
prachtbunte Palette mögli­
cher Unabhänglgkeltserklä· 
rungen. Und das Ist so rich· 
tig wie wichtig, 'um den ur•· 
terschiedlichen Problemen 
und Ansätzen, den vielen 
Utopien Ausdruck zu geben 

und die Chance fruchtbarer 
Auseinandersetzung nicht 
in seichtem Massenkon· 
sens zu ersticken. Wichtig 
auch als Machtpotentlai in· 
nerhalb möglicher Zusam­
menschlüsse, gleichgültig 
ob dauerhafter Art oder auf 
eine Aktion bezogen. Erst 
ein autonomer Status er­
möglicht es, freiwillig an et· 
was tellzunehmen und 
gleichzeitig die Bewe· 
gungsrlchtung des Bünd· 
nisses mitzubestimmen, 
statt mehr oder minder dis· 
kussionslos in einer Grup­
penhierarchie zu verschwin· 
den. 

Autonomie -
und wie!? 

nne &UI Mirburg 

Frauen aller Länder vereinigt euch! 



Oberhaupt lebbare Zukunft verbOnden 
(wolfen, mOasen) und nicht zuletzt der 
Kampf gegen eine jahrtausendelange ver· 
Innerflehte Roltenzuwelaung, die ln dem 
Paradoxum gipfelt, da6 wir noch Immer, 
zu oft, zu lntenslv,zu ausachlieBlich unae­
reUnterdrocker lieben, du wir Ihnen ver· 
trauen und sie zum Zentrum unaerea t.. 
bena machen. Und darober Immer wieder 
die Ungeheuerlichkelt eln.er ao brutalen, 
weltweiten, perfekten UnterdrOckung ver· 
dringen. 

•Das Ist unaere Genossin Wlassowa, gute 
Klmpferln. Flel81g, listig, zuverllsslg. ( ... ) 
Ihre Arbeit Ist klein, zlh ve"lchtet und un­
entbehrlich. ( ... ) Alle Wlassowas aller Lln· 
der, gute MaulwOrle, untsekannte Solda­
ten der Revolution, unentbehrlich.• 

Berthold Brecht 

Stelle sich eine doch mal den atreet· 
flghter ln trauter Zweisamkelt mit dem 
gegnerlachen Bullen vor, der ja auch we­
der Gorleben noch Startbahn erfunden 
hat, und sich entschuldigend auf die 
Zwinge dea Systems beruft • da wird tag· 
tagliehe walbliche Realltlt undenkbar. 
Betrachtet trau die neuere Geschichte, 
wird nur zu deutlich, wie geflhrtlch und 
selbatzerttOrerlach der Verzicht auf Auto­
nomie und Macht werden kann. Der Zer· 
fall der ersten deutschen Frauenbewe­
gung nach der Durchsetzuno des Frauen· 
Stimmrechts 1918 Ist nur zum Teil mit der 
Fixierung auf eben jenes Wahlrecht. for 
Frauen zu erkllren; die Hauptursache tor 
den Weg in die Bedeutungsloslgkelt war 
der Versuch vieler Aktivistinnen, Forde­
rungen und Rechte ln und mit progressl· 
ven Organisationen durchzusetzen. Mas­
senwelse verachrieben sich feministische 
Frauen der Partelarbeit und gaben Ihre 
unabhlnglgen und einflußreichen Organ!· 
satlonen (Z. B. die Internationale Frauen II· 
ga fOr Frieden und Freiheit, den Weit· 
stlmmrechtsbund, Frauenwohl u.a.m.) 
auf, was zwar den Partelen gut tat, tordie 
Frauenbewegung aber der politische Tod 
war. Bleibt nur die Feststellung, daß dies 
eine zwar alte aber bla heute au&erst wir· 
kungavolle Taktik der HERRachenden 
warllat, nlmllch Widerstand zu kanalisie­
ren und Protest zu Integrieren. 

• Einmal ln der Partel standen wir unter 
K.ontrolle. Unser Aufmerksamkeltswert 
war verloref!.• 

C&rrle Chapman Catt 

Es dauerte ein halbes Jahrhundert, bis 
der ktuae Wldertpruch zwilChen emanzl· 
patortachern Selbstverstandnls und dis­
kriminierender Praxis • beginnend mit der 
symbollachen Tomate gegen den Sexls· 
mua Im SOS (Sozialist ischer Deutscher 
Studentenbund) • die zweite autonome 
Frauenbewegung entstehen ließ. 
Feministinnen wollten nicht llnger Ihre 
Kraft ln gernlachtgeschlechtlichen Grup­
pen vetgeuden und begannen, sich mit 
Frauen und unabhlnglg von Mannern zu 
treffen, sich zu organisieren und autonom 
politisch zu wirken, woraufhin ale auch 
prompt zu einer der atarkaten außerparla· 
mentarlachen Faktoren ln den alebzlger 
Jahren avancierten. 
AKW'a, Raketen, die wachsende Kriegs­
bedrohung haben dann viele Frauen ao er· 
schreckt, Widerstand achten ao dringend, 
daß steh viele bald wieder den gemischt· 

Frauen 

7.000 F111uen auf der WalourQisnscht in Berlin. 
geachlechtllchen, mannerdomlnlerten 
Gruppen anschlossen und die Vertefdi· 
gung Ihrer Rechte verachoben oder hinte­
n anstellten. Nur: nichts bietet Frauen 
eine Gewahr dafor, daß Fortschritte Ihrer 
Befreiung (die eh minimal genug sind) 
nicht Immer wieder rockglnglg gemacht 
werden. 
Autonomie, als Voraussetzung tor Macht, 
Ist und bleibt ln einer Gesellschaft, die 
sich durch lmmunltat gegenOber Ver· 
nunftsargumenten und Menschlichkelt 
auszeichnet, auch ln Zukunft Basis Jeder 
Emanzlpatlonabestrebung, und zwar fOr 
uns ln zweifacher Hinsicht (namllch er· 
stens arbeitamethodisch und zweitens 
psychologisch). 
• Autonomie Ist fOr uns die wlrkungs. 
vollste MOgllchkelt, eine starke 
Frauen'lobby' zu schaffen, Indem ln un· 
hierarchischer Form die einzelnen Grup· 

pen vernetzt werden, was Innerhalb der 
autonomen Frauenbewegung bisher noch 
nicht ausreichend organleiert Ist. 
• Frauen werden damit unabhlnglg von 
der Zustimmung Ihrer 'Genossen', ale er· 
sparen sich viel Zelt, DemOtlgung und ver­
melden die Verwirrungen der tAgliehen 
Grabenklmpfe. Die reichlich uneffektlve 
und fast unverachamte Aufgabe, Machos 
zu Menschen machen zu mOssen, entfallt 
zu Gunsten eigener Verinderuno und el· 
gener Befreiung von Rollenzwlngen. 
• je etlrker autonome Frauengruppen 
werden, desto mehr verlieren Frauen den 
Status der Blttstellertn (denn wie gesagt: 

es gibt Immer Wichtigeres als femlnlatl· 
sehe Forderungen) und moasen ln BOnd­
niasen als gleichberechtigte Partnerinnen 
akzeptiert werden. 
Und damit hier keine Mlßverstandnlaae 
auftreten: Ich will die 'Unke' nicht noch 
weiter aufspllttern; aber warum aollte 
eine Einheit auf Kosten der Frauen ge­
hen? Autonomie wlre fOr uns vielmehr 
eine gerechtere Baals fOr Kompromlaae 
aowle eine selbstlndlgere und nicht dis­
kriminierende Form der Kooperation. 
• Frauen leben ln einem pa~trlarc:hall· 
sehen, von Mannern besetzten und be­
HERRschten Land. Frauen sind defor· 
mlert, kolonisiert und korrumpiert. Des· 
halb Ist es wichtig tor uns, unsere Defor· 
matlonen aufzusparen und herauszufin­
den, was unsere Realtltlt Ist. Olea Ist nur 
ln weiblichen Fratrauman mOgllch. Denn 
Mlnner sind nicht nur als Gehuldigt, aon· 
dem genauso als Kritisierte Im traditio­
nellen Sinne Zentrum unserer Betrach· 
tung. Die Mitarbeit ln gernlachten Grup­
pen reproduziert und zementiert die alten 
Rollenzuweleungen. 
• Mlnner waren natOrllch gezwungen, 
sich wesentlich schneller mit eigener Ver· 
lnderung (Emanzipation) auselnanderzu­
setzen, wenn nicht Frauen Ihnen dauernd 
Ihre KAlte und Minntichkelt ertrAglieh 
machten. 
• Autonomie vermindert die Gefahr, 
sich trotz der Kritik an den patrlarchall· 
sehen Normen zu orientieren; das Pfand 
for ein wenig Machtpartizipation Ist eine 
unveranderte Struktur. 
• Wir sollten unsere Krlfte dazu gebrau· 
chen, Alternativen zu den mlnnerorlen· 
t lerten Gruppen und deren Arbeltametho­
den·zu schaffen, was polit isch radikaler 
und effektiver als deren Unterstatzung 
ware. Wirkliche Emanzipation Ist nur 
durch Unabhlnglgkelt von unseren poten­
t Ieiiien und viel zu hauttg auch -tatalchll· 
chen UnterdrOckern realisierbar. Damit 
Ist nun weder eine tnselkuttur, noch eine 
Beachrankung auf rein feministische The­
men, noch der Glaube, Frauen selen du 
bessere Geschlecht, gemeint, sondern 
der Vertuch, die Grundlagen fOr ein Spiel 
(eine Arbeit) mit gleichen Karten zu schaf· 
fen. Die Frauenfrage Ist eine grundaltzll· 
ehe, Frauen sollten sie auch so behan· 
dein. 
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Frauen 

Männer oder keine ? 
•••• 

Wie Ist unsere Situation ln einer Bewe­
gung, ln der. wir mit MAnnern zusammen· 
arbeiten? 
Was hat Atompolitik mit Frauenunter· 
drOckung, mit dem Patriarchat zu tun?. 
Warum engagieren wir uns nicht ln der 
Frauenbewegung? 
Was sind die Utopien fOr unseren Wider· 
stand? 

Ich will als erstes auf die zweite Frage 
eingehen: 
Eine spezifische weibliche Betroffenheit 
durch Atomkraftwerke, die sich aus der 
Geblhrflhlgkelt und der Zuständigkelt 
fOr Kinder und die folgenden Generatto­
nen ergibt, lehne Ich ab. Es Ist eine Folge 
der gesellschaftlichen Arbeitstellung und 
ein ·Tell der FrauenunterdrOckung, daß 
Frauen die Hauptverantwortung fOr Kin· 
der Obernehmen. 

Kein Problem scheint Ihnen uniOsbar. Sie 
wollen und dOrfen nicht glauben, daß ge­
rade die nicht, aber auch sonst niemand 
in der Lage Ist, diese Technologie zu t» 
HERRschen. Dabei machen sie am lau· 
fenden Band schwere' technläche Fehler, 
arbeiten schlampig und schilddem knapp 
und mit viel GIOck an einer Beinah· 
Katastrophe nach der anderen vorbei. 
Dennoch sind sie davon Oberzeugt, daß 
sie alles, Inklusive unserer Zukunft fest 
Im Griff haben. Diese SelbstOberschAt· 
zung Ist nur ein StOckehen ln dem Kata· 
log von Ursachen, durch die das lndu· 
strlelle und kapitalistische System stAn· 
dlg Ineffektive und zerstOrerlsche Produk· 
tlonswelsen hervorbringt. Doch auch die­
sesSystemIst nur ein Teil des viel Alteren 
und ursprOngllcheren Patriarchats. 
Diese Tatsache bedeutet fOr uns Frauen, 
die gegen Atomanlagen vorgehen, daß 

Ein anderer Umstand lAßt jedoch erken- wir in doppelter und dreifacher Welse 
nen, daß Atomtechnologie eine Folgeer· kAmpfen mossen. Die Strukturen des Pa-
schelnung des Patrlarc.hats Ist, denn sie trlarchats sind ln der Gegenbewegung ge-
trAgt die Charakterzage patrarchallscher nauso zu sparen und mossen for uns Ziel 
Entstehung, obwohl sie for das Patrlar· unserer Angriffe sein. Unsere Entfal-
chat kein notwendiges Standbein, son· tungsmOgllchkelten ln gemischten Grup-
dern nur ein besonders krasser Auswuchs pen sind gegenOber ~en MOgllchkelten ln 
Ist, auf den es notfalls verzichten kOnnte. der Frauenbewegung um einiges zurOck· 
Aber an dieser Technologie zeigt sich geworfen. Mich hat mal eine Frau aus der 
ganz unObersehbar die Folge der mlnnll· Frauenbewegung gefragt, wie ich es Ober· 
chen SelbstOberschatzung. An kaum ein· haupt aushalte, ln gemischten Gruppen 
em anderen Punkt Ist sie krasser zu er· polltlsph aktiv zu sein. Die Frage Ist be-
kennen und ln der Konsequenz geflhrll· rechtlgt: Dinge, for die sich die Frauenbe-
cher. Die Atomingenieure und -manager wegung seit Jahrzehnten einsetzt, ja die 
halten sich for Mlnner, •die jeder Heraus- einfachsten Grundbedingungen for unse-
forderun'g gewachsen sind.• re Entfaltung, sind ln gemischten Grup-
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pen nicht erfOIIt. Ich komme mir fast ko­
misch vor, es nocheinmal aufzuzlhlen: 
Auf den Treffen reden hauptsichlieh 
MAnner, manchmal werden Aspekte, die 
eine Frau gesagt hat, erst berOckslchtlgt, 
wenn auch ein Mann sie nochmal wieder· 
holt hat. Bel gemeinsam auftretenden 
Paaren wird hluflg nur auf IHN Bezug ge­
nommen, sogar dann, wenn SIE es war, 
die den Vorschlag eingebracht hat. 
Sobald ein grOßerar Kreis von Menschen 
zusammen sitzt, um Ober die Zukunft der 
Bewegung zu diskutieren, fangen einige 
Mlnner an, sich durch endlo!58 Reden und 
leere Phrasen zu produzieren. SiedrOcken 
sich sehr gewlhlt aus, und Ihre Worte 
klingen recht schlau, doch bel nlherem 
Hinsehen stellt sich fOr uns heraus, daß 
nicht viel dahinter war. Solche Verhal· 
tenswelsen sind ·rar die gemeinsame Wal· 
terentwlcJdung der Dlskusslon und der Er­
kenntnis sehr hinderlich. 
Manche Frau, die es nicht gleich durch· 
schaut, denkt erstmal, daß sie weniger 
w08te, oder sie traut sich nicht auch mal 
unfertige Gedanken auszusprechen. Da­
bel entwickeln sich Diskussionen viel 
besser, wenn die Atmosphäre es zull8t, 
miteinander laut nachzudenken. Stattdes· 
sen erzeugen Mlnner mit dem oben be­
schriebenen Verhalten einen Diskus· 
slonastll, in dem jeDER nur Statements 
abgibt. 
Das sind nur ein paar Belspiele aus der 
AlltAgllchkelt, ln der Anti·AKW· 
Bewegung, mit der wir leben und die wir 
leider schon viel zu oft aus Gewohnheit 
nicht mehr wahrnehmen. . 
Es gibt noch einen anderen Grund, durch 
den wir doppelt ~ansprucht werden. Be­
wegungen, wie die Anti·AKW·Bewegung, 
die keine Loyalltlt gegenober dem Staat 
zeigen, die sich nicht an seine Gesetze 
und vorgeschriebenen Protestformen hal· 
ten, sind einem starken lußeren Druck 
ausgesetzt. Die Verfolgung durch den 
Staat und die Kriminalisierung kOnnen wir 
nur durch einen guten Zusammmenhalt 
aushalten. Aus dem Grund wonsche Ich 
mir mehr Geborgenheit untereinander 
und metv Offenheit Im Umgang mit unse­
rer Angst, um sie gemeinsam zu bewlltl· 
gen. Aber stattdessen mossen wir ln den 
Gruppen noch welterkAmpfen. Wir mos­
sen z.B. das Bild des vermeintlich mllltan· 
ten Macho entlarven, der stets HERR der 
Situation sein will und keine SchwAche 
zeigt, der nicht zugibt, wenn Ihm manch· 
mal die Knie welch werden. Wir moasen 
uns wehren gegen seine Arroganz gegen. 
Ober Menschen, dJe seiner Meinung nach 
weniger Mut haben. Da finden wir wieder 



Frauen 
Die Hausbesetzerinnenbewegung Ist spl· 
ter entstanden und die Besetzerinnen und 
Besetzer waren meist jOnger. Sie sind in 
einer Zelt politisiert worden, in der die 
Frauenbewegung nicht mehr so viel StAr· 
ke hatte. 
Aber sowohl beim HAuser besetzen, als 
auch ln der Anti·AKW·Bewegung, sogar ln 
reinen Frauengruppen, mOssen wir unse­
re eigene Selbstunterschltzung Oberwln· 
den, die der Gegenpart zur Macho·Kultur 
Ist. Frauen sind dazu erzogen worden, 
einer offenen Konfrontation mit der 
Macht und der Gewalt auszuweichen, so­
lange es· geht. Dadurch mac~en wir uns 
"zu Opfern. 
Bei der Frauenblockade der Wendiand­
blockade ist diese Haltung nicht Ober· 
wunden worden. WAhrend . die Konzepte 
for die beiden nOrdliehen Stra6en eine To:­
talblockade des Autoverkehrs vorsahen, 
war das Ziel der Frauenblockade, ledi.g· 
lieh die Durchfahrt "fOr die Autos zu er· 
schweren. Als eine kleine Gruppe von 
Frauen, die mit dem Konzept nicht einver· 
standen war, ein paar Blume quer Ober 
die Straße zog, beseitigten andere Frauen 
selbst die Blume. 
Ich hatte schon vorher den Eindruck, daß 
die Frauen einer Konfrontation mit dem 
Polizeiapparat aus dem Wege gehen wo II· 
ten und empfand da.s Konzept als zu un· 
entschlossen. Ich bin mit den anderen 
Frauen dieihnlieh dachten, zur Blockade 
der 191 gegangen, auf der Materialblocka· 
den die Straße volistAndlg dicht machen 
sollten. Doch. hierbei waren wir wieder 
den doppelten Schwierigkelten in ge-

Ansitze der gefAhrliehen SelbstOber· des harten Mannes zu entsprechen. Frau mischten Gruppen ausgesetzt. 
schltzung, die auch · schon Im Zusam· mußte auf Besetzerlinnen· Froher habe Ich mal auf eine Wandzel· 
menhang mit den Atomlnglnleuren aufge- Versammlungen bereit sein, sich an~rOI· tung im Frauenhaus von 1004 gesehrte-
taucht Ist. Jen zu lassen, wenn sie nicht die passen- ben, daß Gewaltfreiheit eine Wider· 
(Nur· solche Mlnner ln der Gegenbewe- de Meinung hatte. Besonders schlimm standsform sei, die gerade Frauen mehr 
gung haben nicht die Mittel in der Hand, war es, wenn sie dann auch noch in ihrer entsprlche. For diesen Satz kOnnte ich 
um mit ihrer SelbstOberschltzung so viel Kleidung nicht der Norm entsprach. mich jetzt ohrfeigen! Wie soll trau sich 
Unheil anzurichten). (Wie m.an's nimmt, Im Vergleich dazu sind die Umgangsfor· gewaltfrei gegen eine Vergewaltigung 
die sazzerln). · men in der Anti·AKW-Bewegung schon et· wehren? Gerade unsere viel zu wenig ent· 
Die Macho-Kultur Im militanten Teil der was angenehmer, sodaß es manchmal wickelte Gegenwehr bietet den MAnnern 
Bewegung war bei den Hausbesetzern möglich Ist, einen Satz zu sagen, ohne die MOglichkelt der UnterdrOckung. Unse-· 
noch krasser ausgeprlgt. Dort gab es nar· gleich auf •Kampf• vorbereitet zu sein. re Wehrlosigkeit ·Ist leider mehr, als nur 
zlstlsche Rituale, durch die sich die •Star· VIelleicht liegt es daran, daß die Tradition eine Ideologie der •Gewaltfrelheit•. Wenn 
ken MAnner• nach außen darstellten. der Anti·AKW-Bewegung IIter Ist, und es nur das WAre, kOnnten wir sie ja 
Wortradlkalltlt, Kleidung, Bewegungen, daß sie noch mehr von den StArkezelten schnell durch eine andere Erkenntnis 
alles war darauf abgestimmt, dem Bild der Frauenbewegung beelnflußt wurde. Qberwinden. Aber sielst bei uns ganz tief 

lllllienische Feministinnen dmwnstriuen jeden Miltwoch vor dem Ptul4melll in Rom. de Groul) 
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Frauen 
verankert worden: •MAdchen prOgeln sich 
nicht!• wurde uns eln.gelmpft und tat· 
sichlieh war dann unsere Bestimmung 
eher verprOgelt zu werden, als selber zu 
prOgeln 
Eine Frau, die zusammen mit Ihrem 
Freund von Bullen verprOgelt worden war, 
erzlhlte mir, daß sie diese von MAnnern 
ausgeObte Gewalt viel ernledrigender 
empfunden hatte, alsihr Freund. ln der SI· 
tuatlon reprAsentleren die Bullen nicht 
nur die Staatsgewalt, sondern außerdem 
Mlnner, die bei den SchiAgen Ihren gan· 
zen Frauenhaß herauslassen.(Siehe auch 
das besonders brutale Vorgehen von Bul· 
len auf Frauendemos, Weiberfastnacht 
usw., d.s'ln.) 
Unsere Erziehung zur Wehrlosigkeit hat 
weltreichende Folgen. Selbst wenn wir 
mehr Entschlossenheit an die Stelle un· 
sere anerzogenen Zaghaftigkeit setzen 
wollen, sind doch unsere Jahrzehnte al· 
ten Ba.rrleren noch lange nicht Oberwun· 
den. Ich nehme sogar an, daß bel der 
Frauen-Wendlandblockade Im Prinzip der 
Wunsch vorhanden war, sich einer Kon· 
frontatlon zu stellen. Aber bel der praktl· 
sehen Umsetzung fehlt noch sehr viel. 
Dabei schließe Ich mich nicht aus. 
Manchmal werde Ich Sehr passiv, wenn es 
11efAhrllch wird, und Jasse ~och wieder 
die Mlnner entscheiden. Hinterher stelle 
Ich meistens fest, daß Ihre Entscheldun· 
gen nicht besser waren, als es meine ge­
wesen waren. 
Eine eigene Mltltanz zu entwickeln Ist viel 
schwerer, als sich an den von MAnnern 
vorgegebenen Mustern zu orientieren. 
Manche Frauen, die Ihre Zaghaftigkeit 
Oberwunden haben, gleichen sich wieder 
den Ritualen an, die Ihnen die MAnner vor· 

- gemacht haben. (Rituale, wie Ich sie Im 
Zusammenhang mit den Hausbesetzern 
beschrieben habe) 
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Aber all diese WOnsche zu erfOIIen, die 
tief eingepflanzten Barrieren zu Oberwln· 
den, solldarfscher Umgang mit unse.rer 
Angst und Ihre Überwindung, all das geht 
natOrllch viel leichter, wenn wir ln unserer 
unmittelbaren Umgebung nicht mehr mit 
MAnnern zusammenarbeiten. Daher die 
Frage, warum engagieren wir uns nicht ln 
der Frauenbewegung? 

Meine Entscheidung hat sehr unter· 
schiedliche Grande. Sie Ist zum Tell ein 
Produkt meiner perSOnliehen Geschichte. 
Ökologie-Themen waren for mich die er· 
steil Fragen, die nilch grandlich aufrOttel· 
ten. Splter wollte Ich auf vorhandenen Er· 
fahrungen aufbauen und eine llngere 
Kontlnultlt ln dem Bereich entwickeln, 
der mein politischer Ansatzpunkt war. 
Hinzu kommt noch, daß durch Atomkraft 
(sowie auch bei verschiedenen anderen 
Umweltsauerelen) Schiden angerichtet 
werden, die splter nicht mehr repariert 
werden kOnnen. 
Ein weiterer Grund fOr meine Schwer· 
punktsetzung Ist, daß es ln der Anti·AKW· 
Bewegung ein konstruktives Spannungs­
verhlltnls zwischen bOrgerllchem Protest 
und radikalerem Widerstand gibt, wie ln 
kaum einer anderen Bewegung. Das alles 
hat bel mir, zusammen mit noch einigen 
anderen Faktoren dazu gefOhrt, daß Ich 
zumindest an dem Thema Atomkraft wel· 
termachen wollte. 
Doch Frauenpolitik heißt ja nicht, sloh auf 
sogenannte •frauenspezlflsche- Themen 
zu reduzieren, denn es gibt keine Tran-: 
nung von •Frauenproblemen• und ande­
ren Themen. Frauenpolitik kann auch hel· 
Ben, sich mit anderen Frauen gegen 

Atomkraft oder Kriegsvorbereitung und 
KrlegsfOhrung, gegen Wohnraumzerato­
rung, Knut, Vergiftung durch die oheml· 
sehe Industrie usw. zu wehren. 
Die UnabhlnglgkeJt von Frauengruppen 
darf meiner Meinung nach rilcht zur Insel 
werden. Wir sollten sie nutzen, um unsere 
Positionen offensiv ln den verschiedenen 
Gegenbewegungen gegen diese Gesell· 
schaft einzubringen. · 
~lne Frauengruppe, ln der wir letztes Jahr 
gegen Atomkraft aktiv waren, Ist leider 
zerfallen, weil jede einzelne von uns an 
einem anderen Thema Ihren Schwerpunkt 
setzen wollte, Mlttelamerlka, Imperialis­
mus und Patrlachat, Anti·AKW·Arbelt • es 
gab so vieles, was einzelne von uns ma- . 
chen wollten. Wir konnten uns nicht elnJ. 
gen; unsere politische-Geachlohte war zu 
unterschiedlich und die BezOge zu den 
einzelnen Themen nicht gleich Intensiv. 
Nach dem Zerfall sind wir wieder zer· 
streut zum Tell ln gemischte Gruppen zu 
den jeweils von uns bevorzugten Themen 
gegangen. Damit war Ich wieder einen 
Schritt zurOckgeworfen. Wir waren ln der 
Gruppe schon ln mancher Hinsicht dich· 
ter an meiner Utopie, als Ich es jetzt bin. 
Ich mOChte weiter gegen Atomkraft aktiv 
sein, aber viel lieber zusammen mit Frau­
en, als mit Mlnnern. Wir kOnnen ln Grup­
pen viel besser bel den Versammlungen 
unsere Positionen vertreten. 
Wir kOnnen vorher durch Diskussionen 
untereinander mehr Klarheit Ober unsere 
Stand- und Bewegungspunkte gewinnen. 
Ich mOChte Jedoch nicht die vOIIIge Aus· 
grenzung von soelner Frauengruppe aus 
den Organisationszusammenhingen der 
Anti·AKW·Bewegung. Ich will ln dJesen 
ZusammenschlOssen die Mlnner Immer 
wieder mit den Positionen der Frauenbe­
wegung konfrontieren. 
Und der Wunsch nach Zusammenarbeit 
mit Frauen Ist nicht unabhlnglg von der 
politischen Vorstellung der einzelnen 
Frauen. Ich mOChte nicht zu Formen kom· 
men, wie . sie bel der Frauen· 
w_,ndlandblockade gewlhlt wurden. Ich 
mOChte nicht mit Frauen ln mystische 
Sphlren abwandern, oder mich aus­
schließlich auf Selbsterfahrung konzen· 
trleren. Ich hab ein sehr ungutes GefOhl, 
wenn uns Bullen gegen Vergewaltiger hel· 
fen sollen. 
Frauenbanden, die Ihre Wehrloslgkalt 
Oberwlnden, kOnnen radikale Formen des 
Kampfes gegen Atomanlagen finden, 
oder·auch maleinen Vergewaltiger selbst 
das FOrchten lehren. 
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Innerhalb des BBU hat es in den vcrgangenen Monaten heftige 
Kontroversen um Einfluß und Politik der SPD im Verband ge­
geben, der Rücktritt des Vorstandsmitgliedes lnge Ammon 
macht dies z.T. öffentlich.Während einige für den BBU bedeu­
tende Bfs derteit über Austritt diskutieren, ist die Schwandor­
fer BI gerade eingetreten. Ob der BBU am Ende ist, ist also so 
einfach nicht zu beantworten. Möglich ist auch, daß in der Mit· 
gliedschaft eine der Vorstandszusammensetzung folgende Aus· 
differenzierung Richtung SPD stattfindet. die zumindest so­
lange Chancen hat, wie sieb die SPD in der Regierungsopposi­
tion befindet. Wir dokumentieren im Folgenden das Papier ei­
nes Bremer BI-Treffens in Bremen, bei dem sich die BBU-Kriti· 
ker zusammenfanden und nach neuen Möglichkeiten der Koor· 
dination jenseits von Vereinklüngel suchten. 
Weitere Diskussionspapiere turn BBU sind jederzeit willkom­
men. 

Erklärung: 
Warum wir aus dem BBU austreten 
Die Rolle des Bundesverbandes Bürgerinitiativen Umweltschutz 
(BBU), früher ein fortschrittlicher, kämpferischer und außer· 
parlament~cher Umweltverband, hat sich gewandelt. 
In den 70er. Jahren hat der BBU ~esentlich dazu beigetragen, 
eine bundesweite Koo~dination unabhängiger Bürgerinitiati­
ven zu organisieren. Als Sprachrohr von vielen lokalen und re­
gionalen Initiativen im Umwelt und Friedensbereich sorgte der 
BBU flir eine notwendige Presseöffentlichkeit Mit dem umfang­
reichen , vom BBU verbreiteten Informationsmaterial war es 
den Umweltinitiativen möglich, den Gedanken des Umwelt­
schutzes in der Bundesrepublik bekannt zu machen. Zu De­
montrationen gegen umweltzerstörende Großprojekte wurde 
vom BBU mitaufgerufen und vor Ort unterstützt. Die damalige 
Zielsetzung des BBU. die Umweltinitiativen zu stärken, war 
Gru.nd für uns, dem Verband als Mitgliedsgruppe beizutreten. 
Ende der 70er, Anfang der 80er Jahre nahm der staatliche 
Druck auf die Bürgerinitiativen im Zuge der Auseinanderset­
zungen um Großprojekte zu. Demonstrationen, sachkundiges 
Argumentieren und Unterschriftensammlungen konnten die 
herrschenden Politiker und Wirtschaftsfunktionäre nicht davon 
abhalten,ihre Pläne weiter durchzusetzen. Als eine Konsequenz 
gründete sich die Partei der GRONEN, um auf parlamentari­
schem Weg Einfluß zu nehmen. 
Als andere Konsequenz wäre es hier, zu diesem Zeitpunkt, die 
eindeutige Aufgabe des BBU geweaen, die außerparlamentari· 
sehe Protest und Widerstandsbewegung der Umweltinitiativen 
offensiv zu unterstützen. 
Schon ab 1976 haben wir auf den Mitgliederversammlungen 
versucht, uns einzubringen mit Anträgen zu mehr Transparenz 
der Vorstandsarbeit und zu einer offenen Diskussion über den 
politischen Standort und die Strukturen des BBU. Dabei haben 
wir die Erfahru.ng gemacht, daß von seiten des BBU-Vorstands 
unsere staats- und systemkritische Haltung und unsere offensi: 
ven Forderungen nach mehr Selbstbestimmung zunehmend un­
terdrückt wurden. 
Ende März 1985 haben sich Vertreterinnen und Vertreter der 
unterzeichnenden und anderer kritischer Bürgerinitiativen ge­
troffen. Nach einer ausführlichen Diskussion sind es drei zen· 
tr~e Punkte, die uns zu .unserem gemeinsamen Austritt veran­
laßt haben: 

1. Ergebnis der Einbahnstraßenpolitik des BBU 
Der BBU hat seine zentrale Aufgabe als Multiplikator und Or­
ganisator einer staatsunabhängigen Umweltbewegung verloren. 
Dienstleistungen f'ur Bürgerinitiativen und kritische Mitbürger 
(Informationsmaterialien, Pressekonferenzen und anderes) wer­
den heute auch von Parteien und großen Naturschutzverbän­
den wahrgenommen. Die politische Funktion des BBU als Im~ 
pulsgeber f'ur Kampagnen, Großveranstaltungen und Aktionen 
ist nahezu verkümmert. 

2. Sozialdemokratisieru.na der Umweltschutz- und Friedens­
bewegung 
Mit einer atemberaubenden Geschwindigkeit haben die sozial­
demokratischen Funktionäre es seit der "Wende"l983 verstan­
den, das Umweltschutz- und Friedensbed.ürfnis der bundesdeut­
schen Bevölkerung f'ur ihre parteipolitischen Interessen zu ver-

einnahmen. Wir stellen fest, daß die Sozialdemokraten, gegen 
deren Politik sich in den 70er Jahren die Umwelt- und Frie­
densbewegung gegründet hat, sich heute an die Spitze eben 
dieser Bewegung zu setzen versuchen . Diese Praxis hat Traditi­
on: 
- Vereinnahmung der Anti-Atom-Tod-Bewegung in den 50er 

Jahren. 
- Vereinnahmung der außerparlamentarischen Protestbewe­

gung mit dem Schlagwort "Mehr Demokratie wagen" Ende 
der 60er Jahre. 

Für uns steht heute fest, daß von dieser traditionsreichen Ver· 
einnahmungsstrategie sowohl die Bürgerinitiativbewegung als 
auch der BBU-Vorstand nicht ausgenommen bleiben. 

3. Verselbstständipng und Unkontrollierbarkeil des BBU-
Vorstands 

Der BBU-Vorstand ist zu einem von uns unkontrollierbaren · 
Wasserkopf geworden. Bürgerinitiativen und Arbeitskreisen ist 
es auf den Mitgliederversammlungen - laut Satzung des BBU 
das höchste Greriüum - nicht mehr möglich, die Tätigkeit des 
Vorstands einzuschätzen und zu kontrollieren. Vorenthaltung 
von Information, Wahlmanipulation und gezielte Desinforma­
tion durch den BBU-Vorstand haben dazu geflihrt, daß wir, die 
Bürgerinitiativen und Arbeitskreise im BBU, nur noch als Ku­
lisse für diesen Vorstand dienen. 
Folgende Vorfälle sind Ausdruck dieser abgehobenen und un­
kontrollierbaren Vorstands-Tätigkeit: 
- Polizeigespräche L()CCum 1982/83 
- Wahlmanipulation auf der Mitgliederversammlung 1983 
- Kündigung des Umweltmagazins 1984 
- Gründ~g eines Spendensammelvereins 1984/85 
Verhandelte Berechenbarkelt unseres Widerstandes ! 
Installierung eines gefüaigen, von Sozialdemokraten majori­
sierten Vorstandes ( Mitgliederversammlung 1984) 
Unterdrückung von Kritik aus den eigenen Reihen ! 

Eigentlich hätte das schon genügen sollen ! 
Die geheime Gründung des Spendensammelvereins am 1 0.11. 
1984 brachte unsere Geduld endlich zum Überkochen. Trotz 
mehrfacher Nachfragen auf der Mitgliederversammlung in 
Würzburg, nur 14 Tage später, wurde uns die Information über 
die Tätigkeit des Spendensammelvereins in Nürnberg von Vor­
standsmitgliedern bewußt vorenthalten. 
Wir sind nicht länger bereit, uns als Feigenblatt flir reformisti­
sche, abgehobene und selbstherrliche Vorstandspolitik im BBU 
mißbrauchen zu lassen I Eine grundsätzliche Erneuerung nach 
dem außerparlamentarischen Verständnis von Bürgerinitiativ­
und Widerstandsbewegungen erscheint uns in den Strukturen 
d.es BBU nicht mehr möglich. 
Mit dieser Erklärung wenden wir uns an alle lokalen und regio­
nalen Bürgerinitiativen und Initiativzusammenschlüsse. Wir 
würden uns freuen, wenn ihr diese Erklärung bekannt macht 
und darüber diskutiert. Eine Stärkung des selbstbestimmten 
Kampfes und der außerparlamentarischen Verantwortung hal­
ten wir für unabdingbar. 
Kontakt: AK Verkehr, Cheruskerstr. 10, 1000 Berlin 62 
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Entsorgung 

Schwarzer Tag für die 
Atommafia 

.,Mit die1em Urteil haben wir nicht ge­
rechnet". Das war der spontane und des­
halb wohl ehrliche Kommentar von 
DWK Vertretern zum Zwischenlager-Ur­
teil des VG Stade, Kammer Lüneburg. 
In der Tat, entgegen früheren Entschei­
dungen des gleichen Gerichts ist zunächst 
die Einlagerung von abgebrannten Brenn­
elementen (BE) in das Transportbehäl­
terlager (TBL) Gorleben gestoppt. 
Die Atommaf1a jault und ist eher ratlos. 
" Wenn diese1 Urteü Be1tand hat, dann 
haben die Aomgegner dJU Aompro­
gramm ge1chafft", so Alexander Warri­
kof, CDU-MdB und Über- Atomlobbyist 
in Bonn. 
Ob dieser höchst erfreuliche Zustand 
der Verwirrung der 'Entsorgungsstrate­
gen' länger anhält ist ungewiß. Schon 
haben die DWK und die Godeben-Ge­
nehmigungsbehörde PTB Widerspruch 
eingelegt. In einigen Monaten wird das 
OVG Lüneburg in zweiter Instanz ent­
scheiden, und dann kann alles anders 
aussehen. Die Begründung des Urteils 
allerdings ist bemerkenswert. Kommen­
tar des NDR:,,E1 lie1t lieh 10, al.r 1ei e1 
von den Aomkraftgegnern 1elb1t ge­
IChrieben." 
Fazit des Urteils: die Kammer sieht 
ebensowenig eine Rechtsgrundlage für 
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den Betrieb des Zwischenlagers wie eine 
Möglichkeit nach 40 Jahren das Zwi­
schenlager wieder leerzuräumen. Die Si­
cherheit schließlich, so das Gericht wei­
ter, sei nicht nachgewiesen. 
Dies ist in j~dem Fall Grund genug, sich 
die 'Entsorgungssituation' bundesdeut­
scher AKW's und die Zukunft des TBL 
Gorleben genauer anzusehn. 

Wohin mit dem Atommüll? 

Mitte der 60er Jahre ging in Kahl (Bay­
ern) das erste AKW der BRD mit einer 
Leistung von 16 MW an's Netz. Seit die­
ser Zeit wird im großen Umfang Atom­
müll produziert. 
Derzeit sind .15 Leistungsreaktoren (grö­
ßer als 300 MW) mehr oder weniger in 
Betrieb. Das bedeutet, daß allein in die­
sem Jahr rd. 350 t abgebrannte BE an­
fallen, die irgendwo gelagert werden 
müssen. 
Der 'Entsorgungsberichf der Bundes.re­
gierung vom August 1983 geht davon 
aus, daß im Jahr 1990 eine Atomenergie­
leistung von 23 600 MW und im Jahr 
2000 von 30 200 MW installiert sein 
wird. 

Allein zwischen 1985 und dem 1 ahr 2000 
werden also rund 8900 t abgebrannte 
BE anfallen. Die DWK macht für dieses 
Problem die folgende Rechnung auf: 

,,Durch Verträge mit au1ländilchen 
Wiederaufarbeitem, d. h. der britilchen 
Rrma BN FL und der franzölilchen Co-

gema lind von dielen 8900 t ab 1985 
2700 abgedeckt. Bu heute lind nach 
Rankreich aus der B RD rd. 1200 t ge­
liefert worden, nach England rd. 20 t 
(Davon sind·C4. 500 t aufgearbeitetJ 
Der verbleibende Rm an ausgedienten 
BE von 6200 t wird in kraftwerkseige­
nen Lagerbecken oder in den DWK-Zwi­
lchen'lagem G·orleben und Azaus einge­
lagert. .AJ Inbetriebnahme der W AA 
Wackersdorf 1993 werden dann bu zum 
Jahre 2000 in dieler W AA rd. 2000 t 
Uran aus ausgedienten BE wiederaufa..­
beitet werden. 
Au die1er groben und pauschalierten 
Mengenb~trachtung folgt, daß ftlr d4l 
Jahr 2000 mit einem Lagerbelland an 

· ausgedienten BE in einer G rößenord­
nung von rd. 2500 t in der W AA Wak­
ker.rdorf (n.ach dem Jahr 200(1 wieder­
aufgearbeitet und diesbezüglich des Fe­
stes in Höhe von rd. 1500 t miüsen dann 
auch andere Entsorgungsmöglichkeiten 



benutzt werden. Dazu gehört in erster 
Linie eine verstärkte Alsnutzung der 
W AA Wackersdorf durch Erhöhung der 
betrieblichen Verfügbarkeit auf rd. 450 
t und 500 t Jahresdurchsatz, der von 
der DWK angestrebt wird. Darüberhin· 
aus werden voraussichtlich auch Mög­
lichkeiten dazu bestehen, BE im Als­
land wiederaufarbeiten zu lassen, und 

Brennelement-Entsorgung 

• Kumulierter BE-AnfalL 
1985-2000 8900t 
davon ins Ausland 2700 t 

• v~rbleiben für 
Zwischenlager 6200t 
hiervon werden in der 
WA 350 aufgearbeitet 
(1993-2000) 2200t 

• d. h. im Jahr 2000 befinden 
sich in Zwischenlagern 4000t 
hiervon Vorratshaltung für 
WA 350 (Wiederaufarbeitung 
nach dem Jahr 2000 •. 
7jährige Vorlagerzeit 2450t 

• verbleiben für Entsorgung 
im Ausland ader für 
WA 350 (Durchsatz-
erhöhungauf 500 t)·oder 
direkte Endlagerung 1550 i 

Entsorgung von ausgedienten Brennelementen, die. 
aus deutschen LWR·Kernkraftwerken zwischen 1985 
und 2000 entladen werden müssen, Quelle: OWK 

gegebenenfalls könnte auch der zusätzli· 
che Entsorgungswege, nämlich die Mög· 
lichkeit zur direkten Endlagerung, ge· 
nutzt werden. " 
Soweit H. G. Scheuten, er ist Vorstands­
vorsitzender der DWK, in den 'Energie­
wirtschaftlichen Tagesfragen' vom März 
1985 (vgl. Tabelle). 

Tausendsassa WAA? 

Dieses 'Entsorgungskonzept' ist nicht als 
ein Papiertiger. Zwischenlager und WAA 
spielen die zentrale Rolle. Insbesondere 
die WAA Wackersdorf übernimmt einen 
merkwürdigen Part. Ein Teil der abge­
brannten BE wird wiederaufgearbeitet, 
was übrig bleibt wird später wiederauf­
gearbeitet und was dann noch übrig 
bleibt, wird auch wiederaufgearbeitet, 
indem mann einfach einen höheren Ta­
gesdurchsatz bei der W AA ansetzt. Ein 
richtiger Tausendsassa also, diese WAA? 
Kein Stück, denn selbst wenn sie tech­
nisch gefahrlos betrieben werden 
könnte, was aber hier nicht zur Debat­
te steht und von der DWK selbst nicht 
angestrebt wird, selbst wenn sie die an­
gestrebte Kapazität erreichen würde, 
was aber weltweit noch keine W AA ge­
schafft hat, selbst dann wäre eine W AA 
kein Beitrag zur Lösung des Atommüll­
problems. Die W AA verschärft es viel­
mehr, denn sie vergrößert das Volumen 
der später . endzulageroden Abfälle um 
ein Vielfaches und wird nach spätes­
tens 20 Jahren selbst Atommüll. Dies 
hat jüngst in Bonn der Vertreter der 
EVU's und DWK-Vize C. Satander auf 

Entsorgung 

Befragung von Abgeordneten auch be­
stätigt. 

Die DWK selbst sagt, wenn sie von der 
'Entsorgung' spricht kein Wort zu einem 
Endlager. Mit gutem Grund, denri selbst­
verständlich kann erst dann von der Lö­
sung des 'Entsorgungsproblems' gespro­
chen werden, wenn ein sicheres Endla­
ger zur Verfügung steht. Weltweit kann 
davon keine Rede sein. Das einzige Pro­
jekt, das in der BRD für die Endlagerung 
hochradioaktiver, wärmeproduzierender 
Abfälle verfolgt wird, ist das Endlager 
im Salzstock Gorleben. Die Ergebnisse 
der bisherigen Bohrungen jedenfalls las­
sen den Salzstock eher als einen nassen 
Schwamm denn als mögliches Endlager 
erscheinen. Neuere amerikanishce Studi­
en kommen zu dem Ergebnis, daß Salz 
grundsätzlich kein geeignetes Endtager­
medium ist. 
Hier liegt für die nächsten Jahre ein 
Schwerpunkt des Widerstands, so jeden­
falls hat es die Atommüllkonferenz An· 
fang April in Ahaus beschlossen. 
Die Zwischenlagerung ist im 'Entsor­
gungskonzept' der Bundesregierung und 
der EVU's die Achillesferse. Zwischenla­
gerung ist sowohl in den Kompaktla­
gern des jeweiligen AKW's, wie auch in 
externen Lagern, wie Gorleben geplant. 
Ein gleiches Lager ist in Ahaus in Bau, 
für Würgassen und Stade sind kleinere 
geplant. Gorleben und Ahaus haben eine 
Kapazität von je 1500 t BE. Beide Lager 
werden als 'Entsorgungsnachweis' für äl­
tere AKW's ohne eigene Kompaktlager 
z. B. für Würgassen, Stade Biblis A+B, 
Neckarwestheim und Phillipsburg I 
dringend benötigt. 

Fortsetzung nächste Seite 

Zwischenlager einsturzgefährdet! 

Stellungnahme 

Die Zwischenlager bei Gorleben 
sind über dem Gipshut des Salzstocks 
Gorleben errichtet worden.Nach den 
Ergebnissen der Salzspiegelbohrungen 
zur Erkundung des Salzstocks auf sei­
ne Eignung als Endlager ist festgestellt 
worden, daß der Gipshut mehr oder 
weniger stark verkarstet ist, d.h. Lö­
sungshohlräume aufweist. Wenn die 
Gewölbedächer über Karsthöhlen ein­
stürzen, bilden sich an der Erdoberflä­
che in der Regel Einbruchstrichter, die 
man als Erdfälle oder Dolinen bezeich­
net. Um eine Einbruchsgefahr auf einer 
bestimmten Bebauungsfläche ausschlie­
ßen zu können, müßte man durch ein 
dichtes Netz von Salzspiegelbohrungen 
nachweisen, daß keine oder zumindest 
unbedeutende Hohlräume vorhanden 
sind. 

Derartige Untersuchungen sind auf 
dem Zwischenlagergelände bei Gorle­
ben nicht durchgeführt worden, ob­
gleich u.a. auch das Nieders. Landesamt 
für Bodenforschung (NLfB) in Hanno­
ver im Jahre 1981 empfohlen hat, "das 
Baugelände auch im Hinblick auf mög­
liche Verkarstungen durch entsprech­
ende Bohrungen zu untersuchen." 

Verzichtet man aber, wie hier ge-

schehen, auf solche Bohrungen, dann 
hätte man als Ausgleich wenigstens ei­
ne spezielle Gründung der Zwischenla­
gergebäude ausführen müssen. D.h. die 
Gebäude hätten auf einer starren Bo­
denplatte errichet werden müssen, so 
daß im Fall der Entstehung eines Erd­
falls dieser praktisch überbrückt würde, 
ohne daß Teile der Gebäude mit hinab­
stürzen können. Eine derartige Grün­
dung ist jedoch nicht ausgeführt wor­
den. Stattdessen wurde nur eine Nor­
malkonstruktion mit Hallenstützen auf 

Einzelfundamenten, Außen- und Gie­
belwänden auf Steifenfundamenten so­
wie Bodenteilplatten mit Trennfugen 
gewählt, die bei einer Erdfallentstehung 
nicht tragfähig ist. 

Unter diesen Aspekten ist es unver­
verständlich, daß fiir die Zwischenlager 
sowohl eine Bau- als auch eine Be­
triebsgenehmigung erteilt worden ist. 

Prof. Dr. Eckhard Grimmet, Institut für 
Geographie und Wirtschaftsgeographie, 
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Entsorgung 

Lediglich ftir die neuen 1300 MW- Re­
aktoren . der Baulinie 80, die alle mit 
Kompaktlagern versehen sind, ist ftir ca. 
8-9 Jahre Lagerkapazität vorhanden. Al­
le alten AKW's ohne Kompaktlager sind 
bis zur Halskrause voll und haben erheb­
liche Probleme, die geforderte 6-9jähri­
ge Entsorgungsvorsorge· nachzuweisen. 

Es also, dürfen die Zwischenlager 
und Ahaus nicht in Betrieb 

in der Tat einen 'Entsorgungs­
te:ngiliW'. Was sind nun die Gründe, die 

VG Stade zum vorläufigen Verbot 
Einlagerung veranlaßt_hab~n? 

Zwischenlagerung illegal 

VG Stade, Kammer Lüneburg, sagt, 
daß es im Atomgesetz (ATG) für diese 
Art der Zwischenlagerung gar keine 

gibt. Es hat festgestellt, 
der Novelle zum ATG von 

der sog. Ensorgungsnovelle k e i­
e gesetzliche Regelung zum Bau und 

zum Betrieb von externen Zwischenla­
gern eingeführt wurde. 
"Dir die Entsorgung schwebte dem 
Gesetzgeber ein - damall projektierter­

•.!lres~~hlos3:en,er Entsorgungspark vor. Die 
ll'G sollten demnach eine lük­
Iegelung der Entsorgung tref-

von der Physikalisch-Technischen -
Bundesanstalt (PTB) als Genehmigungs-
behörde gewählte Verfahren hatte zur 
Folge, daß keine Bürgerbeteiligung nach 
dem Atomrecht, wie sie etwa bei den 
weit weniger gefährlichen Landessam­
melstellen zwingend vorgeschrieben ist, 
durchgeführt wurde. Dieses Verfahren 
bedeutet aber auch, daß die Genehmi­
gungsbehörde auf den laufenden Betrieb 
des Lagers keinen Einfluß mehr hat. 
Auch die atomrechtliche Genehnugungs­
behörde des Landes Niedersachsen hat 
keine Eingriffsmöglichkeiten. Einzig zu­
ständig ist jezt die winzige Baubehörde 
des Landkreises Lüchow-Dannenberg. 
Dort gibt es keinen einzigen Fachmann 
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Dieser unhaltbare Zustand ist eine Folge 
der rechtlichen Klimmzüge, die einzig 
die Durchsetzung der Zwischenlager er­
möglichten. 
Das VG erklärt daher in seinem Urteil: 
" ... Daher wird angesichtsder im Entsor­
gungsbereich in den bisher vorhandenen 
Bestimmungen grundsätzlich angeordne­
ten G e11ehmigungsbedürftigkeit sowohl 
der Errichtunng, als auch des Betriebes 
der Allagen ( .. j eine spezialgesetzliche 
Iegelung für die Errichtung u n d für 

den Betrieb des Zwischenlager zu for­
dern sein." 
Das Gericht hat auch die Sicherheit des 
Zwischenlagers für abgebrannte BE 
grundsätzlich in Zweifel gezogen. Es hat 
den von der BI Umweltschutz Lüchow­
Dannenberg unterstützten Klägern atte­
stiert:"Sie haben substantiiert dargelegt, 
daß wesentlich' höhere T ransportbehäl­
tertemperaturen als von der Beigelade­
nen (DWK/BLG) angegeben zu erwarten 
seien, als deren lölge umfangreiche Hüll­
rohrschädenauftreten werden, wodurch 
bei nicht auszuschließenden Undichtig· 
ketten des Dichtungssystems der Trans­
portbehälter radioaktive Stoffe in erheb­
lichem Maß frei werden können." 

Die Möglichkeit, schadhafte Castor-Be­
hälter wie vorgesehen aus dem Zwischen­
lager abzutransportieren, ist nicht rea­
lisierbar."Das G e[ährdungspotential ist 
auch nicht, wie etwa bei Kernkraftwer· 
ken, durch AJschalten schnell zu ver­
ringern, sondern allenfalls durch einen 
langwierigen AJtransport der zwischen· 
gelagerten Stoffe, der aber mangels an­
derer Allagen nicht realisierbar er­
scheint." 
"Die Zwischenlagerung könnte sich der­
gestalt in eine Dauerlagerung ver­
wandeln." 
Damit hat das Gericht zugleich darauf 
hingewiesen, daß es derzeit keine Ent­
sorgung des Zwischenlagers gibt. Das 
Gericht sagt:"/m Hinblick auf die bishe­
rige Entwicklung dürften ( .. j durchaus 
Zweifel bestehne, ob zum Ende des Ein­
lagerungszeitraums tatsächlich eine W AA 
oder ein Endlager realisiert werden 
können." 

Es ist also festzustellen: 
!.Externe Zwischenlager sind grundsätz­
lich kein Beitrag zur . da 

nach der geplanten langen Zwischen­
lagerung von 40 Jahren die Entladung 
der . Castor-Behälter unmöglich wird. 
Zwischenlager vergrößern das Atom­
müllproblem. 
2. Für den Betrieb von AKW's fehlt jetzt 
auch der formale Entsorgungsnachweis. 
Die PTB selbst hät in diesem Verfahren 
argumentiert:" ... die bis 1992 zu er­
wartenden insgesamt etwa 5590 · t 
Schwermetall in !Orm von bestrahlten 
BE könnten nur zu einemTeil der WAA 
in Karlruhe und ausländischen Allagen 
zugeführt werden. Der Entsorgungs­
nachweis werde von zahlreichen Kern­
kraftwerksbetreibern ab 1988 nur noch 
durch das Transportbehälterlager Gor-

. leben und wettere externe Zwischenla­
ger geführt werden können." 

~it der Klärung der Frage ob es denn 
eme Rechtsgrundlage flir externe Zwi­
schenlager gibt, ist auch das Bundesver­
fassungsgericht in Karlsruhe beschäf­
tigt. Die BI Lüchow-Dannenberg hatte 
schon 1982, als die Baugenehmigung· 
v~~ OVG Lüneburg für rechtmäßig er­
klart wurde, Verfassungsbeschwerde ein­
gelegt. 
Mit einer Entscheidung ist noch dieses 
Jahr zu rechnen. Sollte die Rechtsauf­
fassung des VG Stade vom Verfassungs­
gericht bestätigt werden, dann werden 

' wohl in einigen AKW's die Lichter aus­
gehen. 
Völlig ungeklärt ist die Frage was mit 
dem Müll geschieht, der ab i 990 aus 
Frankreich zurückkommt. Der 'Ent­
s?rgungs~ericht' der Bundesregierung 
s1eht dafur den Bau von Sicherstellungs­
lagern vor, die die HA W-Glaskokillen 
aufnehmen sollen. 
Solche Lager sind derzeit für Dragahn 
und ftir \Yackersdorf beantragt, wann 
und wo m1t dem Bau begonnen wird ist 
ungewiß. ' 
Da in 5 Jahren der Müll aus Frankreich 
zurückkommt und eine oberirdische Si­
cherstellung· nicht in Sicht ist dürften 
die Betreiber von AKW's in 'Zukunft 
in erhebliche Argumentationsnöte 
ko~.me~, wenn ~ie die Verträge mit 
auslandtschen Wiederaufarbeitern als 
den geforderten Entsorgungsnachweis 
verkaufen müssen. 

Hannes Kempmann 



Atommülleinlagerung gestoppt: 

Bodenbelag muß 
Was war die DWK stolz. Endlich, mit 

großem Polizeiaufwand war es ihr gelun­
gen, am 8. und 9.10. letzten Jahres ihre 
erste eigene Atomanlage in Betrieb zu 
nehmen: dasFaßlagerGorleben. 505 Fäs­
ser mit schwach- und mittelradioakti­
ven Abfällen aus dem AKW-Stade wur­
den angeliefert. 

Seit der Gründung dieser Gesell­
schaft mit beschränkter Haftung haben 
gut 360 Mitarbeiter ca. 1,5 Mrd. DM 
Verlust erwirtschaftet. 
Doch diese Tatsache bürgt nicht für Kom­
petenz beim Bau von Atomanlagen. Pein­
lich wurde es schon, als vor der Inbetrieb­
nahme bei einer Vorführung, die dem 
Einlagerungsvorgang demonstrieren soll­
te, der extra angekarrte LKW samt Con­
tainer nicht in die Halle fahren konnte, 
weil das Tor ca. 20 cm zu niedrig ge­
plant und gebaut worden war. Mit Ham­
mer und Meißel ging man daran, den 
Fehler zu beheben. Das man einen Not­
ausgang schlicht vergessen· hatte, merkte 
mann erst bei der Bauabnahme und wur­
de mit betretenen Gesichtern registriert. 
Richtig kriminell wurde es, als man 
.schwere Baumängel am Boden der Hal­
le vertuschen wollte. Dieser Boden ist 
ca. 5.500 qm groß und sollte ursprüng­
lich aus einer 60 cm dicken Betonplatte 
bestehen. Die Herstellung wurde einer 
Arbeitsgemeinschaft einheimischer Fir­
men übertragen, schließlich hatte mann 
Arbeitsplätze versprochen und die An­
lage hatte nicht gerade viele Freunde. 
Hier die Chronologie des Skandals: 

Im Frühjahr 83 mißlang die Her­
stellung einer ca. 60 cm dicken Beton­
platte: die Platte wies bis zu 2% Gefälle 
und eine sehr raube Oberfläche auf. 
- Im Oktober 83 verlangte das Gewerbe­
aufsichtsamt (GAA) Lüneburg deshalb 
eine zusätzliche VersiegeJung des Bo­
dens, um eine Verstrahlung besser "ab­
waschen" zu können. 
- Daraufhin läßt die DWK einen 2 cm 
dicken Estrich (Duralit - Sonderhärte 
800) - angemischt mit einer Salz(!)lö-

getreten werden. Die zusätzliche Strah­
lenbelastung für das Personal wird als 
hinnehmbar bezeichnet. 

Für die Betreiber war das Einlenken 
von GAA und TÜV dringend notwendig, 
da die für die erste Anlieferung vorge­
sehenen Fässer aus dem AKW Stade spä­
testens am 15.10.84 von Stade abtrans­
portiert sein mußten, um den weiteren 
Betrieb des AKWs zu ermöglichen. Un­
mittelbar nach (oder vor?) dem Eintref­
fen der ersten Fässer im Zwischenlager 
Anfang Okt. 84 bemerkten Mitarbeiter 
der BLG Schäden am Fußboden der La­
gerhallte. Metallene Abstandshalter, die 
aus Montagegründen in den Duram­
Estrich eingearbeitet wurden, waren nach 
einem Jahr so stark korrodiert, daß sie 
den Bodenbelag aufsprengten. 

Seit dem 12. Okt. 84, also nur vier 
Tage nach Anliegerung der ersten Fässer 
wurde die weitere Einlagerung auf An­
ordnung des GAA Lüneburg gestoppt. 
Pikant: das GAA Lüneburg hat in einem 
Eilverfahren, indem die BI Lüchow­
Dannenberg die Anlieferung noch stop­
pen wollte, und in dem das Gericht just 
an diesem 12.1 0. entschied, argumen­
tiert, es gäbe keinen Grund, an der Si­
cherheit des Fasslagers zu zweifeln. Von 
dem verfügten Einlagerungsstopp der erst 
Wochen später bekannt wurde, war vor 
Gericht keine Rede. Bis heute wird nun 
überlegt, wie die Schäden behoben wer­
den können. Letzter Stand der Dinge: 
Der Duralit-Estrich soll ganz rausgeris­
sen werden. Das GAA Lüneburg hat nur 
noch ein Problem: Der salzhaltige Ze­
ment ist Sondermüll. ~is jetzt wurde 
noch keine Müllkippe gefunden, auf der 
dieser Müll deponiert werden könnte. 
Der Einlagerungsstopp wird also mög­
licherweise noch einige Zeit andauern. 
Wärs n~cht so traurig, mensch wäre ver­
sucht, zu schmunzeln. Aber es ist nicht 
nur traurig, es ist auch kriminell. Ein 

E~sorgung 

Blick in das Strafgesetzbuch ist manch­
mal hilfreich, hier ist er auch erfreulich: 
Nach § 3lle StGB macht sich strafbar, 
wer wissentlich eine kerntechnische An­
lage oder Gegenstände, die zur Errich­
tung oder zum Betrieb einer solchen An­
lage bestimmt sind, fehlerhaft herstellt 
oder liefert und dadurch wissentlich ei­
ne Gefahr für Leib oder Leben eines an­
deren oder für fremde Sachen von be­
deutenden Wert herbeiführt ... 
Der TÜV Hannover wies darauf hin, daß 
der salzhaltige Fußbodenbelag eine stark 
korrodierende Wirkung hat. Auf dem Bo­
den abgestellte Atommüllfässer werden 
in kürzester Zeit undicht, ihr radioakti­
ver Inhalt gelangt an die Umwelt 

Durch den Fehler beim 
Bau ist damit eine Gefahr für Leib oder 
Leben, der in der Nähe der Anlage leben­
den Menschen, im Sinne der Vorschrift 
des StGB entstanden. Strafbar ist je­
doch schon der Versuch der fehlerhaften 
Herstellung. Diesen Versuch haben die 
Veranwortlichen bei den Betreibern un­
ternommen, in dem sie daraufhinwirk­
ten, daß ilas Lager ohne Beseitigung des 
Baufehlers in Betrieb gehe. · Ebenso 
liegt in dem Vorgang eine strafbare 
Handlung nach § 323 StGB, der lautet 
.. Wer bei der Planung, Leitung oder Als­
führung eines Baues oder des .AJbruchs 
eines Bauwerkes gegen die allgemein an­
erkannten Jegeln der Technik verstößt 
und dadurch Leib oder Leben eines an­
deren gefährdet, wird mit lieiheitsstra­
fe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstra­
fe bestraft. " 

Die Freude der DWK an ihrer ersten 
eigenen Atomanlage wird also möglicher­
weise nicht besonders lange andauern. 

Hannes Kempmann 

sung - auftragen. Wie aus der techni- 1,_••••••••••••••••••••••••••••••­schen Beschreibung des Herstellers zu 
entnehmen ist, korrodieren bereits bei 
einer Luftfeuchtigkeit von mehr als 85 
% Metalle z.B. Atommüllfässer, die mit 
diesen Belägen in Verbindung kommen. 

Schacht Konrad 
- Noch im Dezember 83 hält der TÜV Die von der Physikalisch Techni- Einrichtung des Atommüllagers zwei 
Hannover die8en Belag für ungeeignet. sehen Bundesanstalt (PTB) für April d. Jahre später. Da die Zeitplanung ins-
- Nun unter Zeitdruck im Juni 84, ver- J. angekündigte .Auslegung der Unterla- gesamt nicht geändert wurde, muß die 
sucht es die DWK mit einer Flüssigharz- gen für das atomrechtliche Planfeststel- PTB das Verfahren im weiteren Verlauf 
versiegelung. Dieser Versuch scheitert, lungsverfahren verzögert sich um min- straffen, um die jetzt entstandene Zeit-
da sich das Harz nicht mit dem Duralit- destens ein Jahr. Ursache dafür sind verzög.erung aufzuholen. 
Belag verbindet. · . die nicht vorliegenden Ergebnisse der Im Zusammenhang mit einer unbe-
- Daraufhin beantragt die DWK Latten- seismologischen Untersuchungen und dingt rechtzeitigen Fertigstellung des 
roste aus Baustahl, um den direkten die Auswertungen der noch laufenden Endlagers tauchten erstmals öffentlich 
Kontakt der Fässer· mit dem Bodenbelag Tiefbohrungen. Beide Meßprogramme Spekulationen über die Nichteignung von 
zu vermeiden. DiesesVerfahren führt we- waren erst aufgrund der Auseinander- Gorleben auf. So meldete die Frankfur-
gen zusätzlicher Arbeitsvorgänge im setzungen zwischen der PTB und der ter Allgemeine Zeitung am 23.3.85 "die 
Kontrollbereich nach Ansicht der DWK Stadt Salzgitter um ein Gegengutach- Einhaltung des Zeitplans für 'Konrad' 
nur ZU einer "unwesentlichen" Erhöh- ten der Gruppe Ökologie durchgeführt ist wichtig, weil sonst Entsorgungseng-
ung der Strahlenbelastung des Personals. worden. Die PTB hatte ursprünglich of-
- Nach anfänglichen Bedenken stimmen fenbar vorgehabt, die Pläne ohne die pässe entstehen könnten, falls sich der 
GAA Lüneburg und TÜV Hannover die- Auswertungen auszulegen, aber dann G orlebener Salzstock entgegen überwie-
ser Lösung im August 84 zu. Möglicher wohl die öffentliche Kritik gefürchtet. genden Alnahmen der Wissenschaftler 
Korrosion an den Lattenrosten soll durch Mit dem Planfeststellungsbeschluß für die Endlagerung doch nicht als ge-
Wegwischen von auftretendem Schwitz- . rechnet die PTB in zwei Jahren, mit der . eignet erweisen sollte." 
wasser und häufiger Kontrolle entgegen .iiliiiiiiiiiiiiiiiliiilliiilliiiiiliiiiiiiiiiiliiiiiiiliililili----•-•••••••••••1 
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Entsorgung 

Plagten sich die nieders. Landesregie­
rung und die Physikalisch-~echnische 
Bundesanstalt (PTB) seit Jahren damit 
ab, den Salzstock Gorleben trotz haar­
sträubender Bohrergebnisse mit der 
ständig wiederholten Leier "keine Zwei­
fel an der Eignung" gesundzubeten, 
durchkreuzen .ietzt ausgerechnet ameri­
kanische Forscher den bundesdeutschen 

des um eine Kokille entstandenen Natri­
ums bei neun bis dreizehn Kilogramm, 
nach 25 Jahren bei 36 bis 57 Kilo, nach 
50 Jahren bei 88 bis 153 Kilo und nach 
300 Jahren zwischen 230 und 298 Kilo. 

Noch während der Einlagerungszeit 
entstehen im Steinsalz um den hochra­
dioaktiven Abfall herum große Mengen 
metallischen Natriums und gasförmi-

Barriere Deckgebirge nicht existiert, die 
Barriere Salzstock löst sich durch Was­
serdurchflüsse und die o.a. Forschungs­
ergebnisse in Wohlgefallen auf, die Bar­
riere Stahlummantelung zersetzt sich 
und die Haltbarkeit der Barriere Glaszy­
linder ist äußerst fragwürdig. 

Französische und australische Unter­
suchungen ergaben, daß im großtechni-

US • Studie belegt: Explosionen 
im Endlager möglich! 

Plan, weltweit als Erste mit der Lösung 
des "Entsorgungsproblems" zu glänzen. 
Die Bundesregierung hat mit der Unter­
suchung von Salzstöcken aufs falsche 
Pferd gesetzt. Mitarbeiter des Brookha­
ven National Labaratory ,New York, be­
strahlten unter Endlagerungsbedingun­
gen u.a. Steinsalz aus dem "Versuchs­
endlager" Asse bei Wolfenbüttel - das 
Ergebnis war im wahrsten Sinne des 
Wortes "hochexplosiv". Als Folge der 
Zersetzung des Steinsalzes in den Endla­
gerschächten durch die Zerfallswärme 
des Atommülls kommt es unter Wasser­
einwirkung zu explosiven chemischen 
Reaktionen. 

Gibt die PTB als nötigen Isolierungs­
zeitraum für den Atommüll 100.000 J ah­
ren an, so muß mit einer solchen Katas­
trophe bereits während der Einlagerungs­
zeit in Gorleben gerechnet werden. Von 
199 5 an soll ca 50 Jahre lang radioakti­
ver Abfall eingelagert werden. Anschlies­
send wird das Bergwerk zugeschüttet, 
weitere Kontroll- und Überwachungs­
programme werden für entbehrlich ge­
halten. 

Zerstörung des Salzes 

Der hochradioaktive Atommüll soll 
in Gorleben in sogenannten Kokillen, 
mit einer Stahlummantelung versehenen 
Glaszylindern, in den die radioaktiven 
Stoffe eingeschmolzen sind, eingelagert 
werden. Diese werden in 800 m Tiefe in 
300m tiefen Bohrlöchern aufeinanderge­
stapelt. Durch die radioaktiven Zerfalls­
prozesse in den Glaszylindern erwärmen 
sich die Kokillen und das sie umgebende 
Salz für die ersten 200 Jahre auf Tempe­
raturen um 150 Grad Celsius und kühlen 
dann erst in den nächsten 1.000 Jahren 
langsam wieder ab. 

Die Bestrahlungsexperimente mit 
dem Assesalz ergaben, daß das Steinsalz 
(Natriumchlorid NaCI) durch die radio­
aktive Strahlung in Natrium und Chlor 
gespalten wird. Das Natrium scheidet 
sich dabei als fein im Salz verteiltes (kol­
loidales) Metall aus, während das Chlor 
teilweise gasförmig abgegeben wird. Am 
stärksten ist dieser Effekt bei Tempera­
turen zwischen 150 und 175 Grad Cel­
sius, während er unter 100 Grad und 
über 300 Grad nahezu verschwindet. Da­
mit ist die radiolytische Zerstörung des 
Steinsalzes bei den Temperaturen am 
wirkungsvollsten, die die ersten 200 Jah­
re im Endlager herrschen. Versuche mit 
Druck, wie er auch im Endlager zu er­
warten ist, verstärkten die Salzzerstö­
rung. Nach 10 Jahren liegt die Menge 
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gen Chlors, beides zusammen eine ex­
plosive Mischung. Natrium wird wegen 
seiner Reaktionsfreudigkeit nur in be­
sonders reaktionsträgen Flüssigkeiten 
wie Petroleum aufbewahrt, bei Luftzu­
tritt verbrennt es bei der erhöhten Tem­
peratur im Endlager zu Natriumperoxid. 
Beim Zusammentreffen mit Wasser rea­
giert es äußerst heftig unter Bildung von 
Natriumhydroxid (naoH) und Wasser­
stoff (H2). Bei beiden Reaktionen be­
steht die Möglichkeit von Explosionen. 
Aus dem Natriumhydroxid entsteht in 
Verbindung mit zusätzlichem Wasser 
aggressive Natronlauge, die zusammen 
mit Chlor die Stahlummantelung der 
Kokillen angreifen kann. .Und dieses 
Wasser ist im Endlager in ausreichen­
der Menge vorhanden. Dazu bedarf es 
nicht erst des mittlerweile selbst von 
den Betreibern für möglich gehaltenen 
Wassereinbruchs. Bisherige Untersuch­
ungen ergaben Laugeneinschlüsse im 
Salz, die ebenso wie das an das Natrium­
chlorid gebundene Kristallwasser bei Er­
wärmung oder Zerstörung der Salzkri- · 
stalle freiwerden. Das durch die Zerfalls­
wärme im Steinsalz entstehende Tempe­
raturgefälle sorgt dafür, daß sich dieses 
Wasser auf die Kokillen zubewegt. 

Endlagerung erledigt 
Wenn die Betreiber diese Erkenntnis­

se nicht ebenso ignorieren und vertusch­
en würden wie die bisherigen Untersuch­
ungsergebnisse wäre Gorleben als Atom­
müllager, die bisherigen Forschungen 
mit Salz als Endlagermedium sowie das 
jetzige bundesdeutsche "Entsorgungs­
konzept" überhaupt erledigt. Ging man 
weltweit und auch in der BRD bislang 
von einem "Mehrbarrierensystem" für 
die Endlagerung aus, so stellen diese For­
schungen klar, daß es in Gorleben für 
den hochradioaktiven Müll keine einzi­
ge Barriere gibt. Bereits auf dem Hitzak­
ker-Hearing 1983 wurde deutlich, daß 
die einstmals als Bedingung aufgestellte 

sehen Verfahren hergestelltes Borosili­
katglas starke innere Spannungen, Sprün­
ge und Risse aufweist, die durch die ra­
dioaktive Strahlung verstärkt werden. 
In den Spannungszonen war schon nach 
einem Monat Liegezeit in 95 Grad C. 
heißem Wasser eine erhöhte Wasserlös­
lichkeit des Glases zu erkennen. Der 
bisher als größte Katastrophe angenom­
mene Wassereinbruch wird damit nur 
noch zum zusätzlichen Proble.m - er 
verteilt die bis dahin ausgetretenen ra­
dioaktiven Stoffe weiträumig und in 
viele Erdschichten. Ein radioaktives 
Georgswerder wird also nicht erst das 
Problem kommender Generationen sein 
- wir werden es selbst noch erleben. 

Nach amerikanischen Anforderun­
gen wäre der Salzstock Gorleben nicht 
genehmigungsfähig. Doch dies ficht die 
PTB und die Landesregierung nich an, 
" die bisherigen Befunde stellen die 
Eignungshöffigkeit ... nicht grundsätz­
lich in Frage" (der nieders. Minister 
für Bundesangelegenheiten Rassel­
mann). Nach bisherigen Ausgaben von 
176 Mio. DM und geschätzten Investi­
tionen von weiteren 3 Mrd. DM für den 
Salzstock Gorleben muß es einfach Wun­
der geben. Noch in diesem Jahr soll mit 

der Schachtabteufung in Gorleben be­
gonnen werden. In der Asse sollen die 
"in situ" Versuche aufgenommen wer­
den, d.h. die behälterlose Verfüllung, 
bei der zu Granulat verarbeiteter Atom­
müll mit Tritiumwasser angemachtem 
Zement über Rohrleitungen in 900 m 
Tiefe verbracht wird. 

Auf die amerikanischen Autoren der 
Studie wurde daher Druck ausgeübt, ihre 
Ergebnisse doch nicht so konkret auf die 
(Nicht-)Eignung von Salz als Endlager­
materlai zu beziehen. 

Quellen: 
I. M. Wentz, Gorleben versalzen in: 

natur 3/85 
'Z. HAZ vom 12.3.85 



Entsorgung 
Anhörung: 

Direkte Endlagerung und 
Wiederaufarbeltung 

Am 28. März 1979 beschlosae·n die Rqierungschefs von Bund und Ländem das abschließende Urteil über die zukünftiaen 
"Entaorgungniege" erst Mitte der 80er Jahre zu fällen. Gmndlage dazu sollte die Studie "Andere Entaorpnastechniken" 
werden, die jetzt im Bundestaa erörtert wurde. Doch die politscbe Entscheidung iber die "Entsorgung" fiel bereits mit der 
WAA..Standortbenennung- einer öffentlichen Auseinandenetzuna über die Ergebnisse der Studie wurde damit vorgebeugt. 

Die Bundesregierung hatte sicli zwar 
schon längst f"ur die Wiederaufarbeitung 
entschieden - der Forschungs- und 
TechnologieaJJSSChuß des Bundestages 
ließ trotzdem am 27. März 1985 die Ex­
·perten aufmarschieren, um sie zur Frage 
der "Entsorgungskonzepte" zu hören. 
Da lief ein Ritual ab, das in mancher 
Hinsicht sicher ganz eindrucksvoll war ~ 
am eindrucksvollsten dabei die Zahl der 
Fachleute: Rund 20 aus dem In· und 
Ausland waren aufgeboten worden (über­
wiegend gestandene Kernenergiebeflir­
worter), um die knapp 7 Stunden auszu­
f"ullen. Ein ausgeklügeltes System - die 
Zahl der Fragen, die jede Fraktion stellen 
durfte, war proportional der Fra~tions­
stärke - sorgte dafür, daßdieCDU/CSU, 
FDP und rechte SPD ausgiebig zum· Zu­
ge kamen. 
Dennoch gab es einigeinteressante Punk­
te. So war es schon fast peinlich anzuhö­
ren, wie die offiziellen Experten sich 
drehten und wendeten, wenn es um die 
Kostenfrage ging: Die offizielle "System­
studie Andere Entsorgungstechniken" 
weist eindeutige Kostennachteile der 
Wiederaufarbeitung aus. Schließlich wur­
de aber klargestellt, daß die Unsicherhei­
ten bei den Rechenannahmen so groß 
seien, daß dieses Ergebnis nicht belastbar 

wäre - genausogut könne es umgekehrt 
sein. Rund ein Viertel der 60 Mio. DM 
teuren Studie ist damit scho zur Makula-
tur erklärt worden. . 
Im ersten Moment verblüffend war es 
an einer anderen Stelle, Herrn Direktor 
Salander (DWK) wie einen " Kritiker" 
reden zu hören - freilich ging es dabei 
um Probleme .<Jer Direkten Endlagerung. 
Wohlgemerkt: Daß Herr Salander die Di­
rekte Endlagerung .kritisiert, ist ihm an 
sich nicht vorzuwerfen (das stört höch­
stens die SPD) - es gibt da in der Tat 
viele berchtigte Kritikpunkte. Vorzuwer­
fen ist ihm, und vielen anderen Wieder­
aufarbeitungsbef"uhrwortern, vielmehr ei­
ne schon zynisch zu nennende Inkonse­
quenz: Eine Inkonsequenz, die auf die 
mangelhaften Erfahrungen und das man­
gelnde Wissen bei der Direkten Endlage­
rung ausführlich hinweist - und gleich­
zeitig die zum einen Teil ebenfalls man­
gelnden, zum anderen Teil katastrophal 
schlechten Erfahrungen mit der Wieder­
aufarbeitung bewußt nicht zur Kenntnis 
nimmt. 
Bemerkenswert auch noch, daß Herr Di­
rektor Stoll (ALKEM) - sozusagen der 
führende Plutoniumfachmann der Bun­
desrepublik - bei der Diskussion inter­
nationaler Wiederaufarbeitungserfahrun· 

gen rundweg abstritt, daß die britische 
Wiederaufarbeitungsanlage · Sella(ield/ 
Windscale bereits über 200 kg Plutonium · 
mit dem Abwasser in die Irische See ab­
geleitet hat. Die Zahl stammt aus hoch­
offiziellen Quellen (vom britischen Na­
tional Radiological Protection Board imd 
von Statistiken der EG) - li.at Herr Stoll, 
sonst eher als gewiefter, vorsichtiger Dis­
kutierer bekannt, hier Zuflucht zu einer 

. bewußten Lüge genommen - oder ist er 
zur Zeit aufgrund gewisser Ereignisse et­
was verwirrt? 
Noch mehrere solcher Höhepunkte lie· 
ßen sich hier aufzählen - doch interes­
sant sind auch die Punkte, die auf der 
Anhörung nicht zur Sprache gekommen 
sind, weil kein Abgeordneter dan.ach ge­
fragt hat (eine Minderzahl der Abgeord­
neten hätte schon geme, kam aber nicht 
ausreichend zu Wort). Es folgt ein wich­
tiges Beispiel zu einem Thema, das auf 
der Anhörung unbedingt ausFuhrlieh bit­
te diskutiert werden müssen, wenn diese 
Anhörung wirklich eine Funktion im 
Rahmen demokratischer Willesnbildung 
gehabt hätte. Diese Funktion hatte sie 
aber ohnehin nicht, darum ist der folgen­
de Beitrag in atom ohnehin besser auf­
gehoben: 

Gefährdung des Betriebspersonals einer WAA 

Die Gefährdung des Betriebspersonals 
der Wiederaufarbeitungsanlage ist einrr 
d-:1 wesentlichen Schwachpunkte des 
" lntekrierten Entsorgungskonzeptes". 
Die DWK hat die zu erwartende Strah­
lenbelastung ~hr optimistisch abgeschätzt. 
Der Werl, den sie angibt (3 ,95 Pers. Sv/a; 
1 Sv = I 00 rem; für eine 700 Jahreston­
nenanlage), kann bestenfalls als ~unsch­
ziel angesehen werden, das unter tdealen 
Bedingungen vielleicht erreicht wird. 
Insbesondere weist die Analyse der DWK 
{ I f folgende Schwachpunkte auf: 

- Inkorporation radioaktiver Stoffe wird 
ausgeschlossen und leistet damit keinen 
Beitrag zur Strahlenbelastung. Im Ge­
gensatz dazu ist Inkorporation beim 
Umgang mit radioaktiven Stoffen heu­
te leider ein fast alltägliches Ereignis; 
bei den rd . 96 OOOnach Strahlenschutz­
verordnung überwachten beruflich 
stral1lenexponierten Personen der BR D 
wurden 1983 insges. 12 212 lnkorpo-

rations- und Ganzkörpermessungen für 
notwendig erachtet /2/. ln den letzten 
Jahren wurden im Durchschnitt bei 
0,5 - I% solcher Messungen höhere fn­
korporationen festgestellt /3/. 

- Teilkörper-Strahlenbelastungen wer­
den nicht berücksichtigt. Der Natur 
der Arbeit entsprechend, sind aber z. 
B. gerade hohe Strahlenbelastungen 
der Hände besonders häufig zu erwar­
ten. 

- Strahlenbelastungen des Personals 
durch Reparaturen werden ebenfalls 
nicht berücksichtigt; diese entziehen 
sich lt. DWK einer quantitat)ven Er­
fassung. Die erste größere Panne wirft 
also allein schon sämtliche Abschät­
zungen der DWK über den Haufen. 

- Die DWK setzt voraus, daß sämtliche 
administrativen Strahlenschutzmaß­
nahmen völlig perfekt funktionieren. · 
Auch dies ist völlig unrealistisch ...:. es 
ist menschlich, gelegentlich Fehler zu 

machen, und die Planung der Arbeit 
muß dem Rechnung tragen. Bei der 
Hantierung mit radioaktiven Stoffen 
kommen immer wieder Irrtümer und 
Fehlhandlungen vor, wie schon die of­
fiziellen Berichte des Bundesinnenmi­
nisteriums über •·meldepflichtige Vor­
fälle" zeigen (veröffentlicht z. B. in 
/3/). 

- Die Analyse der DWK ist hauptsäch­
lich an die Erfahrungen in der Wieder­
aufarbeitungsanlage Karlsruhe ange­
lehnt - offenbar stellten z. B. die 
Franzosen zur Situation in La Hague 
kaum Daten zur Verfügung, trotz be­
stehender und oft zitierter KoolJerati­
onsverträge! Die Verhältnisse in Karls­
ruhe (Versuchsanlage) sind aber kaum 
auf die jetzt geplanten Großanlagen zu 
übertragen - die betrieblichen Abläu­
fe sind ganz anders, die Instandhal­
tungs- und Repilfaturkonzepte nicht 
zu vergleichen. 
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Entsorgung 

W AA Windscale 
- Insgesamt stellt die DWK selbst fest, 

daß nicht konsequent versucht wurde, 
Unsicherheiten bei der Abschätzung 
der Strahlenbelastung durch konserva­
tive Annahmen abzudecken. In Kom­
bination mit den anderen Schwach­
punkten folgt daraus klar, daß die 
DWK bestenfalls die untere Grenze 
der Strahlenbelastung abgeschätzt bat. 

Eine realistische Betrachtung führt zu 
viel höheren Werten fllr die Strahlenbe­
lastung des Betriebspersonals. Wenn es 
Schwierigkeiten mit dem unerprobten 
Fernbedienungskonzept gibt, oder die 
Alterung der Anlage Probleme schafft, 
kann die Strahlenbelastung auf das rd. 
Dreißigfache des vor;t der DWK angege­
benen Wertes ansteigen /4/. Es ist be­
merkenswert, daß die Ausarbeitungen 
der DWK einfach als Teil in die "Sy­
stemstudie Andere Entsorgungstechni­
ken., übernommen wurden, offenbar, 
ohne in irgendeiner Form kritisch über­
prüft zu werden, 
Dieser Problemkreis erscheint besonders 
wichtig angesichts neuester Daten zur 
Krebshäufigkeit in kerntechnischen An-

/Oto B. Junghanß 
lagen in den USA - die natürlich nicht 
nur für die W AA, sondern auch für die 
Konditionierungsanlage und jedes ande­
re kerntechnische Werk von Interesse 
sind: 
Im Oktober 1984 haben Gewerkschafts­
vertreter geheime Berichte über im Auf­
trag des US-Department of Energy 
durchgeführte epidemiologische Studien 
erhalten. Diese Studien stammen von 
April 1982 und Mai 1984. Sie zeigen z. 
B. folgendes /5, 6/: 
- Arbeiter in Oak Ridge National Labo­

ratory: Leukämiefälle liegen 49% über . 
dem nationalen Durchschnitt. 

- Arbeiter der Y -12 waffenproduzieren­
der Anlage der Union Carbide Cor.: 
Gehirnturnare 100 - 400 % über dem 
nationalen Durchschnitt. 

- Uranverarbeitende Anlage in Fernald, 
Ohio (Betreiber: Department of Ener­
gy): Krebs des Verdauungstraktes 36 
% über dem nationalen Durchschnitt. 

- 2529 Arbeiter aus über 20 Anlagen 
des Department of Energy, die zwi­
schen 1947 und 1978 mehr als 5 rem 

Strahlenbelastung erhalten hatten: 
Mastdarmkrebs 200 % über dem natiO­
nalen Durchschnitt. 

. Die Gewerkschaftsvertreter warfen dem 
Department of Energy vor, Daten be­
wußt zurückzuhalten, weil es· als Arbeit­
geber kein Interesse am Bekanntwerden 
bat. 
Diese Ergebnisse werden in der Kontro­
verse um die Wirkungen .,geringer" 
Strahlendosen sicher noch eine Rolle 
spielen. Sie sind ein Beweis mehr da­
für, daß das von offiziellen Stellen ge­
zeichnete Bild der Kernenergie als "si­
cher und sauber" nur dadurch entste­
hen kann, daß negative Informationen 
verheimlicht werden. 
Jedenfalls -verdient die Sicherheit der 
Beschäftigten in kerntechnischen Anla­
gen mehr Aufmerk.samkeit. Kein ener­
gieP,olitisches Konzept, und kein Ent­
sorgungskonzept darf auf Kosten derer, 
die vor Ort eine schwierige wid gefähr­
liche Arbeit verrichten, realisie.rt werden. 

Helmut Hirsch 

Ouellennechwell: 
/1/ "Sicherheitstechnlsc:he Arbeiten zur Mo­

deii-WAA, "Technischer Anhang . 13 zum 
Abschlußbericht "Andere Entsorgungstech­
nlken", DWK mbH, HannoiiVf 1986. 

/2/ HZahlenmaterlal über den Vollzug der 
Strahlentdlutzwrordnung, Stand: 31 . 12. 
1983", Bunclnlnnenminlsterium, RS II 3-
615030/13, Sonn 1984. 

/3/ "Umweltradioaktiv'ität und Strahlenbela­
stung", Jahresberichte des Bundesinnenmi­
nisteriums, Bonn 1976 ·1981 . 

/4/ " Bericht Wiederaufarbeitung 2", Natur­
wissenschaftlergruppe NG 350 und Gruppe 
ÖkolOgie Hannover, Hannover/Marburg 
1983. 

/5/.Brief der Präsidenten des Atomic Trades & 
Labour Council, Oakridge, Tennessee; der 
United Steel Workers of America, Local 
8031, Rodcy Flau, Colorado; der lnt'l As-

sociatlon of ·Machinists & Aarospace Workers, 
·District 34, Cincinnati, Ohio; und der Oll. 
Chemical & Atomlc Workers, LQ<:al ~. 
Piketon, Ohlo, an Reprnentative M. Lloyd, 
Washington, vom 3. Oktober 1984 . 

• 161 "High Cancer Rates Found in Nuclear 
PlanU'', New Scientist, 11. 10. 1984. 

altemativkonferenz 
ATOMWAFFENSPERRVERTRAG 

Trotz Atomwaffensperrvertrag -
Atombomben "Made in Germany" 

Unter diesem Titel wird die Alternativ­
konferenz zur 3. NPT-überprüfungs­
konferenz im September stattfinden. 
Die Bedeutung der mit dem Atomwaf­
fensperrvertrag (NPT) verknüpften Pro­
bleme istjetzt offenbar auch in der Frie­
densbewegung deutlich geworden, denn 
zum 3. Konferenzvorbereitungstreffen 
am 20.4. fanden sich erstmals mehrere 
der im Koordinierungsaussschuß vertre­
tenen Gruppen ein. Der festgelegte Trä­
gerlereis repräsentiert ein dementsprech­
end breites Spektrum. u.a .. BUKO ( 3. 
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Welt Solibewegung), BUF, Friedensliste, 
KOF AZ, ASF, IFIAS (SPD) für die Frie­
densbewegung, BI Hanau, Atommüll­
konferenz, sowie BBU, Grüne und SPD 
Hessen Süd. Die Beteiligung letzterer 
dürfte im Konflikt um die Hanauer 
Atomfabriken für einigen Zündstoff in­
nerhalb der SPD sorgen. 
Konsens bestand über die inhaltlichen 
Schwerpunkte der Konferenz (Atom­
technologi~xport, zivllitärische Atom­
nutzung/ Atomwaffentechnologie, nu­
kleare Aufrüstung), die die Rolle der 
BRD bei der Entwicklung und Weiterver­
breitung von Atomwaffen in das Blick­
feld der Öffentlichkeit rücken sollen. 
Strittig blieb vorerst der Charakter der 

Sache, d.h. ob es um eine erstmalige Zu­
sammenschau und damit das öffentlich­
macher;t der Problematik geht (was eine 
überw.iegende Plenumsveranstaltung be­
deuten würd~) oder ob Detailprobleme 
vertieft und Handlungsansätze diskutiert 

·werden sollten, was in Arbeitsgruppe.n 
auf Kosten einer bewegungsübergreifen­
den Darstellung gi.nge. (Näheres siehe 
Atom Nr. 3). Als Konferenzort wurde 
Bonn festgelegt. 
Nächstes Treffen am 16.5.85. 11 Uhr 
im Kessenieher Hof, Mechenstr. 55 in 
Bonn. 
Kontakt: Helmut Lorscheid, Klemans- · 
Hofbauer Str. 17, 5300 Bonn, Tel.: 
0228/67~5 
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Im August dieses Jahres soll in Gronau 
(Münsterland) nach 3 1/2 jähriger Bau­
zeit die erste Urananreicherungsanlage 
(UAA) der BRD in Betrieb gehen. Die 
Urananreicherung ist sozusagen die Wur­
zel allen Übels. Ohne angereichertes Uran 
könnte ein Großteil der bundesdeutschen 
AKW's nicht arbeiten, da für den Betrieb 
von Leichtwasserreaktoren ein Brenn­
stoff, der zu 3 - 3,5% aus dem spaltba­
ren Isotop Uran 235 besteht, benötigt 
wird. Natururan enthätlt jedoch nur 
0,7% U 235, der Rest ist nicht spaltba­
res U 238. Daher muß das Uran in der 
UAA auf 3 - 3,5% U 235-Anteil ange­
reichert werden. 
Der Grundstock für den Bau der U AA in 
Gronau wurde 1970 mit der Unterzeich­
nung des 'Vertrages von Almelo' gelegt. 
Mit diesem Vertrag beschließen Groß­
britannien, die Niederlande und die BRD 
gemeinsam die Entwicklung und indu­
strielle Nutzung der Urananreicherung 
nach dem Ultrazentrifugenverfahren (s. 
u.) zu betreiben. Auf der Grundlage des 
Vertrages wurde die URENCO Ltd. ge­
gründet, deren deutscher Partner die 
Gronm-Betreiberfirma Uranisotopenge­
sellschaft m.b.H. (URANIT) ist. Seitdem 
wurden in Capenhurst (GB) und Almelo 
(NL) UAA's in Betrieb genommen. 
Nachdem Mitte der 70er Jahre dieersten 
offiziellen Planungen für eine U AA auch 
in der BRD bekannt wurden, benannte 
mann 1976 Gronau (40 km von Almelo 
entfernt) als Standort. 

Gratwanderung zwischen ziviler 
· •md militärischer Nutzung 

Neben den großen Gefahren, die mit der 
Handhabung und Lagerung von radioak­
tivem und hochgiftigem Uranhexafluorid 
UF 6 (allen dürfte die Havarie des fran­
zösischen Frachters Mont Louis im Är­
melkanal vom Sommer 1984 noch in 
schlechter Erinnerung sein) verbunden 
sind, soll in diesem Artikel v. a. auf die 
große militärische Bedeutung der UAA 
eingegangen werden. 
Der ehemalige Direktor des kernphysi­
schen Instituts der Uni Münster, Prof. 
Dr. E. Huster hat einmal gesagt: "Jeder, 
dem man eine UAA verkauft, hat damit 
den Weg frei zu Atom- und Wasserstoff­
bomben." 

llht. A-t-ombombe 

Uran 
anreicherung 

Diese Möglichkeit ist bisher 
noch nicht glaubwürdig bestritten wor­
den! So windet sich z. B. das Bundesin­
nenministerium in der Antwort auf eine 
kleine Anfrage der GRüNEN im Bundes­
tag zur UAA um klare Antworten her­
um, wenn es um konkrete Fragen poten­
tieller militärischer Nutzung der UAA 
Gronau geht. Sie verweist auf den Atom­
waffensperrvertrag und die EURATOM­
Kontrollen (s. AZ. Nr. 26, 27). Da davon 
jedoch alle Substanzen, die für zivile, 
medizinisch-wissenschaftliche oder indu­
strielle Zwecke genutzt werden, ausge­
nommen sind, leitet Zimmermann daraus 
die Schlußfolgerung ab, daß die BRD 
befugt ist, "in ihrem Gebiet ( ... ) Anrei­
cherungsanlagen zu errichten urid zu be-
treiben." (Bundesinnenministerium, Ge­
schäfszeichen RS-AGK 4- 510 211/6, 
25. 10. 84).Ganz im Gegenteil: 

In einer Bekannt­
machung über die Hersteller-Firma der 
Ultrazentrifugen M.A.N. URANIT Gm 
bH vom 28. 12. 82 bestätigt das Gro­
nauer Amtsgericht indirekt, daß mit 
der UAA eine militärische Option ver­
bunden ist. Die Bekanntmachung endet 
mit den Satz:"Die Gesellschaft d a r f 
nur friedlichen Zwecken dienen." 
Grundsätzlich können alle Anreicherungs. 
techniken sowohl zur Erzeugung von 
Reaktorbrennstoff als auch zur Herstel­
lung von Bombenmaterial genutzt wer­
den. Zur Umstellung von ziviler auf mi­
litärische Nutzung braucht lediglich die 
innere Organisation einer UAA, konkret 
die Schaltung der Trennungsmaschinen 
verändert zu' werden, um Uran auf min­
destens 10% U 235-Anteil anzureichern. 
Unterhalb dieser Grenze ist es nicht waf­
fentauglich; von da ab nimmt die Waf­
fentauglichkeit aber rapide zu. So hat es 
z. B. bei 50%iger Anreicherung schon ei­
ne Sprengkraft; die mit der von lOOt TNT 
vergleichbar ist. Das heißt jede Anreiche­
rungsfabrik bekommt potentielle militä­
rische Bedeutung. Bis 1975 gab es UAA's 
auf industrieller Ebene nur in Atomwaf­
fenstaaten, erst mit dem deutsch-hollän­
d!sch-englisc~en Ultrazentrifugenprojekt 
smd auch N1cht-Atomwaffenländer mit 

Ein Weg 

zur 

Bombe 
von der Partie. (vgl. Technische Hoch­
schule Twente (Hrsgb.): Urananreiche­
rung - Geschichte, Technologie, Markt; 
1975). 
Der Vertrag von Almelo bietet nurschein­
baren Schutz gegen eine Option der BRD 
auf eigene Atomwaffen. Zwar sind in 
ihm gewisse Klauseln aus.dem Atomwaf­
fensperrvertrag enthalten, aber auf der 
anderen Seite ermöglichte er erst die 
deutsche Beteiligung an internationaler 
Forschung und damit eine Weiterent­
wicklung der fraglichen Technologie. 
Außerdem wurde zunächst eine deutsche 
Pilotanlage in .Almelo errichtet, was in­
sofern militärisch höchst brisant ist, als · 
die BRD nur dazu verpflichtet ist, auf 
eigenem Territorium keine Atomwaffen 
herzustellen. 
Darüberhinaus kommt der Urananreiche­
rung eine Schlüsselposition bei der Ent­
wicklung von thermonuklearen (Wasser­
stoff) -Bomben zu. Diese benötigen eine 
Uranbombe als 'Zündhütchen' für die Er­
zeugung der hohen Temperaturen, die 
flir die Detonation der H-Bombe erfor­
derlich sind (vgl. TH Twente: UAA -
Geschichte, Technologie, Markt). 

Die Gaszentrifuge 

All das sind bekanntlich keine neuen Er­
kenntnisse. Die Urananreicherung ist 
vielmehr eine Technologie, an der sich 
schon Generationen von Wissenschaft­
lern, Politikern und profitgeilen Indu­
striellen die Hände schmutzig gemacht 
haben. Dabei stand im Anfang ganz klar 
die militärische Option im Vordergrund. 
Den furchtbaren 'Erfolg' ihrer Arbeit 
führten die ersten von· ihnen der Welt 
dann in Hiroshima und Nagasaki vor. 
Auch in Deutschland wurde seit dem 2. 
Weltkrieg an der Urananrei~herung gear-
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beitet. Chemiker der Universität Harn­
burg versuchten, mit Hilfe der Gaszentri­
fuge (Entdeckung 1919), mit der auch 
die Gronau-Anlage arbeiten soll, Uran 
auf 30 -SO% anzureichern, um daraus ei­
ne Spaltbombe herzustellen. Glücklicher­
weise kamen die Nazis aber nicht mehr 
dazu die fast fertige Atombombe auch 
einzusetzen. 
Nach Kriegsende forschten die gleichen 
Wissenschaftler mit Unterstützung der 
gleichen Industriekonzerne weiter am 
Gaszentrifugenverfabren. Nachdem für 
kune Zeit das Trenndüsenverfahren (s. 
u.) in Betracht gezogen worden war, fa­
vorisierte mann aber doch bald wieder 
die Gaszentrifuge, deren Weiterentwick-

"lung, die Ultrazentrifuge, 1957 patentiert 
wurde. Unter den Nazi-Wissenschaftlern, 
die an ihrer Entwicklung maßgeblich be­
teiligt waren, waren auch der Holländer 
Kistenmaker, späterer Direktor der UAA 
Almelo und der spätere Leiter der Kern­
forschungsa.nlage Jülich, Böttcher. 
1960 wurde die gesamte Zentrifugen­
Forschung auf Drängen der USA als 

Das Gasdiffusionsverfahren 

Die hauptsächlich in den USA und 
Frankreich, aber auch teilweise in Groß· 
britannien eingesetzte Gasdiffusionsme­
thode, bei der UF 6 durch eine ooröse 
Schicht diffundiert und sich so in U 238 
und U 235 trennt, setzte sich in der 
BRD nicht durch. Gasdiffusionsanlagen 
haben einen sehr hohen Eragieverbrauch 
und werden erst wirtschschaftlich bei 
hohen Produktionsraten von 6000 -
9000 t/Jahr. Dafür ist es aber erforder· 
lieh gigantische Anlagen mit kilometer­
langen Membranen zu errichten. Das Be· 
harren der Franzosen auf der Gasdiffu­
sionstechnolo~e ist dafür verantwort· 
lieh, daß die sich nach dem Krieg zu· 
nächst abzeichnende deutsch-französi­
sche Zusammenarbeit auf dem Anrei· 
cherungssektor nicht zustande kam. Da 
Frankreich mit dieser Zusammenarbeit 
eindeutig militärische Ziele verknüpfte. 
gab es der z,war aufwendigen aber sehr 

24 

betriebssicheren und vom 
Know-How her sofort zur 
Verfügung stehenden Gas­

diffusion den Vo~u~t. 

bombentechnische Schlüsseltechnolgie Dabei wird gasförmiges UF 6 mit so ho-
unter Geheimhaltung gestellt. Sie war her Geschwindigkeit geschleudert, daß 
durch die Lieferung deutscher Zentrifu- das schwerere U 238 durch die Flieh-
gen nach Brasilien alarmiert worden und kraft an die Außenwand der Zentrifuge 
ffirchtete · um ihre Monopolstellung für geschleudert wird, während sich das 
angereichertes Uran in der westlichen leichtere U 235 im Zentrum sammelt. 
Welt (vgl. Joachim Radkau: Aufstieg In einer Bewertung aller erprobten Ver-
und Krise der deutschen Atomindustrie fahren kommen die Autoren der von der 
1945 - 1975, Reinbek 1983). Außer- Technischen Hochschule Twente heraus-
dem entzog die U8-Regierung vier ame- ge~tebenen Studie 'Urananreicherung -
rikan.ischen Privatfirmen die Genehmi- Geschichte, Technologie. Markt ' zu fol-
gung zur Herstellung und Entwicklung gender Beurteilung über die Zentrifugen-
von Gaszentrifungen, da dieses Verfah- Technologie:,,( ... ) Für mittelgroße und 
ren schwerer als das in den USA bisher kleine hochindustriealisierte Länder mit 
übliche Gasdiffusionsverfahren gegen militärischen Zielen auf dem Kernwar-
Mißbrauch zu kontrollieren sei (Die Welt, rengebiet ist diese Methode auch sehr 
25. 3. 1967). Denn Mißbrauch von hoch- günstig. Eine Verbreitung dieser Tech-
angereichertem Uran behagte den was- nologie Uber die Welt würde den mittel-
shingtoner Kriegspolitikern nun doch großen und kleinen Ländern die Fabri-
nicht, schließlich wollten sie das Uran kation von Atom-Waffen sehr erleich· 
selbst haben. tem ." 
Nach genau diesem Verfahren, bzw. der Gegner der holländischen Ultra.zentrifu-
weiterentwickelten Variante der Ultra· gen-UAA in Almelo haben herausgefun· 
zentrifuge, soll nun auch die zukünftige den, daß das dort angereicherte Uran 
bundesdeutsche UAA in Gronau arbei- teilweise auf Umwegen in die USA ge-
ten. ~~ langt, und dort zum Bau von Cruise Mis-rr.ir siles genutzt wird! 
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Das Trenndüsenverfahren 

Beim Trenndüsenverfahren läßt mann 
Urangas mit hoher Geschwindigkeit 
durch eine ~tekrümmte Düse fließen. Da· 
bei folgt das leichtere U 235 der Krüm­
mung eher als das schwerere U 238, das 
an der Außenwand der Düse abgelagert 
wird. 
Die kommerzielle Nutzung dieses Ver· 
fahrens war in der BRD zwar nie ernst­
haft erwogen worden, jedoch spielt es 
eine entscheidende Rolle bei den krimi· 
nellen Technolo~ti&Exoort-Geschäften 
der BRD. Das deutsche Unternehmen 
STEAG, das die Arbeiten am Trenndü· 
senverfahren im Kernforschungszentrum 
Karlsruhe finanziert, hat Trenndüsen 
nach Indien, Brasilien und Südafrika ex· 
oortiert. Gerade bei diesen Ländern, die 
alle den Atomwaffensperrvertrag nicht 
unterzeichnet haben, wäre es naiv zu 
glauben, daß hinter ihrem Interesse et­
was anderes steht als militä.dsche Erwä· 
gungen. 

Oie Laserisotopentrennung 

Obwohl die Ultrazentrifuge in Gronau 
noch dieses Jahr in Betrieb gehen soll, 
hllt das Bundesministerium für Forschung 
und Technologie (BMFT) gegenwärtig 
noch ein zweites Eisen im Feuer, in des­
sen Entwicklung es eine Million nach 
der anderen buttert und deren amerika­
nische Patentrechte sich die G.ronau-Be· 

4() y t,, •. ,~,. ..,,,,J" 
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treiber-Firma URANIT bereits Mitte der 
70er Jahre gesichert hat die Laserisoto· 
pen-Trennung, bei der UF 6 mit Hoc~­
leistungslasern, deren Frequenz auf dte 
Resonanzfrequenz des U 235 eingestellt 
ist, beschossen wird. Dadurch werden 
die U 235 Teilchen in so starke Schwin­
gung versetzt, daß die Verbindung mit 
dem U 238 zerbricht. Bis heute ist nicht 
ab~hbar, wann dieses Verfahren groß­
technisch einsetzbar sein wird, da es 
noch reihenweise Schwierigkeiten gibt. 
Trotzdem fließt die staatliche Förde· 
rung weiter in dieses Projekt. da ,.ein so 
hohes wirtschaftlich-technisches Risiko 
nicht vom Unternehmer allein getruen 
werden kann", und da .,das Gaszentrifu· 
genverfahren die Grenzen seiner Wirt­
schaftlichkeit erreicht hat." (Pressemit· 
teilung des BMFT v. 22. 8. 84). Dafur, 
daß dies nur vorgeschobene Gründe fü.r 
das staatliche Enguement ·sind, spricht 
die Tatsache, daß mit diesem Verfahren 
in relativ kleinen, gut zu versteckenden, 
Anla~ten in wenigen Arbeitsschritten ex­
trem hohe Anreicherungsgrade zu erzie· 
Jen sind. 
"Wenn die erwartete Produktion mit La­
serstrahlen ( ... ) Wirklich).<eit wird. ist es 
selbst möglich, auf Halblaborebene Men­
gen hochan~tereicherten Urans zu produ­
zieren."(TH Twente: UAA- Geschichte, 
Technologie, Markt) 
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Im März wurde vor einem Frei- : Ausland aufgekauft, auf 62 Lastwagen 

1
• schwand der pakistanische Atomtechni­

• verpackt und durch den Zoll gesandt. ker Abdul-Quader Khan eines schönen 
burger Gericht gegen den Inhaber •.• Doch Migule ist nur die Spitze eines Eis- • Tages aus der niederländisch-englisch-

-des kleinen Ingenieurbüros CES- bergs. Zia-Ul-Hags Einkäufer erwerben • deutschen Anreicherungsanlage Almelo. 
Kalthoff, A. Migule, verhandelt. • bei ihren nuklearen Einkaufsexpeditio- • Er hatte anläßtich eines längereil Aufent-

v : nen sogenannte "dual-Use-items" Ge- ·: haltsdort Pläne und Know-Howfürden 
orgeworfen wird ihm, eine Anla- • räte, die zivil und militärisch eingesetzt • Bau einer Gaszentrifuge zur Anreicher­

ge zur Urananreicherung, auch ge- • werden können und die deshalb keinem • ung atomwaffenfähigen Materials mit­
eignet zur Herstellung atomwaffen- : E~porttabu unterliegen. Zeitgleich mit • gehen lassen. - mit einer kompletten Li-

gra""diaen Urans, an PakiS' tan gelle- • Mtgulelieferte "Team-lndustries" Stutt- : ste der Lieferfirmen. Khan ist heute A­
.oc • gart, einige Dutzend Frequenzumformer, e tomcheforganisator in Islamabad und ü­

fert zu haben. Ein Prozeß, der Auf- • die auch in der Textilindustrie Verwen- • herwacht die atomaren Einkaufsbum­
merksamkeit verdient hätte und : d~finden. Die Aluminium-Walzwerke : mel seiner Leute. 

• Smgen steuerten Alu-Randstangen bei, e Zweifel an der friedlichen Motivation 
bei dem die Bundesregierung mit • Le b Id H v k · • d ak" t · h At b 
auf die Anklagebank gehört hätte, : zefu be~ch~::har~lo~m.feu:P::J e~: : n~ie~ z:~:d:ste~e B~:le~~=~= ot 
der jedoch aus gutem Grund auf • mit nicht genehmigungspflichtig. Sämt- • fenbar nie. So hospitierten mindestens 

: liehe Geräte fanden aber beim Bau der • 15 pakistanische Austauschwissenschaft-
Sparflamme gekocht wurde. ., Gaszentrifuge, dem Herzstück der Uran- : 1er im KfK und beschafften sich dort 

Außer der Lieferung von Anlagen oh- • anreicherung, Verwendung. Und einige· • auf die ,bekannte pakistanische Art Un­
ne Exportgenehmigung zur Gewinnung • Firmen sind nicht neu im Geschäft und • terlagen über die Wiederaufarbeitung. 
von .. Fluor aus Flußspat sowie zur : damit auch nicht unbedarft. So lieferten : doch diese kleinen Unregelmäßigkeiten 
Fluorierung von Urandioxid zu U- • beispielsweise Siemens und Leybold- • trübten das gute deutsch-pakistanische 
ranhexafluorid, (unabdingbar für die • Heraeus bereits Teile für die Uranan- • Verhältnis nie - jüngst Kohl sah sich 
Anreicherung) wird M. beschuldigt, : reicherungsanlage (UAA) im Kernfor- : bei seinem Besuch bei General Ul'-Haq 
"Zweifel an der Vertragstreue der Bun- • schungszentrum Karlsruhe (KFK), für e veranlaßt, die gute Zusammenarbeit zu 
desrepublik gegenüber dem Atomwaf- • die südafrikanische und brasilianische • loben und gleich weitere Abkommen zu 
fensperrvertrag geweckt zu haben und : Anlage. . • schließen. 
somit den außenpolitischen Beziehun- ..- Die Bundesregierung war und ist 
gen Schaden zugefügt zu haben. "(1) : davon entfernt, diese Praxis 
"Aufgrund des hohen Stellenwertes, den • wollen, eine Verschärfung der 
die Bundesregierung diesem Vertrag und • mungen wäre eine "Zwangsjacke 
seiner Beachtung beimesse, habe sie ein : 'deutsche Exportindustrie" (M. 
Interesse daran, den Export nuklearer • ;A~t~o:m:e~x~p:e~rt:e~d~e=s~:i:~~g~=~ 
Technologie in jene Länder zu kontrol- • 'I 
Zieren, die den Atomwaffenspe"vertrag • 

nicht unterzeichnet haben : 

Si(~herutlgsima,(inczh men zu 

und von die- · • 
• • 

Uranhexafluorid gilt der Atomkon­
trollbehörde IAEO als der "Starting­
Point-of-Safe-Guards", also als jene • 
h iß S h 11 b · d d · K tr lln t • sollte, unter größter 

e e c we e, el er te on ° 0 
• • he1"mhaltung nach· Südafrika nt·cht erwiS' cht wii:d wendigkeit nach dem Atomwaffensperr- • 

vertrag einsetzt. • unter maßgeblicher Mitwirkung des da- -Warum d~rf Haunschild ungest.raft 
Trotz der gerichtlichen Anhörung von : maligen BMFT (Bundesministerium für Anreicherungsanlagen verscherbeln und 

"Experten"des Auswärtigen Amtes, des • Forschung und Technologie) -Staats-·· Migule nicht? Der Unterschied zwischen 
Bundesamtes für gewerbliche Wirtschaft : sekretärs Haunschild. Das Geschäft wird • · Migules und Haunschilds Machenschaf­
und des hochkarätigen Vorwurfes wur- • bis heute von der Bundesregierung be- • ten ist in der Teilnahme des US-Geheim­
de M nur zu 8 Monaten Knast auf Be- • stritten. 1979 zündete Südafrika vermut- : dienstes zu sehen. Dieser war bei der 
währungund 30.000 DM Geldbuße ver- : lieh über dem Südatlantik eine Atom- • Verfolgung von Computer-Experten 
urteilt ein Strafmaß da d R' ht bombe. Der Abschluß eines Vertrags • nach Pakistan auf M;aule_s Lastwagenko-

- ' s er lC er • u'"ber dt"e L1"eferung em· es kompletten •. .." mit einer durchschnittlichen Wirtshaus- • lonnen gestoßen und hatten den deut-
schlägerei mit einfacher Körperverlet- : Brennstoffkreislaufs, incl. WAA und • sehen Zoll informiert. Die internationale 
zung verglich und das I"" h I' h · t UAA, an Brasilien war der zweite Ver- • Aufmerksamkeit zwang in diesem Fall 

ac er lC lS ange- • stoß gegen den Atomwaffensperrver- •. sichts der Folgen einer gezündeten A- • zum Handeln - um den Schein zu wah-
tombombe und nicht zuletzt des nicht : t.rag (NPT). Die USA hatten im Gegen- • renund die großen Geschäfte zu retten, 
genannten Gewinns des 15 Mio DM- • sat.z zur BRD die Lieferung der o.a .. : läßtmannschon mal einenkleinen Fisch 
Coups. • "sensiblen" Technologjen an Brasilien • über die Klinge springen. 

M ußt b · · Ge häft 11 • abgelehnt. Sowohl Brasilien als auch • Pakist.an steht heute offenbar kurz vor 
dings. :riebt e be~~:~~~;n;aff~tert v~r;!: : Südafrika verfolgten mit ihrer Nuklear- • der Atombombe. Es ist in der Lage, Uran 
hen, er nutzte lediglich einen einfachen • politikmilitärische Optionen und haben : anzureichern und verfügt nach eigenen 
Trick; wer dem Bundesamt flir gewerb- : den NPT nicht unterzeichnet. • Angaben übereine Anlage zur Wiederauf-
liehe Wirtschaft seine Exporte nicht an- • : arbeitung von Uran. (4) 
zeigt und die Anlagen unauffallig dekla- • BRD fördert pakistanische • Im Februar dieses Jahres wurde be-
riert kann die Grenze leicht hinter sich :_ Atomtechniker : kannt, daß ein Beschaffungsagent der pa-
bringen - eine einfache Nichtbeachtung • Nachdem Indien 1974 einen ersten • kistanischen Atomenergiebehörde in den 
der Genehmigungspflicht, jederzeit wie- • Atomtest durchführte, erklärte der da- • USA unterwegs gewesen war, um 50 A­
d~rholb~. M. hatte die. Geräte ~~i 120 : malige Präsident Bhutto, Pakistan wer- : tombombenzünder zu erwerben.(S) 
Frrmen m der BRD und tm europatschen • . de die Bombe bauen und "wenn wir da- • 
• • • •• •• •• •• •• •• •• •• •• •• •• :- fir Gras fressen müssen." 197 5 ver- : f!!::~.u~::f5 25 

••••••••••• ••••••••••••••••• 2. Badische Zeitung v. 12.3.85 
· · • 3. Badische Zeitung v. 16.3.85 

: 4. Taz v. 27.3.83 
5. Taz v. 27.2.85 



Die Teilnehmerzahl von 40.000 De­
rnonstranll.:n/ innen auf dt~ r Großdemo 
in Schwnndorf am 16.2.85, zwei 
Wochen nach der Wi\A-St:mdortent­
~clleldunr h:~tte aUe Erwartungen bei 
weitem übertroffen. Zu der Kundgebung 
auf dem M:trktplatz hatte c1n breites 
Bündni~ von Parteien, Verbänden wie 
dem B U l\ D und kirchlichen Gruppen 
aufgerufen . 
ln Sondertilgen unf Bussen reisten die 
l'etl nchmer uus allen Landesteilen :~n . 
Dennoch bilde ten die "Ei nheimischen" 
die h:h rhctt der Demonstranten. 
Die Redner nuf der Kundgebung, neben 
Vcrtrcttm vcr:schicdcncr ßiirgcri nitia­
tivcn der Schwandorfer Landrat 
Schuirer, llubert \\'cint.irl vorn Bund 
'1atur:.chut/, SPD MdL llicrscmann , 
Ollo Sclui} von den Grünen, Robcrt 
J ungl.. und der Pfarrer Lco f eichtrne1cr 
WICM:n auf d1e Gefah ren und die Unwlrt­
~chafthchkclt !>owic die militärische Di­
mensiOn der \V i\ hiJl. Zudem warfen 
sie der b:~ynschen Staatsregierung vor. 
die Obcrpf.ilzcr mit dem Argument t.u 
ködern, das Projekt schuffc 1\rbcits­
pHittc. 
Auf einer anschließenden Kundgebung 
auf dem tu kiinfligcn Baugclünde rief 
Jen~ Seilcer d1c Teilnehmer dat.u auf, 
d1c \\' A '\ durch encrgtschcn und viel­
falugen W1dchtand zu fall Lu bringen, 
"1c d 1c~ in Gorleben 
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Mitte April wurde der Bebauungsplan, 
der der DWK "bauvorbereitende Maß­
nahmen" gestattet, von der Regierung 
der Oberpfalz genehmigt. Die Baumaß­
nahmen können allerdings erst nach 
Veröffentlichung des Planes durch den 
Landrat Schuierer beginnen. Dieser 
hatte die Bayrische Landesregierung mit 
seiner Weigerung, den Bebauungsplan 
auszulegen, zur Durchsetzung des 
"Selbsteintrittsrechtes" von übergeord­
neten Behörden, der "LEX Schurier", 
veranlaßt. Eine Regelung, die jetzt 
eventuelle Verzögerungen durch den 
Landrat vermeiden könnte, mit Baube­
linn muß daher ab sofort gerechnet 
werden. Die Baugenehmigung enthält 
laut eines den oberpfälzer BI's anonym 
zugegangenen Briefes den Bau einer 
Sicherungsanlage, bestehend aus Sicher­
ungszaun, Wasserwerferstraße, Be­
leuchtung sowie eines klar abgegrenzten 
Bereiches mit "Barrierewirkung" für 
Demonstranten. Ob eine Ausnahmege­
nehmigung für weitere Rodungsarbeiten 
im Sommer erteilt wird, ist noch unklar. 
Die Polizei rechnet laut Brief mit 
massiven, gewalttätigenDemonstrationen 
und einer längeren Besetzung des Bau­
geländes. Ab Beginn der Bauarbeiten 
werden Polzeikräfte in der Stärke einer 
Hundertschaft amBaugelände stationiert, 
zur Bekämpfung von Großdemonstra­
tionen will die Bayrische Regierung 
einen extra Einsatzstab aufstellen. 

Die Bl's bBien sich nicht abidnecken 

Derzeit laufen am geplanten Baugelände 
Waldspaziergänge und Baumvema­
gelungsaktionen zur Erschwerung der 
Rodung. 
Für den zweiten Rodungstag soll eine 
Telefonkette ausgelöst weden und am 
Bauplatz durch gewaltfreieBehinderunp 
aktion die Einstellung der Arbeiten er­
wirkt werden. Gedacht ist dabei an 
Baumbesteigungen, Ankettaktionen u.ä. 
Für den Samstag danach rufen die BI's 
zu einer massenhaften ,.Waldbesichtig­
gng'' auf, bei der verteilte Baumpaten­
schaften angehängt werden sollen. 
Für diese beiden Aktionen rufen die BI's 
auf zu bundesweiten dezentralen Unter­
stützungsaktionen (s. Aufruf). 
Am 12. Mai veranstaltet der Bund Natur­
schutz und die Bl's einen Stemmarsch 
zum Baugebiet mit anschließender 
Menschenkette. 
Vom 10.-lS.August entsteht auf einer 
dem Gelände benachbarten Wiese ein 
Sommercamp der Bl's, zu dessen Teil­
nahme schon jetzt bundesweit aufge­
rufen wird. Die Woche davor organisiert 
der BUND ein ähnliches Zeltlager. 
Für den 12.0ktober rufen die ober­
pfälzer BI's sowie die Atommüllkon­
ferenz zu einer bundesweiten Demo 
gegen die W AA in München (in der 
Höhle des Löwen) auf (s. Aufruf). 
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Rodungsbeginn 
für die 

Der Rechtsweg e,a 
Das beantragte Volksbegehren über den 'l"ttQ 
Gesetzesentwurf zur Einrichtung eines ..,~ "., 
"Nationalparks Bodenwöhrer Senke" 
wurde vom bayrischen Inenministerium 
als verfassungswidrig verworfen, da er 
die Handlungsfreiheit der Gemeinden 
beschneide und nur als Vorwand diene, 
die WAA zu verhindern. 
Der Antrag wurde nun dem Bayrischen 
Verfassungsgerichtshof in München vor­
gelegt. 

Neues von der Atom-Lobby 

Inzwischen hat die DWK den Bauauf­
trag für die WAA einem Firmenkon­
sortium unter der Federführung der 
KWU vergeben. Das bedeutet laut 
DWK-Chef Scheuten für die Schwan­
dorfer Industrie, daß er "mehr ent­
täuschte als zum Zuge gekommene 
einheimisch Firmen" geben wird. Im 
Klartext: 8,5% des Gesamtauftragsvo­
lumens sollen an ansässige Betriebe ver­
teilt werden, allerdings nur unter der 
Bedingung, daß sie "konkurrenzfähige 
Angebote" liefern. Sollten sie dazu 
nicht in der Lage sein, kommen auch 
"andere, entsprechend leistungsfähige 
Unternehmen" zum Zuge. Nicht um­
sonst geht also bereits die Information 
um, daß die ersten fälligen Arbeiten von 
Holzfällern aus Österreich vorgenommen 
werden. 
In der Zwischenzeit diskutiert die 
Schwandorfer Metallinnung darüber, ob 
einheimische Betriebe wohl dazu in der 
Lage sind, die benötigten Zäune zu 
liefern. 
Es wird sich also zeigen, wie viele der 
laut DWK höchstens 2500 auf der Bau­
stelle Tätigen aus der Oberpfalz kom­
men werden. Ebenfalls wird sich heraus­
stellen, wie lange sich die Oberpfälzer 
noch mit Hilfe der vorgegaukelten 
Arbeitsplätze verarschen lassen. 
Neben der radioaktiven Belastung wer­
den sie in Zukunft noch mit einer 
weiteren Entwicklung konfrontiert: Auf 
der Messe "Reise 85" in Harnburg be­
stand bis auf weiteres noch großes Inter­
esse am Urlaubsgebiet "Oberpfälzer 
Wald". Viele der Standbesucher be­
kundeten aber ihre Absicht, nach Fertig­
stellung der W AA nicht mehr zu 
kommen. 

Kehren wir in die Welt der Atom­
fetischisten zurück: Da wäre zunächst 
einmal der DWK zu einem gelungenen 
Ramschkauf zu gratulieren - nicht von 
der W AA ist die Rede, die wird dem 
kleinen Stromkunden schon noch mit 
explodierenden Kosten (die DWK geht 
selber schon von 10 Mrd DM aus, in­
klusive Infrastruktur) um die Ohren 
fliegen, sonder auch von den 130 ha 
Wald, auf denenStrauß&Co's Lieblings­
spielzeug zu stehen kommen soll. Der 
reale Preis dafür wäre 7 Mio DM, doch 
der bayrische Landtag schenkte der 
DWK sage und schreibe 5 Mio DM und 
so standen nur noch 2 Mio auf dem 
Kassenbon. 
Da das Gelände gar so groß ist, das be­
nötigte Aufarbeitungsvolumen in den 
90er Jahren mit 700 t/a bereits das 
doppelte der Kapazität der geplanten 
WAA erreicht und das Raumordnungs­
verfahren bereits zwei Anlagen vorsieht, 
redet Bayerns Umweltminister Dick 
bereits von zwei zu bauenden Fabriken. 
Zunächst einmal aber soll laut DWK 
eine W AA bis zur kalten Inbetriebnahme 
im Jahr 1993 fertiggestellt werden, die 
entgültige "heiße" Phase würde dann 
1995 beginnen. Die erste Teilerrichtungs­
genehmigung liegt Mitte dieses Jahres 
vor. 
Ein Hindernis nennt die DWK selber: 
Durch Einsprüche und Gerichtsverfahren 
könnte die Bauzeit schnell länger 
werden. Arbeiten wir gemeinsam daran, 
daß das Projekt gänzlich undurchsetz­
bar wird! 

KlausDarm 
(Nürnberger BI gegen die W AA) 

(Ergänzung Atommüllzeitung) 

Weitere Informationen: 
BIWAK Regensburg 
TeL 0941/5 55 55 
Mi.-Fr. von 16-19 Uhr 



. Aktionen gegen WAA ------------------­
Planung in Dortmund 

Die erste deutsche W AA, die in den 
nächsten Jahren im oberpfälzischen 
Wackersdorf gebaut werden wird, wird 
höchstwahrscheinlich von zwei der drei 
großen deutschen Planungsunternehmen 
bis zur tibergabe an die DWK geplant und 
organisiert. Die Firmen Uhde in Dort­
mund und Lurgi in Frankfurt, die bereits 
auf 20-jährige Zusammenarbeit zurück­
blicken können, teilen sich dann diesen 
Auftrag, der ein Finanzvolumen von rd. 
3,5 Mrd. DM umfaßt. Die General-Un­
ternehmung will die Mühlheimer KWU 
übernehmen. Für Uhde in Dortmund 
ist dies nur ein Auftrag von vielen im 
großtechnischen Bereich, von ihr werden 
z.B. auch regelmäßig chemische Werke 
in der sog. 3. Welt gebaut. Von den ca. 
2.500 Uhde Mitarbeiter/innen sind nur 
etwa l 0 % in der WAA Planung tätig. 
Dieses Unternehmen in Dortmund ist 
nun kurz nach der Standortbekanntgabe 
für die W AA bereits zum zweiten Mal 
Ziel einer Aktion der örtlichen Anti­
AKW-Bewegung geworden. Nachdem 
bereits im Oktober 1984, anläßtich der 
Atommülleinlagerung im Wendland, ein 
Vordach des Firmengebäudes besetzt 
worden war, um ein erstes Mal auf das 
Unternehmen hinzuweisen, haben am 8. 
Februar (erneut) Mitglieder und Freun­
dinnen des Ökohaufens in Dortmund 
sich vorgenommen, die Belegschaft über 
die WAA-Problematik .zu informieren 
und , solidarisch mit den bayr. Bis, ihren 
Protest gegen den Bau dieser lebensbe­
drohenden und wirtschaftlich unsinnigen 
Anlage auszudrücken. 

Nachdem zunächst am Morgen Flug­
blätter für die Beschäftigten verteilt wor-
den waren, ist mittags eine Gruppe von 
AKW-Gegnern in die Empfangshalle r~ .. ,.--~ 
Unternehmens und hat 
sucht mit Hilfe von Scltlatttalfellil, 
blättern und Redebeiträgen Po!~itionL~ 
deutlich zu machen. Unter 
des firmeneigenen s;",h,.·rh<>•it~n"''"nn,.l..l 
nutzten nur wenige dieses ii.nl!.c:~•uL. 
Versuch der Gruppe einen enmtwoift-lt:".r 
liehen der Planungsabteilung zu sprechen 
scheiterte an den Einschränkungen der 
Firma nur drei Vertreter ohne Presse 
empfangen zu wollen. Die Aktion wurde 
schließlich nach einer Stunde mit Poli­
zeigewalt beendet. Anzeigen 

SPD für W AA·Arbeitsplitze 

So nichtl 

War es nur aus reiner Naivität oder 
ein politisch bewußter Schritt? Fakt 
ist jedenfalls, daß die bayerlsche Land­
tags-SPD einem C~U-Antrag zugestimmt 
hat, der sich für den Bau der WAA 
durch überwiegend örtliche Industrie 
ausspricht. Vielleicht muß man der 
SPD zugute halten, daß sie einfach noch 
nicht so lange zur WAA-Gegnerschaft 
zählt und ihr von daher langjährige Po­
sitionen der WAA-Gegner/innen noch 
fremd sind? 

Ihre Argumentation, .,falls" die WAA 
gebaut werden sollte, müßten Ober­
pfälzer Firmen auch die Aufträge erhal­
ten, hat auf jeden Fall unter WAA-Geg­
oern/ionen keinen Platz - sie kann 
höchstens von örtlichen CSU-Größen 
angeführt werden, die sich's mit keinem 
recht verderben wollen. 

· Es ist doch genau das Ködern mit 
dem Arbeitsplatzargument, mit dem die 
CSU ein Stillhalten der Bevölkerung, 
also ihre vielgepriesene Akzeptanz, er­
schleichen will. 

Es kann und darf nicht Aufgabe der 
WAA-Gegner sein, diese Köder für die 
Bevölkerung noch besser zu tarnen. 

Wenn . wir den Beweis führen, auf­
. grund der Erfahrungen von anderen 
AKW-Standorten, daß das Gros der 
Arbeitsplätze nicht an die örtliche Be· 
völkerung geht, und daß die Stellen, die 
sie trotzdem noch abbekommen, u.U. 
kaum in der Lage sind, die durch die 
WAA zerstörten Arbeitsplätze in ge· 
wachseneo Strukturen wie der Teich·, 
Forst· und Landwirtschaft und dem 
Fremdenverkehr auszugleichen, dann 
tun wir das n i ~ h t, um mehr WAA­
Arbeitsplätze für die örtliche Bevölke­
rung durchzusetzen, sondern um den 
Menschen deutlich zu machen, daß das 
Arbeitsplatzargument ein Schein· 
argument ist, daß es hier nämlich gar 
nicht um Arbeitsplätze geht - die 
Arbeitsplätze quasi nur ein Abfall· 
produkt sind. 

Wer sich für den Bau der 
WAA einsetzt, ist genauso verantwort· 
lieh für deren Betrieb. Und niemand 
soll glauben, nach den ersten Tot· und 
Mißgeburten und durch Krebs getötete 
Arbeiter sagen zu können: Das habe ich 
nicht gewußt - ich wollte doch nur 
Arbeitsplätze für die Oberpfälzer ... 

DIE OBERPFÄLZER LASSEN SICH 
DURCH NICHTS UND NIEMANDEN 
FÜR DUMM VERKAUFEN! 

l!us: 'Pocl; - R/tt:t;v 
s~rnu"",.,.,. 'IJG 

frjedensbruch wurden a~1f,~~:~~i~~clh.st,ll~ Okohaufen Dortmund t 
Mal hoffentlich nicht mit hartdg,esciU'ie'-liolll 
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Atompfalz niemals! 
Es ist entschieden, daß die WAA nach Wackersdorf kommen 
soll. Die Voraussetzungen zum Baubeginn werden geschaffen. 

In der Region formiert sich der Widerstand. In letzter Zeit 
haben die Bürgerinitiativen großen Zulauf, und in ganz Bayern 
bilden sich Initiativen gegen die WAA Wackersdorf. Es finden 
regelmäßige Treffen und Aktionen auf dem Bauplatz statt 
(wöchentliche Waldspaziergänge, Bäume vernageln, das Gelän­
de für weitere Aktionen erkunden ... ). Die Betreiber werden 
diese W AAhnsinnsanlage, wenn überhaupt, dann nur mit ge­
waltsamen Mitteln gegen den Willen der Bevölkerung durch­
setzen können. 
Die Oberpfalz wacht auf, aber das Gefährdungspotential der 
W AA betrifft nicht nur Bayern : 
- bei einem Unfall müßten große Teile Europas evakuiert 

werden 
- schon im störungsfreien Normalbetrieb wird ein vielfaches 

Mehr an Radioaktivität freigesetzt, als von einem Atom­
kraftwerk. Davon sind nicht nur große Teile der BRD be­
troffen, sondern auch andere Staaten, wie Österreich und 
die CSSR. 

In der WAA wird Atommüll verarbeitet, der aus vielen 
Atomanlagen in der ganzen Bundesrepublik stammt und als 
gefährliche Fracht durch die ganze BRD transportiert werden 
muß. 
Die WAA wird als Entsorgungsnachweis propagiert, obwohl sie 
das Atommüllproblem nicht löst, im Gegenteil sogar verschärft. 
Mit der Wiederaufbereitung forciert die Bundesrepublik die 
Plutoniumwirtschaft mit der Möglichkeit für den Bau von 
Atomwaffen. Die Folge ist der Atomstaat : die Grundrechte 

AUS DEM INHALT: 

werden weiter eingeschränkt; die Bevölkerung wird nicht vor 
den strahlenden Anlagen geschützt, sondern diese strahlenden 
Anlagen vor der Bevölkerung. Davon sind wir alle betroffen. 
Bisher konnte die bundesweite Anti-Atom-Bewegung verhin­
dern, daß eine WAA gebaut wird. 
Sowie der erste Baum für die W AA fällt, und das kann noch im 
April geschehen, wird es in der Oberpfalz keine Ruhe mehr ge­
ben. Aber die Atommafia sitzt nicht nur in der Atompfalz, 
sonder überall. Zeigt ihr, daß sie nirgendwo in Ruhe gelassen 
wird! 

1. Am 2. Rodungstag finden Widerstandsaktionen · am WAA­
Bauplatz statt. Wenn ihr nicht hinkommen könnt, ärgert, 
behindert, stört den Atomfilz aus Politik und Industrie, wo 
immer ihr ihn findet ! 

2. Am ersten Samstag nach Rodungsbeginn planen die bayeri­
schen Bürgerinitiativen eine große Waldbesichtigung und 
Spontanaktionen. Kommt hin oder macht eure Begleitmusik 
zu Hause! 

3. Ab 11. August finden Zeltlager in der Nähe des W AA-Gelän­
des statt. 

4. Am 12. Oktober demonstrieren wir vor der bayerischen 
Staatsregierung in München gegen das W AAhnsinnsprojekt. 

Weitere Informationen gibt's im BIWAK-Büro, Spiegelgasse 10, 
8400 Regensburg, Tel.: 0941/55555; Mi.,Do.,Fr. 16-19 Uhr 
und Sa. 10-13 Uhr. 

DIE ATOMMÜLLKONFERENZ 

SPENDENAUFRUF WEGEN ANTI-WAA-SPRtiH­
PAROLENJNSCHWANDORF 

Anfang Dezember letzten Jahres wurden in der Innen· 
stadtvon Schwandorf mehrere Gebäude mit Anti-WAA­
Parolen besprüht. 

40 000 in Schwandorf- vorher, Redaktion: 
nachher.................................. 4 NIGA - Nürnberger Initiative 

gegen Atomanlagen 

In diesem Zusammenhang wurden acht Leute von der 
Polizei festgenommen, die jetzt der Tat verdächtigt wer­
den und gegen die inzwischen ein Ermittlungsverfahren 
wegen Sachbeschädigung eingeleitet wurde. Es handelt 
sich um einen Sachschaden zwischen 50. und 100.000 DM Wer provuziert wen? Polizei und 

Politiker rüsten sich ...... ........ 6 

SPD stimmt für WAA-Arbeits-
plätze .................................... 9 

Bestellungen: 
NIGA c/o Anita Aschenbrenner 

Keßlerp'latz 1 5 
8500 Nürnberg 20 

Standortentscheidung - Konto: Postscheckkonto 
Reaktionen ... ...... ............ ...... 1 0 

Wie ght's weiter? .................... 25 

Nürnberg, Angelika 
Tobias-Gottschalk 
(Sonderkonto) 
Nr.: 21720 • 855 

Die Kirche - Kumpanei mit 
den Mächtigen? ...................... 27 Ein Jahresabo (5 Ausgaben) ko-

stet incl. Porto 20 DM. Ein För· 
Interview mit Robert Jungk ... 28 derabo kostet 30. DM. Ab 5 

Exemplaren kostet 1 Exemplar 
Chronologie des Widerstands .. 33 2,50 DM zuzüglich Porto. 

Herausgeber: 
LAKO - Landeskonferenz der 
bayrischen Anti-AKW·Bürgerini­
tiativen 
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Einzelpreis: 3 DM 

Besteßt gleich mehrere Radi's 
und sorgt für den Weiterverkauf! 

Durch Vorbereitung und Durchflihrung der Pro­
zesse entstehen eine Menge Kosten (Rechtsanwälte ... ). 
Der Kampf gegen die WAA und ihre Betreiber ist unsere 
gemeinsame Sache ! Wir fordern deshalb alle W AA-Geg­
ner/innen auf, uns finanziell zu unterstützen. 
Sollten wir aufgrund von Freisprüchen einen Teil des 
Geldes wieder zurückkriegen, werden wir damit einen 
Rechtshilfefond aufbauen, der Leute unterstützen soll, 
die im weiteren Verlauf des Anti-WAA-Widerstandes 
kriminalisiert werden. 
Spendenkonto : 10 524 622, Bayer. Raiffeisen-Zen­
tralbank, BLZ 750 600 00, Ludwig Hopfensperger 



Vom 2. bis 4.Mai 1985 fand in Bonn nich1 nur der Weltwirtschaftsgipfel statt, sondern es gab 
auch eine Vielzahl von Veranstaltungen, Aktionen und Demonstrationen gegen diese konzen­
trierte Ansammlung des ••Bösencc auf dieser Welt. Leider überschnitt sich wiedereinmal der 
Drucktermin dieser Zeitung mit einer größeren Aktion, über deren Verlauf wir gerne noch etwas 
geschrieben hätten. Aber es ließ sich nicht vermeiden, daß die neue atom geradeeben vor dem 
Gipfel herauskommt, zu spät, um mit dieser Nummer zu den Aktivitäten zu mobilisieren, zu früh, 
um über die salben zu berichten. Also Funkstille zum Weltwirtschaftsgipfel? Mitnichten! Nach 
durchaus kontroverser Diskussion haben wir uns dazu entschlossen, einen inhaltlichen Artikel 
über die Bedeutung der Weltwir1$chaftsgipfel abzudrucken, sowie in einem weiteren Artikel die 
politische Entwicklung der Aktionen gegen den Gipfel nac~zuzeichnen und zu guterletzt noch zu 
versuchen, wie wir unser eigenes Verhalten in diesem Zusammenhang nachträglich zubeurtei-
len. -
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Der Termin des WGG war in Insiderkreisen der 
Friedensbewegung bereits Im Spjtsommer 
1984 bekannt. Es wurden auch in einzelnen Or­
ganisationen • vor allem in Kreisen der DKP und 
Ihr nahestehender Gruppen • erste Oberlegun­
gen in Richtung einer Aktlonsplenung ange­
stellt. Dabei zeigte sich aber sehr früh, daB es 
ein& zeltliehe Obersehnetdung mit den aus die­
senKreisen bereits seit 1983 vorbereiteten Ak· 
tlonen zum 40.Jahresteg des Kriegsendes ge­
ben wiJrde. So war das Interesse aus dieser 
Richtung gering, elgenst§ndlge Aktionen gegen 
den WWG zu Initiieren. Andere Gruppen aus 
dem Spektrum des Koordinlerungsausschus· 
ses KOA der Friedensbewegung· warteten zu­
niichst einmal ab, lieBen die nur mMJig erfol­
greichen Herbstaldionen 84 verstreichen und 
stürzten sich dann in eine linger andauernde 
Selbstverstindlsdlskusslon des KOA, die in ei­
nem faktischen Auseinanderfallen dieses seit 
1982 in unterschiedlicher Zusammensetzung 
operierenden Gremiums endete. Formal wurde 
zwar der Komprom/8 erzielt, den KOA als Dis· 
kussionsrunde fortbestehen zu lassen, Ihm 
aber wiihrend einer eln)Mirlgen »Beretungspha­
se« jede Entscheidungskompetenz zu nehmen 
und grundsitzlieh keine bundesweiten GroBak· 
tlonen mehr zu Initiieren bzw. zu unterstützen. 
ElnziQ einen »GroBen Ratschleg der Friedens­
bewegung«, der Im Juni dieses Jahres stattfln· 
den soll, darf der einst so tnkhtlge KOA noch 
vorbereiten. W/Jhrend dieser sich bis Anfang 
1986 hinzlehenden Zerfallsdiskussionen en­
stand kalnerlellnltlatlve zu m6gllchen Aktionen 
gegen den WWG, obwohl die Zelt nun schon 
bedrohlich kurz geworden war. Auch die Grü­
nen und die unabfljnglgen Friedensgruppen • 
Im BundeskongreB BUF zusammengeschlos­
sen, vermochten sich zu keiner Initiative durch­
ringen, viele wußten noch nicht einmal von die­
sam anstehenden wichtigen Termin. 
So blieb es einigen Lauten aus dem G6ttlnger 
Arbeitskreis vorbehalten, auf der Bundeskonfe­
renz der Anti-AKW·Gruppen Ende November in 
Braunschwelg mit dem Aufruf: •Wir stürmen 
den Weltwlrtscheftsgfpfel« die Aktionsplanung 
Ins .Rollen zu bringen. 
Der G6ttlnger AK lud daraufhin zu einer bun­
desweiten Aktionskonferenz gegen den WWG 
fOr den 9.Februar nach G6ttlngen ein, sowie zu 
einem Vorbereitungstreffen Mitte Januar in 
MOnster. Ebenfalls Im Janusr kam es dann zu 
einem ersten .U.formellen Treffen« in Sonn auf 
Elnledung des BBU unter der Beteiligung des 
DKP.und SPD-Spektrum. die die G6ttlnger Aktl­
vltiten miBtraulsch und sorgenvoll beobachtet 
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hatten. Auf diesem Treffen zeigten sich erst· 
mals ·jedenfalls fOr uns • die sehr grundlegen­
den Inhaltlichen und aktlonsmiBigen Dlfferen· 
zen Innerhalb des Bonner KOA 's. Vor allem die 
tradionellen Fraktionen der bundesdeutschen 
Friedensbewegung mochten sich mit Aktionen 
den den WWG nicht anfreunden, Im Gegenteil, 
schienen sie zu fOrchten, wie der Teufel das 
Weihwasser. Debet spielten offensichtlich fol­
gende Obertegungen eine Rolle: 
• beim mehr SPCJ.:orientierten Spektrum, also 
JUSOS, Gewerkschaften, Gustav-Helnemann 
Initiative, die Mehrheitsströmung Im BBU. 
Vorstand und den SPD beelnfluBten kirchlichen 
Gruppen waren grundslitzllche Inhaltliche 
Schwierigkelten vorhanden, gegen den Gipfel 
als solchen Protestaktionen zu starten, da sie 
den Gipfel als Institution, als Ausdruck west/1· 
chen Imperialem Polltlkverstindnlsses, nicht 
konsequent ablehnten. SchileBlieh war Kanzler 
Schmldt jahrelang der unumstrfttane Stsr der 
Weltwirtschaftsgipfel und auch ein Kanzler Jo· 

chen Vogel wiJrde sich eher beim Gipfel zu pro­
fliieren versuchen, als Ihm etwe demonstrativ 
fernzubleiben. Dazu kam die allgemeine Ein­
schätzung dieses Spektrums, daB es zur Zelt 
keine Basis fOr Aktionen mit Massencherakter 
gäbe, und man sich daher lieber auf sicherere 
Termine wie die Ostertr*sche konzentrieren 
sollte. Eine nicht genz unbedeutende Rolle 
diJrfte bei den SPD-nehen Organisationen auch 
der anstehenden Landtagswahlkampf in Nordr· 
helnwestfa/en gespielt haben. Allein die Psrtal­
loyalftjt hiitte Glpfeiebstinenz verlangt, um 
nicht Mlnlsterprisldent Rau in zuslitzllche 
Schwierigkelten zu bringen, ganz abgesehen 
von· Innenminister Schnoor, zustindig fOr den 
Polizeieinsatz am 4.Mai in Sonn. 

Auf der anderen Seite hatte das SPD Spektrum 
aber· auch frühzeitig erkannt, daB ein völliges 
Ausklinken aus den WWG-AktJvftjten auf WI­
derspruch in den eigenen Reihen stoBen könn­
te. So wurde als Auffangrnflglichkelt eine Saal· 
Veranstaltung Ins Auge gefaSt und andererseits 
alles unternommen, um die Aktlvitäten der un· 
abhängigen Gruppen nicht zu groB warden zu 
lassen. 
• beim mehr DKP-orientlerten Spektrum war die 
die Ausgangspos/ton sehr viel komplizierter. 
Politisch Inhaltfleh gab es zunächst einmal kei­
ne Schwierigkelten mit dem Gipfel. Aber da wer 
die nicht lösbare TermlniJberschneldung mit 
den AktiVItäten zum 40.Jahrestag. Eine Aktion· 
seinhelt unter der FiJhrung der WN (Vereinigte 
Verfolgte des Nazlregimes) und unter Eln­
schluB des linken SPD- und DGB·FIOgels mobi­
lisierte seit Monaten zu 3 zentreten GroBkund­
gebungen in Frankfurt, Harnburg und Köln und 
zwsr ausgerechnet auch am 4.MBI, weil der 
8. Mal nun mal in der Woche lag. Das DKP· 
Spektrum sa8 dabei, wie sich später zeigte, 
zwischen allen Stühlen: es sympathisierte mit 
den Aktfvftjten gegen den WWG, konnte und 
wollte seine eiQenen Planungen anliißllch des 
40.Jahrestages nicht gefährden. 

Auf diesem Bonner Treffen gab es auch den er· 
sten Kontakt Innerhalb des unabhiinglgen 
Spektrums der Friedensbewegung, den Grü· 
nen, 3. Weltgruppen und Gruppen aus der Anti­
AKW-Bewegung. Dabei zeigte sich, da8 sowohl 
die Grünen, als auch der BUF und die opposi­
tionellen kirchlichen Kriifte wie ESG (Evangeli­
sche Studentengemeinden) und IKVU (Initiative 
Kirche von unten) die Initiative der Brauschwai­
ger Bundeskonferenz unterstützen und sich an 
den Planungen gegen den Gipfel beteiligen 
WOrden. Am Ende des Treffens hatte man also 
mit folgender Konstellation zu tun: SPD und tra­
tionelf kirchliche Gruppen lehnten jede Aktions­
planung gegen den Gipfel entschieden ab, die 
DKP orientierten Gruppen hiitten zwar wollen, 
konnten aber nicht, der Rest stieg in die weite­
re Vorbereitungsphase ein und rief gemalnsam 
zur Aktionskonferenz Im Februar auf. Ein m6gll­
ches Tribuna11m Saal wurde von allen Gruppen 
befOrwortet, von den erstgenennten aber nur, 
wenn dies in strikter Abgrenzung von allen an· 
deren Aktionen geschieht, was wiederum die 
anderen Gruppen ablehnten. Das SPD- und 
DKP.Spektium setzte zudem optimistisch dar· 
auf, da8 sich das kunterbunte Spektrum von 
Grünen bis zu dan Autonomen sowieso nicht 
wiJrde einigen können und sich das Problem 
von selbst lösen wiJrt;Je und am Ende ein Tribu­
nal unter FederfOhrung des trationeilen Spek· 
trum als einzige gröBere Veranstaltung reali­
siert werden WOrde. 



Am 9.Februar fand dann die erste und in die­
sem Rahmen auch einzige bundeswalte Ak­
tlonskonferenz gegen den WWG statt. Ce. 350 
bis 400 TaRnahmerinnen und Teilnehmer aus 
dem Spektrum dar unabhiingigen Friedens­
gruppen, Anti-AKW- und 3. Welt-Gruppen, den 
Grün-Aitamatlven, den verschiedensten Grup­
plaren aus dem autonomen Spektrum, sowie ei­
nigen Beobachten von BBU und DKP. Allein die 
groBe BataH/gung belegte das breite Interesse 
an gemeinsamen Aktionen gegen den Gipfel. 
Eine Konferenz dieser politischen Zusammen­
satzung und Größenordnung war seit Jahren in 
der BRD nicht mehr zustandegekommen, inso­
fern war die Konferenz ein gewisser Erfolg und 
eine Bastlitigung das bisherigen Vorgaheris. 
Dennoch ging die Konferenz am Ende Im Chaos 
unter und war nicht in der Lage, eine gemeinsa­
me Aktfonsplanung zu verabschledet'l. Die 
Gründe dafür sind nur schwer zu ans/ysleren. 
Von der allgerileinen politischen Ausgangslage 
her gesehen, hlitta es nicht zu dieser Baschlu­
Bunflihlgkalt komman d{)rfen. Auch die vorlie­
genden Papiere waren nicht so kontrovers, da8 
man sich nicht auf ein Komprom/Bpapler hlitta 
einigen kiHinen. Entsprechend muBten andere 
Gründe fiJr das Schaltem der Konferenz aus­
sehtagagebend gewesen sein: MIStrauen zwi­
schen den untarsch/edl/chan politischen Sfr{j­
mungan, mengelnde Toleranz anderen politi­
schen Auffassungen gegenaber, bzw. sich 
{)barhaupt mit diesen zu befassen, unzurei­
chende Vorbereitung bei vielen Gruppen, die 
aber Ihre Position vorher gar nicht, oder ohne 
konkretes Ergebnis diskutiert hatten, nur 
schwer nachvollziehbare taktische Winketzage 
bei anderen. Daraus folgte eine potentielle Ent­
scheldungsunflihlgkalt bei vielen Anwesenden 
.und wie schon so manches mal gab die weit 
verbreitete politische Disziplinlosigkeit der Kon­
ferenz den Rest. 
Aber auch die real vorhandenen Differenzen ka­
men nicht zum Ausdruck. Unserer Meinung tra­
fen in Göttingen vor allem 3 Einschiitzungen 
zusammen: 
1. Oie Elnschlitzung vieler Autonomer, zu­
nlichst einmal den Verlauf der Diskussion in 
dan Gruppen und Stlidten abzuwarten und sich 
von daher alle Möglichkeiten ln Bezug auf Ort, 
Zeit und Charakter einer zentrafen Aktion offen 
zu halten. Im autonomen Spektrum selbst gin­
gen die Meinungen weit auseinander. Einige 
wollten keine zentrale Aktion, weil sie zwischen 
Frladensiatschdemo und einem zweiten Krefeld 
keine mechbere Alternative sahen, einige spra­
chen sich fiJr dezentrale Aktionen in den Stikl­
tan aus, die dann in einer politischen Aktion zu­
sammengefaBt werden könnten, wieder andere 
sympathisierten mit einer militanten Massenfik­
tion -•wir sind beim Gipfelabendessen dabei«-, 
wann die Stimmung sich entsprechend ent-

wickeln w{)rde. Insgesamt war das autonome 
Spektrum zwar stark vetreten, konnte aber kei­
ne ausdiskutierten Positionen einbringen und 
war Insgesamt am schlechtesten vorbereitet, 
vor aHem was die Kenntnis des Diskussionstan­
des in anderen Gruppen anging. 
2. Die Position das »Mittalblocks« mit folgender 
Elnschlitzung: Wir massen zwischen dan bel­
den möglichen Extremen einer Frledenslatsch­
demo auf der elnan und einer lsollertan mHitan­
ten Aktion auf der anderen Seite einen Aktions­
weg beseht/eBen, der ein Optfmun an politi­
scher Kraft und Provokation gegen den Gipfel 
organisiert, ohne sich der Gefahr gröBerer di­
rekter Auseinandersatzungen mit dem Polizei­
apparat aussetzen zu massan. Zwei Dinge wii­
ren dafiJr Vonwssetzung gewesen: einmal in 
dem Spektrum zwischen Grünen und Autono­
men eine feste Aktionseinheit zu schmieden 
und was den Demonstratlonsort, die Zeit und 
die mögliche Route angeht, sich dem Gipfelge­
schehen so dicht und so direkt wie möglich zu 
stellen und damit eine gewisse Widerstendbe­
reitschaft ffJr alle sichtbar praktisch unter Be­
wels zu stellen. Diese Position, die in erster LI­
nie auf die eigenen Kriifta Im vorher umschrie­
benen Spektrum setzte, wurde auf der Konfe­
renz z. B. Im Göttingar Vorschlagspapier deut­
lich. 
Das Vorschlagspapier tendierte auf eine Ak­
tlonsplanung, wie sie in der Vergangenheit zu 
Bremerhaven 1983, den Herbstmanövern 84 
und der Wendlandblockade zustandegekom­
men und sich bewlihrt hatte. 
3 .. Die Position der BUF, die sehr stark von tak­
tischen Uberlegungen in Richtung Bandnlspoll­
tik Im Banner KOA geprligt war. Am Vorabend 
dar Göttinger Konferenz berlat der BUF­
Trligerkrels seine Position. Das Göttinger Vor-

schlagspapler leg diesem Treffen bereits vor, 
ein Vorschlag aus dem Mittelblock und entspra­
chend als Komprom/Bpapler tendiert. Der BUF 
formulierte allerdings in klerer Abgrenzung eine 
eigene BeschluBvorlage, die sich rein formulle­
rungsmliBig zwar nur unwesentlich vom G6tt/n­
ger Vorschlag unterschied, in der Intention je­
doch, wie sich dann auf der Konferenz zeigte, 
in eine ganz andere Richtung ging. Voranglges 
Ziel der BUF Obertagungen war, ln kommenden 
Bandnlsverhandlungen mit der WN und viel­
leicht noch mit dem BBU ein vermeintlich ver­
handlungsflihlges BeschluBpapler aus der Göt­
tinger Konferenz mitzubringen. Auf ein Aktlons­
bfJ.ndnls ohne zumindest einen TeD der tratio­
nallen Friedensorganisationen geb der BOF zu 
dieser Zelt nichts. ln der Diskussion wurde sehr 
deutlich, daS der BUF, bzw. die Ihn vertretenen 
Personen, die Option auf ein mögliches B{)nd­
nls in Richtung WN und die Verlegung deren 
Demo am 4.Mal von K(jfn nach Sonn wichtiger 
war, als ein ITJijgHcher Komprom/8 mit dem in 
Göttingen anwesendem Spektrum. Entspre­
chend wurde der BUF Antrag begründet: es sei· 
notwendig, die WN und den BBU mit einem 
»Saionflih/gen« BeschluB politisch unter Zug- . 
zwang zu setzen. Dabei ging es nicht nur um ei­
ne »kalkutlerbare Aktion«, der sich auch traditio­
nelle Kriifte ohne Beuchschmerzen ansehtle­
Ben könnten, sandem es ging auch um die Auf­
nahme der Inhalte der WN Demo zum 40.Jah­
rastag der Kapitulation und zwar als einen ganz 
wesentlichen, wohlmöglich sogar dominieren­
den TeD der Aktionen gegen den Weltwlrt­
schaftsg/pfei. Diese Oberaus starke Inhaltliche 
Fixierung auf die Inhalte der WN Aktionen dfJrf­

te auch auf den ElnfluB des KB (Kommunisti­
scher Bund) zurückzufiJhren sein, der Intern 
den Aktionen gegen den 40.Jahrestag die erste 
Pro]orltlit elngarliumt hatte. 
Auf dieser aktlonsmliBigen und Inhaltlichen 
Grundlage war klar, da8 der BUF sein Vor­
schlagspapler bereitS als liuBersten Komprom/8 
verstand und ein Abrücken von diesem zum 
frühzeitigen Scheitern der BfJndnlsp/iJne ge­
ffJhrt hlitte. Nicht zuletzt das dermeBen begrün­
dete komprom/8/ose Verhalten des BUF in Göt­
tingen fiJhrte zu dem kontreproduktiven Ergeb­
nis, daS sich die Autonomen in Abgrenzung zu 
den BUF Plänen auf eine zuvor gar nicht vor­
handenen Maximalposition einlgeiten, nliml/ch 
nun unbedingt beim Gipfelessen dabei sein zu 
wollen. Die Folge war die politische Handlung­
sunflihlgkelt der gesamten Konferenz, denn je­
der KompromiBantrag war bei der festgefahre­
nen Ausgangsposition zum Scheltern verurteilt. 
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Ende gut, alles gut? 
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Nach dem Scheltern der Göttinger Konferenz 
war der Katzenjammer groB, vor altem bei uns 
in Göttingen - hatten wir doch soviel Zelt und 
Kratt in die Vorbereitung und Organisation des 
Treffens gesteckt. Alte Anstrengungen schie­
nen umsonst gewesen zu sein, die letzte Chan­
ce vertan. SPD und DKP hatten in Ihrem Opti­
mismus recht gehabt. 
Nach einer kurzen Phasa völlige Lähmung gab 
es dann aber doch neue Initiativen: der BUF lud 
für den 2.Miirz zu einem Treffen in Sonn ein, 
das Umweltzentrum Münster zu einer »2.Ak­
tlonskonferenz«, die einen Tag später statt­
fand. 
ln Sonn diskutierten ca. 60 Leute aus dem au­
tonomen, unabhängigen und grünalternativen 
Spektrum den ganzen Tag lang äußerst diszipli­
niert, und siehe da, was drei Wochen zuvor 
noch unmöglich war, man einigte sich auf eine 
gemeinsame GroBaktion am 4. 5., auf ein Tribu­
nal am 3.5. und auf die Bildung eines Träger­
kreises, der die Aktionen vorbereiten und koor­
dinieren sollte. Der Wille, in letzter Minute doch 
noch zu einer Einigung zu kommen. war bei al­
len Anwesenden unverkennbar- ein eindeutiger 
Fortschritt gegenüber der Göttinger Konferenz. 
Zudem hatten sich in der Zwischenzelt alle tak­
tischen Überlegungen in Richtung auf die tradi­
tionelle Friedensbewegung erübrigt: denn die­
se wollte auch bei noch so viel Zugeständnis­
sen nichts mit einer GroBdemonstration zu tun 
haben und ein Tribunal nur dann mittragen, 
wenn der Zusammenhang zur Demo ausdrück­
lich ausgeklammert bliebe. Lediglich die WN 
lieB weiterhin Interesse durchblicken, mußte 
aber klein beigeben, nachdem die SPD signali­
siert hatte, Ihrerseits aus allen Bündnissen an­
läBI/ch des B.Mai auszusteigen, falls die WN 
sich unterstehen sollte, Ihre Demonstration von 
Köln nach Sonn zu verlegen. Auch die BUF sah 
damit den Punkt erreicht, an dem ein weiteres 
Zugehen auf SPD und DKP nicht mehr möglich 
war und stimmte dem ln Sonn diskutierten Kon­
zept zu - einem Konzept, des auf der Göttinger 
Konferenz als Position des Mittelblocks bereits 
vorlag, dort aber von der BUF als sektiererisch 
und völlig unabnehmbar zurüclcgewlesen wor­
den war. 
Das Münsteraner Treffen, an dem vor allem Au­
tonome teilnahmen, formulierte zwar Kritik an 
den Banner Vereinbarungen, konnte sich aber 
auf keine gemeinsame Gegenposition verstän­
digen und den weiteren Verlauf der Dinge damit 
praktisch nicht mehr beeinflussen. 

Trägerkreis und Büro 
Die politische Zusammensetzung des Träger­
kreises entsprech weltgehend dem auf der Göt­
tinger Aktfonskonferenz anwesendem Spek­
trum: 
Die Grünen, ESG, IKVU, BundeskongreB ent­
wicklungspolitischer Aktfonsgruppen BUKO, 
BUF, autonome Frauen, Autonome, Banner 
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Frledensptenum, Göttinger Arbeitskreis gegen 
Atomenergie, sowie Mlttelamerlkakommitees. 
Im Laufe der Zelt und nach zum TeD hitzigen 
DeiJetten um die Erweiterung des Trägerkrei­
ses stieBen noch die Demokratischen Sozisli­
sten DS und die Friedensliste NRW dezu; der 
BUKO verlieB aus Inhaltlichen Gründen später 
wieder den Trägerkreis, hielt seine Unterstüt­
zung von Demo und Tribunal aber aufrecht, und 
die Vereinigten ·Studentensachaften VDS nah­
men als Beobachter an den Sitzungen teil. Zur 
Erledigung der laufenden Geschäfte wurde in 
Sonn ein Büro eingerichtet und mit Leuten von 
der BUF, der GAL Münster, den Grünen, den 
Autonomen und dem Göttinger AK »peritätisch« 
besetzt. 
Dem einmal pro Woche tagenden Trägerkreis 
muB trotz erbitterter Debatten, trotz oft mühse­
ligem Ringen um Details und Formulierungen 
undtrotzgrundlegender politischer Differenzen 
etwa zwischen Autonomen und Grünen insge­
samt politische Hendlungsflhigkelt und weltge­
hend solidarisches Umgehen miteinender be­
scheinigt werden. Der eine oder andere belne­
he Eklat, die eine oder andere Drohung, den 
Kram hlnzuschmeiBen, k&men darüber nicht 
hinwegtäuschen. Zum größten Knall kam es, 

wie schon oft, bei der Diskussion um den Auf­
ruf. Für die Grünen hatte Bundesvorstands­
sprecher Lukas Backmann erklärt, auf keinen 
Fall eine Formulierung mittragen zu können, die 
nicht expliziert das Bekenntnis zu aussehtleB­
lieh gewaltfreien Aktionen beinhalte; mit dem 
von ihnen vorgeschlagenem Passus waren die 
Autonomen, des die Mittelamerikagruppen ver­
tratende InfoBüro Nicaragua und auch wir aus 
Göttingen nicht einverstanden. Die Ankündi­
gung, einen eigenen Aufruf zu verfassen und 
damit die Spaltung des Trägerkreises lag in der 
Luft. SehtleBlieh wurde doch noch ein Kompro­
m/8 erzielt, der zwar niemanden glückfleh 
machte, mit dem aber weiter gearbeitet werden 
konnte. 
Insbesondere der relativen politischen Stärke 
des Trägerkreises Ist es auch zu danken, daB 
die mehr oder weniger offen vorgetragenen 
Spaltungs- und Zersetzungsversuche des SPD­
und DKP-spektrums letztendlich gescheitert 
sind. Mehr noch: diesen Gruppierungen lief 
.mehr und mehr die eigene Basis weg, ln vielen 
Städten schlossen sich Jusos, SDAJ usw. den 
örtlichen Aktionsbündnissen gegen den Gipfel 
an. Die Bonner Funktionäre aus den Führung­
setsgen von DKP, BBU, SPD plus »Massenor­
ganisationen« wurden zunehmend in die Rolle 
von Statisten gedrängt und politisch gelähmt. 
Auch wenn das SPD Tribunal am 2.4. noch zu­
standekommen sollte - was bei Redaktlon­
schluB noch nicht klar war -, ändert das nichts 
an dieser Tatsache. Wann hat es soetwas 
schon mal gegeben? 

Versuch einer 
ersten Wertung 
Trotz aller Probleme und Schwierigkelten ist es 
nun doch zu Aktionen gegen den Weltwirt­
schaftsgipfel gekommen. Allerdings Ist für das 
Zustandekommen dieser Aktionen ein unge­
heurer Kraftakt vonnöten gewesen, der bei vie­
len an der Vorbereitung beteiligten Gruppen 
und Personen nicht nur viel Kraft und Zelt, son­
dern sicher auch Motivation gekostet hat. Auf 
der Göttinger Konferenz ist viel Porzellan zer­
schlagen worden, viele haben sich von den Pie­
nungen wieder frustriert abgewendet, wirklich 
massenhaftes Engagement von Gruppen ist in 
vielen Fällen der lustlosen Pflichterfüllung 
streBgewohnter Funktionäre gewichen. Damit 
Ist viel Power und Phantasie verloren gegan­
gen. Die Gründe hierfür bei einzelnen Gruppen 
oder gar Personen zu suchen, wäre sicherlich 
falsch. Es' sind stattdessen grundsätzliche 
Schwächen der »Bewegungen«, die die Vorbe­
reitung solcher Aktionen so schwierig und oft 
sogar unmöglich macht. Anstrengungen, wie 
die im Vorfeld des Weltwlrtschaftsglpfels, sind 
nicht ohne weiteres wiederholbar. So bleibt nur 
zu hoffen, daB uns die Zt~kunft Besseres bringt. 

Redaktion Atom Express 



"Wir stürmen den Weltwirtschaftsgipfel - Eine Einladung an alle polltl· 
sehen und sozialen Bewegungen in der BRD -". So beginnt der, auf der 
Anti·AKW-Bundeskonferenz am 25.11.84 verabschiedete, Aufruf, mit der 
die Anti·AKW·Bewegung die Initiative ergriff zu "Auseinandersetzungen 
mit und zu Aktionen gegen den Weltwirtschaftsgipfel". Jetzt, wo der 
Gipfel und die Aktionen dagegen unmittelbar bevorstehen, Ist es Zelt ein 
Fazit zu ziehen - eine Auswertung davon, was sich seit der Anti·AKW· 
Bundeskonferenz bis heute, Ende April, abgespielt und entwickelt hat. 
Dieses soll keine Auswertung der politischen Entwicklung ln der BRD 
anhand des Weltwirtschaftsgipfel sein, dies kann sinnvoll erst nach 
dem Gipfel geleistet werden. Wichtig erscheint es uns aber, zu diesem 
Zeitpunkt, vor dem Gipfeltreffen (hinterher wird vieles durch die Aktlo· 
nen selber verwischt) unser Vorgehen und Verhalten auf den Konferen· 
zen und in den Auseinandersetzungen um die bundesweiten Aktionen 
darzulegen und kritisch zu betrachten und zur Diskussion zu stellen, da 
dies alles ja nur ln geringem Maß öffentlich gemacht worden Ist. 
Was Ist für uns übrig geblieben ? Kann sich für uns daraus eine neue 
Perspektive entwickeln oder Ist dies alles mit unserem politischen 
Selbstverständnis nicht mehr ln Einklang zu bringen ? Wir fordern dazu 
auf, darüber eine rege Diskussion zu führen. 

Warum gegen den Gipfel? 

Nach dem gescheiterten Friedensherbst 
'83 Ist die gesamte Linke vom Sog der Per­
spektlvloslgkelt, der die Friedensbewe­
gung ln ein tiefes Loch stOrzte, mitgeris­
sen worden. DarOber können auch nicht 
die Aktionen gegen die Herbstmanever, 
die Mittelamerika-Aktivitäten oder die Er­
eignisse und Aktionen Im Wendland hin­
wegtäuschen. 
Uns war es wichtig, dieser Entwicklung 
Insgesamt etwas entgegenzusetzen. Zu­
mal die politische Perspektlvloslgkelt ver­
stärkt wird durch eine Immer mehr um 
sich greifende soziale Perspektlvloslg­
kelt. Um dieser Entwicklung Einhalt zu ge­
bieten, mußte eine Politik gefunden wer­
den, die sich nicht auf einzelne Punkte be· 
schränkt, die von den einzelnen Rest­
Bewegungen Isoliert nebeneinander be­
handelt werden. 
Gerade anhand des WWG erschien es uns 
möglich, diese gesamte unabhängige Lin­
ke zusammenzubringen. Nicht nur, weil 
gerade der WWG d a s allumfassende 
Thema Ist, sondern auch weil die von uns 
gemeinte Linke sowieso schon von Ihrem 
politischen Selbstverständnis einzelne 

Aspekte in einen polit ischen Gesamtrah­
men einzuordnen versuchte. - Anders 
als z.B. die traditionelle Friedensbewe­
gung mit ihrer Fixierung auf die Pers­
hings. 
Was uns zudem bei den Überlegungen 
Mut machte, war die Tatsache, da& sich 
diese "Restllnke" am Anfang eines neuen 
Selbstbewußtseinsprozesses gegenOber 
der allmächtigen Friedensbewegung be­
fand, die mittlerwelle handlungsunfähig 
geworden war. - Damit verbunden die 
Hoffnung, dem ganzen Pollt- und Partei­
Funktionarsapparat entgehen zu können, 
der sich mittlerwelle ln Sonn fest lnstal· 
liert hat, der allen bis dahin gelaufenen 
Aktionen Jegliche Aussagekraft genom­
men hatte. 
Ein weiterer ganz wesentlicher Aspekt 
spielt ln diesem Zusammenhang die So­
zlaldemok.ratle. Wir sehen zwar, nicht erst 
seit heute, die Gefahr fOr die Linke, die 
von der Partel der Granen ausgeht, und 
haben es bisher auch Immer versucht, 
uns diesem Problem zu stellen. Doch die 
Frage "Parlamentarislerung des Wider­
stands" schien uns zweitrangig gegen· 

Ober dem, was Im Jahre 1985 auf uns zu­
kommen wOrde. 
Mit dem Datum "8. Mal" Ist endgOitlg der 
Punkt (nach der Wende ln Sonn) erreicht, 
wo die SPD und auch die DKP - allein 
durch die Polarisierung in der politischen 
Auseinandersetzung ln dieser Frage -
als die "GralshOter des Antifaschismus" 
auftreten werden. Die politische Lage hat 
sich tatsächlich schon so weit entwickelt, 
da& \11e SPD wieder als Opposition gegen 
eine Politik auftreten kann, die sie selber 
Jahrelang vertreten und vorbereitet hat. 
Wenn die " unabhllnglge Linke" sich ln Ih­
ren Auseinandersetzungen als Schwer· 
punkt auf die Frage "8. Mal" eingelassen 
hätte, wäre sie unweigerlich von SPD, 
DKP und Gewerkschaften aufgesogen 
worden. Damit wäre das Loch nach dem 
Herbst '83. endgOitig gewesen. 
Alles, was danach noch selbstbestimmt 
ln unserem Sinn Politik gemacht hätte, 
wäre ein kleiner Isolierter Resthaufen ge­
wesen, von diesem Staat leicht zu denun­
zieren als "Öko-Terroristen" (Spiegel) 
bzw. "RAF-Umfeld". 
Nicht zuletzt wäre eine Inhaltliche Kon· 
zentratlon der unabhängigen Linken auf 
den 8. Mal ein ROckschritt gewesen ln 
Richtung auf eine Eln-Punkt·Fixlerthelt, 
vor allem ln eine Fixiertheft auf den natio­
nalen Rahmen - eben das, weshalb wir 
die traditionelle Friedensbewegung so ve­
hement kritisiert haben. 
Bel Eintritt einer solchen Situation ware 
eine von uns bestimmte politische Arbeit, 
die sich ln Jahrelangen Auseinanderset­
zungen entwickelt hat, Ober Jahre hinweg 
unmöglich geworden. 
Wir finden es wichtig, den 8. Mal 1945 zu 
wordigen, aber als das was er Ist. - Die­
ses Datum steht fOr die Befreiung vom 
Hltlerfaschlsmus. Dieses soll gefeiert 
werden. - Es steht aber nicht fOr die Be­
freiung vom Faschismus ln Deutschland 
schlechthin. Der hat sich Ober dieses Da­
tum hinweggerettet Die Repräsentanten 
dieser menschenverachtenden Politik 
sind wieder zu "Eckpfeilern" dieses Staa· 
tes geworden. Also absolut kein Grund 
zum Feiern. Dieser 8. Mal 1945 steht aber 
auch fOr den Eintritt tn die neue Welt(Wirt­
schafts)Ordnung, die noch heute Geltung 
hat und die wir gerade am konkreten Bel· 
spiel Weltwirtschaftsgipfel bekämpfen 
wollen. 
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Dieses aber auch klar zu machen, wlre 
u.E. Innerhalb der 8. Mal-Kampagnen sei· 
ber nicht mOgllch I Auch dieses Ist nur 
mOgllch lnnemalb einer eigenen selbst.,. 
stimmten Aktion und Kampagne - eben· 
falls ohne SPO-Einfluß. 
Und als letzte Punkte, warum wir es fOr 
richtig halten, eine große starke Demon· · 
atratlon ln Bonn Im Zusammenhang mit 
dezentralen Aktionen und Informations­
veranstaltungen zu machen: - seit Jah· 
ren bejammern und beklmpfen wir dieses 
System. Wir efkllren uns solldarlach mit 
den Unterdrockten und Verfolgten. Und 
nun kommen die Exponaten dieser Politik 
ln unser Land und wollen sich feiern las­
sen. Da Ist es fOr uns eine Selbstverstlnd· 
llchkelt, etwas dagegen zu tun. Verhln· 
dem k6nnen wir das alles nicht. Aber wir 
können der Welt zeigen, da8 es auch hier 
Prot"t und Widerstand dagegen gibt. 
Und nicht zuletzt kOnnen wir den Men· 
sehen hier Ober Zeitungen, Diskussionen, 
Veranataltungen etc. klarmachen, was 
hinter dieser ganzen Politik steckt, die da· 
zu belgetragen hat, daß die BRD heute 
wieder eine der fahrenden Wlrtschaftsna· 
tlonen auf dieser Erde Ist. 

Aufruf de.r Anti·AKW· 
Bundeskonferenz 

•o.r Weltwlrtachaftaglpfel betrifft alle 
Alenachen in allen Undern der Welt. Den 
W/deratand dagegen zu organlaleren flllt 
nicht in den Zuatlndlgkeltsberelch einer 
bestimmten S.w.gung ... Die Anti-AKW· 
Bewe(lung wendet alch daher an alle 
Alenachen und politischen wie sozialen 
Bew.gungen ln der BRD ... die gegen Un· 
terdrOckung, Umweltvernlchtung, Aut~­
t»utung und Krlegatrelberel sind, darOber 
zu I>Maten, waa wir der konzentrierten 
Macht dea Internationalen Kapitala und 
der herrachenden Politik ... an Widerstand 
entgegen setzen ktJnnen. 
Die Anti-AKW·Bew.gung lldt zu einer 
bundeawelten Konferenz Im Februar ein, 
um ow die folgenden und andere Vor­
achlfge zu diskutieren und - wenn mtJg­
llch - zu entachelden. 
- ln der Woche dea Weltwlrtachaftsglp­
fela finden ln vielen Stldten regionale 
Veranataltungen statt, auf denen alch In­
haltlich mit der herrachenden (Wirt· 
schaftt~-)Polltlk und dem a/e t»trell»nden 
und verantwortenden System ause/nan­
~Htzt werden soll. 
- Am Vorab«<d einer zentralen Wider· 
atandNktlon findet ein groBes Tribunal 
atatt, auf dem Betroffene Ober die Auswlr· 
kungen Imperial/at/scher Politik ... zu 
Wort kommen aollen. 
- Den aktlonsmiB/gen HtJhepunkt bildet 
am 4. lrfa/e/ne GroBdemonstration am Ort 
dN Weltwlrtschaftsglpfels. in Sonn, die 
einen anderen und klmpferlacheren Cha· 
rakter als die traditionellen Frledensauf· 
llufe haben und mit der unsere Solldarl­
tlt mit den Internationalen S.fralunga­
klmplen ausgedrOckt werden soll." 
(Aus der Erkllrung der Anti·AKW· 
Bundeakonferenz) 
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Euphorie und Chaos 

Diesen Überlegungen und dem Aufruf 
folgte ein erstes Vorbereitungstreffen Im 
Januar in MOnster (etwa 30 Gruppen ver· 
treten), wo sich zeigte, daß die dort anwe­
senden Personen und Gruppen ln etwa 
das Spektrum darstellten, welches wir 
uns auch vorgestellt hatten. Dieses Tref· 
fen verlief, trotz z. T. großer politischer Un­
terschiede, sehr solldarlach und kon· 
struktlv. SChon damals zeigten steh die 
verschiedenen Positionen zu zentralen 
Aktionen ln Bonn bzw. anderswo bzw. nur 
dezentrale Aktionen und Tribunal bzw. 
Kongre8. 
Wegen des solldarlachen Verlaufs auf 
diesem Treffen waren wir auch optlml· 
stlsch und voller Zuversicht gingen wir ln 
das G6ttlnger Treffen - mit dem bekann· 
ten chaotlachen Ausgang. Grande for das 
SCheltern sind ln dem anderen Artikel ge­
nannt worden. Ein wesentlicher Punkt 
sollte aber doch auagefOhrt werden. Der 
Ist bzw. kOnnte folgender sein: 

Die oben genannten Gronde fOr Aktionen 
zu dem Zeltpunkt an dem Ort gegen den 
WWG sind einfach nicht genug diskutiert 
gewesen, so daß es vielen Gruppen auch 
nicht m6gllch war, konsequent und kon· 
struktlv Stellung zu-beziehen. Bel vorherl· 
ger ausfOhrllcher Diskussion hltte z.B. 
das Auftreten der BUF·Menachen 
(BOndnls-Taktlererel) nicht eine so verhee­
rende Wirkung haben kOnnen. Den Fehler 
aber hier nur bel diesen Gruppen zu su· 
chen, Ist verfehlt. Wir, die wir uns schon 
so weltgehende Gedanken gemac~t hat· 
ten, haben es verslumt, diese Gedanken 
auch vorher ln die Diskussionen elnzu· 
bringen, anstau sich darauf zu verlassen, 
daß Ihnliehe Gedanken an anderer Stelle 
diskutiert werden. VIelleicht sind wir da 
auch selber schon viel zu sehr ln den Ge­
filden der "Pollt·Funktlonlre" (oder sind 
wir selber schon welche ?). 
Dieses zusammen mit den großen BerOh· 
rungslngsten und dem z. T unsolldarl· 



sehen Verhalten zueinander fOhrte bei 
uns in Göttingen zu einem totalen Frust 
und zu der Einschätzung, daß die unab­
hängige Linke momentan nicht fähig Ist, 
solche Aktionen und Kampagnen (auch 
nach außen hin) selbständig und baslsde· 
mokratlsch durchzufahren. 
Die ganze Aktron schien for uns selber ge­
storben - ohne Perspektive. 
Auch wenn drei Wochen später in Bonn 
und in MOnster ein recht vlelversprechen· 
der Neuanfang gemacht wurde, so hatte 
die Göttinger Konferenz doch ein ganz 
konkretes Ergebnis - die Eigendynamik, 
die die ganze Kampagne vorher gehabt 
hatte, vor allem die Kraft, unabhängig von 
allen existierenden Gremien, Gestalt an· 
zunehmen, war dahin. Oie Initiative lag 
jetzt beim BUF und anderen Gruppen mit 
vielen taktischen HlntergrOnden, die dem 
ganzen eine Menge Kraft zu nehmen 
schienen. 
Vor allem fOhrte die Bildung des Träger· 
kreises bei vielen zu neuen unoberwindli· 
chen Schranken, die (noch begrOndet aus 
den Erfahrungen vorheriger Bonn· 
Aktionen) nicht oder nur sehr schwer 
Oberwunden wurden. Wir sind in der Anti· 
AKW·Bewegung eigentlich immer ohne 
solche Gremien ausgekommen, was auch 
nur gut war. Allerdings hatten wir auch 
immer genogend große Zusammenhänge 
vor Ort, die die rein organisatorische Ar· 
belt Obernahmen. Dies scheint in Bonn 
anders. 

Geheimdiplomatie 
Von Anfang an war klar, daß dieser Tri· 
gerkreis kein reines Organisationsgreml· 
um sein worde, sondern daß dort die Poli· 
tik gemacht werden worde, und zwar vor· 
wiegend von Polit-Funktionllren. Eine SI· 
tuatlon, die eigentlich unserem eigenen 
politischen Verständnis entgegensteht. 
Wir haben dort trotzdem mitgearbeitet. 
Aus folgenden GrOnden: 
Oie Zusammensetzung des sich allwO­
ehentlieh treffenden Kreises erschien uns 
politisch sinnvoll, da das gesamte Spek· 
trum, welches uns vorher vorschwebte, 
gleichberechtigt vertreten war. Glelchzel· 
tlg hatte uns auch das mittlerweile stark 
gestiegene Interesse an Inhaltlichen Ma· 
terialien zum WWG Mut gemacht, daß die 
ganze Kampagne doch noch eine Per· 
spektive besaß. Im Trägerkreis waren zu 
dem Zeltpunkt keine Gruppen aus dem 
SPD- bzw. DKP·Spektrum vertreten. Oie 
vermeintliche Obergewichtigkeit der GrO· 
nen glaubten wir durch die eigene politl· 
sehe Kraft kompensieren zu können. Zu· 
dem erschien uns jeder andere Versuch, 
zu diesem Thema etwas vernünftiges bun· 
desweites auf die Beine zu stellen, von 
vornherein als aussichtslos bzw. als 
Schwächung dieses BOndnlsses. 
Oie anfänglichen BefOrchtungen, dem Ge· 
schangel und Gemauschel der Pollt· 
Funktionäre nicht gewachsen zu sein, 
stellten sich dann auch als sehr konkret 
heraus. Da wurden Papiere geschrieben, 
Interfraktionelle Gemauschel jagten ein· 
ander, in einer Geschwindigkeit und Un· 
durchsichtigkeit, daß es vielen von uns 
schwer fiel, den Ober- und Durchblick zu 
bewahren. Aus dem Tribunal schien ein 

.,Dreht euch doch mal um!" 

reines medienfixiertes Spektakel zu wer· 
den. Der Komplex "Imperialismus und Wl· 
derstand" (ein Hauptanliegen der autono­
men Kräfte) schien plötzlich ganz rauszu· 
fallen. Der Antrag auf Einberufung einer 
neuen Aktionskonferenz wurde einfach 
abgelehnt, da diese angeblich nicht nötig 
sei. Inhaltliche Vereinbarungen des einen 
Treffens wurden beim nächsten Treffen 
wieder umgestoßen und mu8teA unend· 
lieh lang neu diskutiert werden. Der Korn· 
plex "8. Mal" und "MIIItarlslerung" bekam 
aus bOndnispolitischer Taktlererel ein 
Übergewicht. 

Die Methoden und die Umgangswelsen, 
wie sie tellweise herrschten, wlderspra· 
chen jeglichem Politlkverständnls, was 
wir mitbrachten. Dies fOhrte letztendlich 
dazu, daß wir selber zu Methoden griffen, 
um dort mit unseren Positionen nicht un· 
terzugehen, j:lle wir eigentlich ablehnen. 
Z.B. damit zu drohen, als Organisation 
auszusteigen, wenn unsere Inhalte nicht 
weiter berOckslchtigt wOrden. Oieses Vor· 
gehen hatte dann auch noch einlgerma· 
Ben Erfolg. Und danach ging dann doch 
alles ein wenig einfacher. 
Letzendlich wurde ein bundesweiter Auf· 
ruf des Trägerkreises verabschiedet, der 
genauso gut oder schlecht Ist, wie ein 
Kompromi8papler sein kann. Alle Grup· 
pen hatten Bauchschmerzen damit, die 
BUKO Ist deswegen sogar ausgestiegen. 
Wir haben diesen Aufruf trotzdem unter· 
stotzt, obwohl er in manchen Punkten 
wirklich die Schmerzgrenze zumindest er· 
reicht, weil es das Ergebnis der ganzen 
Diskussionen und Auseinandersetzungen 
Im Trägerkreis beinhaltet, und weil wir die 
gesamte Aktion und Kampagne in ihrem 
ganzen Zusammenhang nach wie vor rich· 
tlg und wichtig finden. Und, weil wir es 
auch richtig finden, innerhalb dieses 
Spektrums zu arbeiten, allerdings erst, 
nachdem einige Sachen abgeklärt waren 
und letztendlich doch ein einigermaßen 
solidarisches Arbeiten möglich war. 
Bei einem stärkerem Auftreten von Grup· 
pen aus unserem Spektrum wäre wohl 
auch noch einiges mehr möglich gewe­
sen. 

Was Ist übrig geblieben? 
Von unseren anfänglichen Überlegungen 
mußten wir in einigen Punkten doch Ab­
schied nehmen. 
Oie Art des Politikmachans nach basisde­
mokratischen Grundsätzen, um z.B. gera­
de dem "autonomen" Politikverständnis 
wieder mehr Stärke zu geben, mußten wir 
begraben. Das "Gremium von oben" hat 
sich auch diesmal wieder durchgesetzt. 
Teile der Autonomen, die wir als wlchtl· 
gen Bestandtell des Spektrums angese­
hen hatten und haben, in dem wir Politik 
machen wollen, haben sich auch diesmal 
aus dem BOndnls verabschiedet. 
Im Aufruf sind wir nicht um eine Formulie­
rung Ober die Aktionsform herumgekom· 
men. Und die dort gewählte Formulierung 
bereitet zumindest Bauchschmerzen. 
Der Punkt "8. Mal" steht unserer Meinung 
nach Im Aufruf viel zu sehr Im Vorder· 
grund. 
Oie Arbeit dazu hat uns unheimlich viel 
Kraft gekostet, die vielleicht besser woan· 
ders aufgebracht worden wäre. 
Wesentliche Vorstellungen sind aber kon· 
kret geworden, die wir sonst nicht er­
reicht hätten. 
- Das Tribunal Ist in der jetzigen Ausge­

staltung alles andere als nur medlenfl· 
xlert. Von den Inhalten her sind un· 
sere Vorstellungen real geworden. Ob 
sie auch darOberhinaus etwas bewlr· 
ken können, hängt von uns ab. 

- Die Demonstration findet statt am Ort 
des Geschehens (wenn auch nicht dl· 
rekt Im Reglerungsvlertel). Oie Aktion 
kann und wird auch nicht mehr ver· 
standen als bloßer Aufguß der traditio­
nellen Bonn-Oemos. Die Aktion ge­
winnt praktisch mit jedem Tag auf den 
Gipfel zu an Brisanz. 

- Demonstration in Bonn, Tribunal und 
dezentrale Aktionen stehen als ein 
Ganzes da und werden von den Grup­
pen so vertreten. 

- ln fast allen größeren Städten haben 
sich BOndnisse zusammengeschlos­
sen, von denen während der ganzen 
Zeit Veranstaltungen zu dem Thema 
gemacht werden. 

-Allein die Inhaltliche Auseinanderset· 
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zung mit diesem Thema von so vielen 
Menschen, Ist ein wesentlicher Fort­
schritt gegenOber den Jahren vorher. 
9kl unabhängige Linke hat Ihre Unab· 
hAngigkelt zumindest bewahren kön­
nen. 

-Die ganze Kampagne ist nicht zu einer, 
wie von vielen beschworen, Granen 
Wahlkampfveranstaltung geworden. 

· Ein endOitiges Fazit kann frOhestens 
nach dem Gipfel gezogen werden. Und 
wird sich letztendlich auch daran zeigen, 
ob dieses ßOndnis und dieses Thema nur 
ein fOr den Moment aufgesetztes Thema 
war oder ob sich daraus tatsAchlich eine 
Perspektive entwickeln kann. 

Redaktion Atom Express 

Jungsozialisten 
in der SPD 

Bundesvorstand 
0/lenhauerstr. 1 
Postfach 
53 Bonn 1 

Maulve Einwände gegen die Aktionsplanungen der 
Partel-Grünen für Anfang Mal ln Bonn hat der Bundes· 
vorstand der Jungsozialisten formuliert. 
ln einer Stellungnahme des stellvertretenden Bundes· 
vorsitzenden Olaf Scholz, die an die mehreren tausend 
Juso-Arbeitsgemeinschaften verschickt wurde, heiBt 
es: 
Eine Großaktion in Bonn zum Weltwirtschaftsgipfel halten für 
für eine völlige Kopfgeburt, da wegen der zeitlichen Nähe zum 
1.Mai, den nicht soweit zurückliegenden Ostermärschen und 
den antifaschistischen Aktivitäten eine solche Veranstaltung 
nicht erfolgreich stattfinden kann. Gerade vor dem Hinter­
grund der Veranstaltungen im Friedensherbst '84 sollten wir 
hier sensibel sein. 

Aus dem autonomen Bereich (BUF und Göttinger Arbeitskreis 
mit teilweise erheblichen Unterschieden) ist eine solche Ver­
anstaltung heftig betrieben worden. Wir haben uns dagegen 
ausgesprochen, zudem zu den oben genannten Gründen 
auch noch negativ zu vermerken ist, daß keine Klarheit über 
die Aktionsformen hergestellt werden konnte, die eine wie 
vom Göttinger Arbeitskreis vorgeschlagene· Zielsetzung 
»Stürmt den Weltwirtschaftsgipfel« ausgeschlossen hätte. 
AuBderdem bezog sich die von diesen Gruppen vorgeschla­
gene Inhaltflehe Ausrichtung auf ein viel zu enges politische 
Spektrum. 

Jetzt haben sich diese Gruppen mit den GRÜNEN zusammen-
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getan und wollen ihre Demonstration am 4.Mai in Bonn und 
vom 3. zum 4.Mai ein Tribunal zum Imperialismus durchfüh­
ren. Das Tribunalist eine billige Kopie des vom BBU und der 
DFG· VK schon lange vorgeschlagenen »Internationalen Ge­
gengipfels«. Weil sich BBU, DFG-VK und fast alle anderen 
Gruppen der Friedensbewegung dagegen ausgesprochen, die 
von ihnen vorgschlagene Veranstaltung als bloße Deckung für 
die autonomen Demonstrationen mißbrauchen zu lassen, ha­
ben sich einige autonome Gruppen jetzt an die Grünen ver­
kauft - einige arbeiten für diese Veranstaltung sogar hauptamt­
lich dort · und betreiben nichts weiter als eine Wahlkampfver­
anstaltung der GRÜNEN in Nordrheln:Westfalen. 
Aber auch die Grünen werden wohl erleben müssen, daß sie 
nicht als »Selbsternannte Friedensbewegung« gegen die »reale 
Friedensbewegung« aus kirchlichen Gruppen, bürgerlichen 
Organisationen, KOFAZ, JUSOS, BBU, DFG-VK und anderen 
handeln können, um egoistische Zwecke zu verfolgen. 
Daß niemand eine Partei mit der Friedensbewegung verwech­
seln sollte, haben schon größere Partelen miterleben müssen. 

Wir Jungsozialisten rufen auf zur Unterstützung des »Interna­
tionalen Gegengipfels«, der am 2. Mai in der Beethovenhalle in 
Bonn stattfinden soll. Wichtige internationale Redner sollen 
den Protest deutlich machen, gegen Aufrüstungsstrategien, 
ökonomische Ausbeutung und Unterdrückung. Gedacht ist an 
Politiker und Kirchenvertreter aus den USA, Süd- und Mitte/a­
merika, Südafrika, Asien usw. 
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Vor 40 Jahren, am 8. Mai 1945, wurde der Hitlerfaschis­
mus in Deutschland besiegt. Mit dem Ende der Diktatur, 
des Krieges und des industrialisierten Massenmords ver­
band sich bei Millionen Menschen die Hoffnung auf eine 
andere Welt in Frieden und Gerechtigkeit. ln der Bundes­
republik haben aber die herrschenden Kreise aus Indu­
strie, Wirtschaft und Politik, die an der faschistischen 
Kriegspolitik teilgenommen und sie finanziert hatten, die 
Niederlage überlebt. Sie sind auch heute noch in den ent­
scheidenden Stellen und Funktionen der BRD zu finden 
(z.B. Flick&Co.) • 

Zehn Jahre später, am 5.5.1955 - das "Nie wieder 
Krieg" war noch nicht verklungen - trat die BRD der 
NATO und derWesteuropäischen Union(WEU) bet Heu­
te, 30 Jahre später, steht in der BRD, die sich als Rechts­
nachfolgerin des Deutschen Reiches betrachtet, das 
größte Kriegsarsenal ihrer Geschichte. Die Stationierung 
von Pershing II und Cruise misslies wurde begonnen und 
auf die Durchsatzung der offensiven Kriegsführungsdok­
trinen (Airland-Battle, AirLand-Battle 2000) orientiert. 
Die dafür erforderliche enorme Aufrüstung soll u.a. mit 
weitreichenden konventionellen Waffen durchgeführt 
werden (Rogers-Pian/FOFA). Unter Anführung der USA 
und mit weitgehender Unterstützung der BRD soll ein 
Krieg in Europa wieder führbar und gewinnbar gemacht 
werden. Unter dem Etikett· "Konventinalisierung" und 
"Europäisierung" wird diese Aufrüstungspolitik ver­
harmlost. MitderWiederbelebungderWEU hofftdieBAD 
eines TAges selbst Mit-Verfügung über Atomwaffen zu 
erhalten. Gleichzeitig ist die BRD zur stärksten Industrie­
nation in Westeuropa geworden. 

Vom 2.-4. Mai treffen sich die selbsternannten Herr­
scher der Weltwirtschaftsordnung, die für die "3. Welt" 
Ausbeutung, Unterdrückung, Hunger, Elend und Not be­
deutet, zu ihrem 11. Weltwirtschaftsgipfel. Sie werden 
vor der dort versammelten Weltpresse das politisch be­
stätigen und werbewirksam in Szene setzen, was GroB­
banken, Konzernmultis und Politiker dieser Staaten als 
ihre Weltwirtschaftspolitik der 80er und 90er Jahre längst 
abgesteckt haben. Ohne weltweite militärische Absiche­
rung, Krisen-, Kriegs- und lnterventionsplanung, ist die­
ser "Ordnung" nicht denkbar. Es ist deshalb kein Zufall, 
daß gerade die am Weltwirtschaftsgipfel beteiligten Staa­
ten (mitAusnahmeJapans) den Kern des weltweiten·Mili­
tärbündnisses NATO bilden. Die BRD kann sich als mili­
tärischer Aufmarsch- und Kriegsschauplatz für Europa, 
als Drehscheibe für lnterventionstruppen, als zentraler 
Koordinator von Polizei- und Überwachungsstaatsmo­
dellen in Westeuropa und ats weltweiter Rüstungsexpor­
teur wieder direkt beteiligen. 

Für uns bedeuten der Weltwirtschaftsgipfel und die Jah­
restage von NATo-Mitgliedschaft und Kriegsende nicht 
nur einen zeitlichen, sondern auch einen inhaltlichen Zu­
·sammenhang. Auf Betreiben der Bundesregierung wur­
dederGipfelvomJuniaufdenMaivorverlegt.Siemöchte 
sich, ~Q Jahre nach der Kapitulation, nicht als Besiegte 
feiern lassen, sondern lieber im Kreise der erhofften zu­
künftigen Sieger. Nach wievorwerden heute die Grenzen 
in Europa infrage gestellt. 

Deshalb konnen Mir am 
tMai alle nacb Bonnl 
Wir werden anklagen und Widerstand leisten. 
Wir werden auf einem Tribunal am 3. Mai in der Godes­
barger Stadthalle die menschenverachtende Politik, für 
die der Weltwirtschaftsgipfel symbolisch steht, entlar­
ven! 

Eine Demonstration am4. Mai wird unseren Protest und 
Widerstand zum Ausdruck bringen! 
Es wird an allen Tagen des WWG dezentrale Aktionen ge­
ben. 
Im Gegensatz zu den Herrschenden der Weltwirtschafts­
ordnung wird von uns keine Gewalt ausgehen. 
Die Aktivitäten gegen den Weltwirtschaftsgipfel sind für 
viele mittragende Aktionsgruppen Ausdruck aktiven, ge­
waltfreien Widerstands! 

Wir werden uns unsere Anwesenheit in Bonn am 4. Mai 
nicht verbieten lassen! 

Mit aggressiven Außenwirtschaftsstrategien beuten die 
Industrieländer Mensch und Natur in der "3. Welt" aus. 
Direktinvestitionen versprechen hohe Gewinne durch 
Ausnutzung der Menschen als billige Arbeitskräfte. Ent­
wicklungshilfedient mehrden Exportinteressen der Indu­
strieländer als dem Aufbau einer Selbstversorgungswirt- · 
schaft in der "3. Welt".Rohstoffe werden zu Billigstprei­
sen geplündert; der sich immer weiter ausdehnende 
Weltmarkt zerstört die letzten intakten Ökosysteme. Die 
Geschäftsbanken erpressen Wucherzinsen, zahlreiche 
Länder der "3. Welt" geraten in eine Verschuldungskri­
se. Der Internationale Währungsfond (IWF) · tritt als 
Finanzpolizist auf. Er zwingt die verschuldetaten Länder 
zu einer Wirtschaftspolitik, die ihren Export steigert, aber 
die eigene Bevölkerung in Arbeitslosigkeit und Armut 
stürzt. Hungerkatastrophen sind die Folge. Wenn die 
Menschen sich in Hungeraufständen wehren, werden sie 
durch rechte Regime niedergeschossen. Zur Bekämp­
fung von Befreiungsbestrebungen stationieren die west-

. Iichen Staaten "Schnelle Eingreiftruppen" und entsen­
den Militärberater in die "3. Welt". 

Auch in den westlichen Industrienationen verschlimmert 
diese Weltwirtschaftspolitik die soziale Lage. Das bedeu­
tet tendenzielle Verelendung, Massenarbeitslosigkeit, 
Ausländerhetze, Umweltzerstörung, steigende Repres­
sion gegen oppositionelle Bewegungen (weiße Folter, 
Verschärfung des Asylrechts, Isolationshaft, verschärf­
tes Vorgehen der staatlichen Sicherheitsapparate gegen 
streikende Arbeiter, in Großbritannien z.B. usw.). 

Sowohl in der "3. Welt" als auch in den Industriestaaten 
werden die Probleme der Gesellschaft in erster Linie auf 
dem Rücken der Frauen ausgetragen. Frauen leisten 2f3 
der Arbeit auf der Welt. Sie erhalten dafür 10% aller Ein­
kommen und besitzen nur 1% der Produktionsmittel. Die 
wirtschaftliche und gesellschaftliche Unterdruckung von 
Frauen ist von zentraler Bedeutung für die Aufrechterhal­
tung dieses Weltwirtschaftssystems. Frauen gelten als 
"Menschen 2. Klasse". Sie leisten überwiegend unbe­
zahlte oder schlechter bezahlte Arbeit und befinden sich 
hauptsächlich in untergeordneten Arbeitsverhältnissen. 
Frauen werden psychisch und physisch sexuell ausge­
beutet (Sextourismus, Prostitution, sexueller Mißbrauch 
in der Ehe und am Arbeitsplatz). 
Diese strukturellen und direkten Gewaltverhältnisse, die 
weltwirtschaftliehen Interessen dienen, indem sie die . 
Ausbeutung der weiblichen Arbeit sichern, betreffen 
Frauen weltweit in derselben Weise. Für die Frauen in der 
"3. Welt" führt dies zur absoluten Verelendung. 

Hirlordem: 
• Stopp den aggressiven Außenwirtschaftsstrate· 

gien der lndustrieländerl 

• Vollständiger Schuldenerlaß und Wiedergut­
machungszahlungen an die Länderdersogenann· 
ten3. Welt. 

• Keine Interventionen gegen und Unterdrückung 
von Befreiungsbestrebungenl 

• Stoppt die Kriegspläne der NATO I Keine Stationie· 
rung der Pershing II und Cruise missiles, Abbau 
der bereits stationierten Raketen! BRD raus aus 
der NATO! 

• Abschaffung aller ABC-Waffen! 

• Stoppt die Atomtests, Rüstungsexporte und Welt· 
raumrüstungl 

• Abschaffung der weltweit doppelten Unter· 
drückung der Frauen durch die herrschende Welt· 
Wirtschaftsordnung und das Patriarchat! Aufhe­
bung der geschlechtlichen Arbeitsteilung! 

• Keine Unterdrückung und Kriminalisierung von 
Widerstandsbewegungen! 

• Endgültiger Verzicht auf die Wiedervereinigungs­
ansprüche seitens der BRD. Anerkennung der 
DDR-Staatsbürgerschaft. 

• Für eine Welt ohne Ausbeutung und Unter· 
drückungl 
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Zur Geschichte 

Die Institution •Weltwirtschaftsgipfel• gibt 
es solange noch nicht. Die Bonner Runde 
Ist erst das 11. Zusammenkommen zu die­
sem Schauspiel, welches sich alljährlich 
vollzieht. Das erste Treffen dieser Art, 1975 
ln Ramboulllet (Frankreich), geht darauf 
zurOck, daB im FrOhjahr 1975 deutlich wur· 
de, daB sich die Weltwirtschaft (lnsbeson· 
dere die kapitalistische) nicht so rasch 
vom ersten Ölschock des Jahres 1973 er· 
holen worde. Erstmals drohte der Welthan· 
del, der in der Nachkriegszeit regelmäBig 
zugenommen hatte, rockläuf ig zu sein. 
Der französische Staatspräsident Giscard 
d'Estaing fOhrte die weltweite Rezession 
und die zunehmende Arbeitslosigkeit auf 
das 1973 zur gängigen Praxis gewordene 
freie Floaten der wichtigsten Weltwährun· 
gen, d.h. das ungehemmte Schwanken der 
Wechselkurse zurOck. 
Unter der Regle von Nixons Finanzminister 
Shultz und mit der aktiven Unterstatzung 
des deutschen Finanzministers Schiller 
waren die Wechselkurse der wichtigsten 
Weltwährungen freigegeben worden. Im 
Zuge der Ölkrise stellten sich aber uner· 
wartet starke wellenweise Ausschläge des 
Dollarkurses gegenOber den europäischen 
Währungen und dem japanischen Yen ein, 
die den Handel und Investitionen fOr alle 
Beteiligten zu einem Risiko machten, weil 
niemand mehr kalkulieren konnte, wieviel 
der eigenen Währung bei der Endabrech· 
nung zu erhalten bzw. aufzubringen war. 
Giscards Ziel war es, die Zukunft des 
Wechselkurssystems der westlichen Weil 
auf der höchsten Ebene der Staats- und 
Regierungschefs der hauptverantwortll· 
chen LAnder zu erörtern. Die bereits zum 
damaligen Zeitpunkt stattfindenden regal· 
mäBigen Treffen der Finanzminister der 
USA, BAD, Frankreich, Japan und GroBbri· 
tannlen (die 5 Länder, die einen ständigen 
alleinigen Sitz im Exekutivdirektorium des 
Internationalen Währungsfond haben) 
oder ähnliche Treffen schienen Glscard 
nicht geeignet zu sein, die Situation allein 
zu bewältigen. Er wollte die Regierung. 
schefs selbst an der Währungspolitik Inter· 
essieren und fOr mehr Stabilität der Wä.h· 
rungen mobilisieren. ln Schmldt konnte er 
sofort einen Mitstreiter f inden und schon 
Ende Juli 1975 auch den US-Präsldenten 
dafOr gewinnen. 
Ford gab seine Zustimmung aber nur unter 
der Voraussetzung, daB auf dem Treffen 
nicht nur Ober Währungsfragen, sondern 
auch Ober die Wirtschaftslage Im allgemei· 
nen gesprochen werde. Die US.Reglerung 
war auch nicht bereit, Giscards Prämisse 
zu unterschreiben, daß die weltwlrtschaft· 
Iichen Schwierigkeiten in erster Linie auf 
den starken Kursausschlägen der Währun· 
gen beruhten. 
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Vom 2 •• 4. Mal treffen sich in Sonn die politischen Repräsentanten der sie· 
ben führenden Staaten der kapitalistischen Welt. Sie nennen ihr Treffen 
nWeltwirtschattsgipfelcc. Alleine in diesem Namen steckt das ganze Be­
wußtsein imperialistischer Politik. Oie sieben nGroßencc entscheiden über 
das Wohl und Wehe der über 180 nKieinencc. 
Aber hier soll es ja auch nicht um die Gesundung der gesamten Welt ge­
hen, sondern um das Wohl eben dieser sieben nGroßencc • Das andere wird 
sich schon finden • und wenn nicht, dann Ist es auch nicht so wild. nUns 
geht es ja gut.cc Doch dies st immt auch nicht mehr so. Oie Verelendung im· 
mer größerer Bevölkerungskreise in den westlichen Industrienationen wird 
ein Thema sein in Sonn. Aber wohl mehr von dem Gesichtspunkt, wie man 
diese Massen beruhigen kann. Doch davon wird ln den offiziellen Kommu· 
niques ebensowenig etwas erscheinen, wie von den Absprachen, wie denn 
jetzt mit den Ländern der 3. Welt umgegangen wird, insbesondere den auf· 
begehrenden. 
Auf dem Bonner Gipfel wird es keine neuen Impulse geben. Die Strategien 
für die nächsten Jahre sind schon entschieden • in den Chefetagen der 
Großbanken und der Multis. Und sie sind auch entschieden in den Chefe· 
tagen der NATO. ln Sonn wird dies alles nur noch einmal auf Linie ge· 
bracht werden. Ein Schauspiel mit nSpitzenbesetzungcc wird die Weltöf· 
fentlichkeit ln Sonn erleben. 

Nach Erhalt der amerikanischen Zustlm· 
mung wurde zum ersten Weltwirtschafts· 
gipfei am 15. • 17. November 1975 nach 
Rambouillet eingeladen. Eine ständige 
Einrichtung wurde mit dieser Tagung aller­
d ings noch nicht geschaffen. Das 
Rambouillet-Kommunique deutet sogar 
eindeutig in seinem letzten Punkt in die an· 
dere Richtung. Es beschwichtigte die in 
Ramboulllet nicht vertretenen Länder, die 
die Entwicklung eines westlichen Direkto­
riums befürchteten, mit der Absichtserklä­
rung, •im Rahmen der bestehenden Institu­
tionen und aller einschlägigen internatio­
nalen Organisationen unsere Zusammen· 
arbeit zur Lösung all dieser Probleme zu 
verstärken•. 
Zur festen Einrichtung wurde der Gipfel 
auch noch nicht, als US-Präsldent Ford nur 
7 112 Monate später zum zweiten Treffen 
nach Puerto Rlco am 28./29. Juni 1976 ein· 
lud. Diese Einladung war zu sehr von wahl· 
taktischen Erwägungen des US-Präsiden· 
ten bestimmt. Der zweite Gipfel zeigte 
auch mindestens auf den ersten Blick zu 
magere Ergebnisse, um eine automatische 
Fortsetzung zu rechtfertigen. 

Die bisherigen Gipfel 

1975 Rambouillet 
1976 Puerto Rico 
1977 London 
1978 Bonn 
1979 Tokio 
1980 Venedig 
1981 Ottawa 
1982 Paris 
1983 Williamsburg/USA 
1984 London 

Nach dem knappen Scheitern Fords bel 
den Präsidentschaftswahlen im November 
1976 bedurfte es einer erneuten Initiative 
Giscards Anfang 1977, um eine dritte Ta· 
gung Im Mai 1977 in London zu initiieren. 
Giscard hat sein Aktivwerden mit dem 
Fortbestehen struktureller, d.h. nicht rein 
konjunktureller Weltwirtschaftsprobleme 
begrOndet. Die bedeutendsten Industrie­
länder mOBten sich vertieft mit den Nord· 
SOd·Beziehungen zwischen Industrie· und 
Entwicklungsländern und mit sektoralen 
Strukturproblemen, z.B. Stahlindustrie, be­
fassen. Sie sollten die t ieferen Ursachen 
der Verandarungen analysieren und aus 
der Diagnose eine Reihe von SchluBfolge­
rungen ziehen. 
Erst ln London wurde 1977 auf Initiative 
des neuen US·Präsidenten Carter die 
Grundlage der kontinuierlichen jährlichen 
Gipfeltreffen gelegt. Carter regte den ent· 
scheidenden Passus in der Londoner Gip­
felerklärung an, wonach es »feste Absichtoc 
der Regierungschefs ist, die in der Sub­
stanz erzielte Übereinstimmung nunmehr 
ln die Tat umzusetzen und •die Fortschrit· 
te zu OberprOfen, die bei al ien hier in Dow· 
ning Street erörterten MaBnahmen erzielt 
werden, um die Dynamik des konjunkturel· 
len Erholungsprozesses aufrechtzuerhal· 
ten.• 
Die Gipfeltreffen fanden Ihre objektive ße. 
recntigung in der zunehmenden Bedeu· 
tung der Internationalen · Wlrtschaftsver· 
pflechtung for die Entwicklung der natio­
nalen Volkswirtschaften. Der internationa· 
le Handel und die Direktinvestltlonen, die 
Abhängigkeit von Energieeinfuhren und 
Rohstoffen lieBen jede einzelne der kapita· 
Iistischen Volkswirtschaften in eine immer 
gröBere Abhängigkeit von denjenigen der 
kapitalistischen Partnerländer, aber auch 
der öl· und rohstofferzeugenden Länder 



Bonn 1985 
geraten. Die Ölkrise hatte die gem~insame 
Schwäche der Energieeinfuhrabhängigkeit 
der Industrieländer aufgedeckt. 
Subjektiv hofften die Regierungschefs, 
Ober Gipfelkonferenzen mit einer direkten 
Spitzendiplomatie ihre historische Rolle 
als Staatsmänner europäischen und inter­
nationalen Rangs vor dem heimischen Pu­
blikum wirkungsvoll zur Geltung bringen 
zu können. 

Die Gipfelrunde 

Am ersten Weltwirtschaftgipfel sollten 
nach dem Willen Giscards nur fOnf Länder 
teilnehmen, die fOnf Großen im IWF, die im 
dortigen Exekutivdirektorium einen An­
spruch haben, nur sich allein zu vertreten. 
Giscard mußte sich jedoch schließlich da­
mit abfinden, auch Italien einzuladen. 
Als Hausherr des zweiten Gipfels von P.uer­
to Rico nahm sich Ford die Freiheit; Kana­
da als siebtes Land hinzuzuziehen. Der 
endgültige Teilnehmerkreis der Weltwirt­
schaftsgipfel von sieben Staaten und ei­
nem Vertreter der Europäischen Gemein­
schaft kam erstmals auf dem dritten Gipfel 
1977 in London zusammen. 
Die sieben Staaten, die auf den Weltwirt· 
schaftsgipfeln vertreten sind, stellen Ober 
50 % des Welthandels und Ober 50 % der 
Weltindustrieproduktion. Sie bringen es 
sogar auf 83 % des Bruttosozialprodukts 
der in der OECD vereinigten 24 Industrie­
länder. Dennoch sind auf den Gipfeln nur 

vier der zehn EG-Staaten und nur sieben 
der vierundzwanzig OECD-Staaten vertre­
ten. Von den Entwicklungsländern ganz zu 
schweigen. Gerade bei den EG-Staaten 
zeigt sich somit, welches Gefälle es inner­
halb dieser Organisation gibt, und macht 
somit auch deutlich, daß dies nun mal kei­
ne Gemeinschaft ist, sondern ein Zusam­
menschluß von Staaten, in dem· sich die 
schwachen Mitglieder dem anzupassen 
haben, was die starken Länder beschlie­
ßen. 

Giscard lud zum ersten Weltwirtschafts­
gipfel nicht nur die Außenminister als un­
vermeidliche Begleiter der Regierung­
schefs in Fragen der Außenbeziehungen, 
sondern auc~ die Finanzminister ein, da 
die Währungspolitik im Mittelpunkt stehen 
sollte. Ab 1978 zogen einige Delegationen 
weitere Fachminister im Wirtschaftsbe­
reich zu den Gipfeln hinzu. 
Während so beim ersten Gipfel in Rambou­
illet 1975 nur sechs Delegationen mit 18 
Ministern am Verhandlungstisch saßen, 
stieg die Anzahl der Teilnehmer im Mini­
sterrang bis Venedig 1980, wo alle Delega­
tionen einen fOr Energiefragen zuständi­
gen Minister hinzugezogen hatten, auf 28. 
ln Ottawa 1981 erschienen allerdings nur 
noch die USA, Frankreich und die BAD mit 
einer Vierer Delegation. 
Der erweiterte Kreis tagte allerdings nicht 
mehr ständig geschlossen. Er wurde zu 
den meisten Arbeitsessen und zu immer 
mehr fachlich abgegrenzten Arbeitssitzun­
gen aufgespalten. 

Das Gewicht der" 10 " in der Welt 
Anteil der E Ii in % an 

Widersprüche 

Während nach Außen hin zwar immer die 
Geschlossenheit der Gipfelkonferenz dar­
gestellt wird, findet hinter den verschlosse­
nen TOren ein erbittertes Ringen um natio­
nale und ideologische Interessen statt. 
Da die Interessen in den Hauptthemen Sta­
bilität und Wachstum, Währungspolitik , 
Handelspolitik, Entwicklungspolitik und 
Energiepolitik nicht identisch sind, bilden 
sich bei den einzelnen Themen unter­
schiedliche Koalitionen. Die Zugehörig­
kreit zur EG stellt dabei nicht unbedingt 
ein stärkeres Bindeglied dar, daß ein Land 
dazu veranlaßt, seine nationalen Interes­
sen Im EG-Interesse zurückzustellen. 
ln Fragen der Energiepolitik steht z. B. 
Großbritannien häufig auf der Seite der 
USA und Kanadas, da diese drei Länder 
Ober eigene bedeutende Erdöl- und Erd­
gasvorkommen verfügen. Während die vier 
anderen Gipfelteilnehmer nahezu ganz auf 
die Einfuhr angewiesen sind. Zeltwellig hat 
auch Frankreich aus politischen Erwägun­
gen mehr Verständnis als die drei Ölprodu­
zierenden Länder for die Argumente der 
OPEC-Länder gezeigt. Dennoch gaben alle 
sieben Gipfelteilnehmer in Grundfragen 
der Energiepolitik ihrer Position als Net­
toeinfuhrländer Vorrang vor den eigenen 
Produktionsinteressen. Nach außen, in 
diesem Fall gegenober den OPEC­
Ländern, wird in den Gipfelerklärungen ei­
ne Position eingenommen, die sich seit 
den OPEC-Preiserhöhungen von 1979 deut­
lich im Ton verschärft hat. 
ln Fragen der Rohstoffpolitik gegenOber 
Entwicklungsländern standen die BAD und 
Großbritannien der von den USA vertrete­
nen marktwirtschaftliehen These näher als 
der in der EG dominierenden Linie, die eher 
auf Rohstoffabkommen und einen von der 
Welthandelskonferenz befürworteten .ge­
meinsamen Rohstoff-Fonds setzt. 
ln der Handelspolitik haben sich Großbri­
tannien und Kanada in der Regel die Mög­
lichkeit sektoraler Schutzmaßnahmen of­
fen halten wollen, während Frankreich, 
teilweise von Italien unterstützt, hinhalten­
den Widerstand gegen den Abbau des Au­
ßenzollschutzes der EG in der Tokio-Runde 
leistete, um die innergemeinschaftliche 
Präferenz zu wahren. 
ln der wirtschaftspolitischen Zentralfrage 
nach der Priorität for Stabilität oder fOr 
Wachstum und Beschäftigung spielt die 
wirtschaftstheoretische und ideologische 
Ausrichtung der nationalen Regierungen 
die entscheidende Rolle. Während Ideolo­
gien sonst von nationalen Interessen Ober­
lagert werden. 
Frankreich stand unter Giscard bis 1981 in 
Ottawa, im Lager der StabilitätsbefOrwor­
ter, das zonglein an der Waage spielten 
dann Großbritannien oder die USA. Die Bri­
ten standen auf den ersten vier Gipfeln (un­
ter Labour-Regierung) eindeutig Im Lager 
der WachstumsbefOrworter, das in Carters 
Amtszelt in den Jahren 1977 bis 1980 von 
der US-Delegation angefOhrt wurde. Der 
Stabilität gaben dagegen ab 1979 die Bri· 
ten unterThatcher und die USA 1975176 un­
ter Ford und ab 1981 unter Reagan den 
Vorzug. 
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Theaterbühne 

Mit dem Gipfel 1981 in Ottawa findet dann 
ein Schnitt statt. Hauptgrund: der Macht­
wechsel in den USA. Der erzkonservative 
Reagan-Cian - nur gefolgt von der 
Thatcher-Reglerung • setzte zur Gesun­
dung der eigenen Wirtschaft auf einen 
streng monetaristlschen, am kurzfristigen 
Ziel der Geldmengensteuerung orientier­
ten Wlrtschaftskurs. ·Die fOnf Obrigen Gip­
felteilnehmer forderten dagegen Oberein­
stimmend eine Revision der US.Hochzlns­
polltlk durch den Einsatz auch anderer Mit· 
tel als ausschlieBIIch monetarlstlscher 
Wlrtschaftssteuerung. 
Die Treffen der ersten Gipfelrunde 1975.a1 
fanden vor einem politischen Hintergrund 
statt, der geprägt war von einer relat iven 
Schwäche. der US.Polltlk • Im Gegensatz 
zu Reagan · und einem Emanzlpatlonswil· 
Jen der anderen Industriestaaten, allen vor· 
an Frankreich und die BAD. Nurvordiesem 
Hintergrund Ist es zu verstehen, daB die 
Gipfelergebnisse auch eine relative Ver· 
blndllchkelt in der Politik der Sieben garan­
tierte. 
Dieses änderte sich schlagartig mit der 
Reagan-Politik. Schon 1981 in Ottawa er­
scheint Reagan mit der Parole, da6 die ge­
troffenen Abmachungen nicht verbindlich 
seien, sondern daB er dieses Treffen eher 
als ein Treffen des •gegenseitigen Kennen· 
lernens• begreiten wOrde. 
Dies setzt sich in all den darauffolgenden 
Konferenzen fort. Dann auch noch unter· 
stotzt, trotz wirtschaftlichen Erstarkans 
der EG-Länder, durch die derzeitige Vasal­
lenrolle der Briten, Japaner und vor allem 
der BAD. 
Der Rechtsruck bewirkt daneben noch et· 
was anderes. Die ganze Politik ist auf das 
Prinzip •Der stärkere gewinn1ft abge­
stimmt. 

M ärz 1984 im W<ißen Haus: Beses nung Reagan und K ohl 
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ln den Industriestaaten wachsen die Wi­
dersprUche. Die Multis, GroBbanken und 
GroBindustrien weisen Immer gröBere 
Plus-Bilanzen auf, auf der anderen Seite 
stehen erhöhte Arbeitslosigkeit und Sozla· 
labbau - Verelendung der Massen. Zu· 
gleich .bewirkt die US.Hochzlnspolltik .ei· 
nen Kollaps des Geldwesens sowie der 
Wirtschaft in der 3. Weil. So sind alle Gip· 
fel seit Ottawa geprägt von diesem Pro· 
blem, ohne daB Lösungsvorschläge ange­
boten wurden. 
So wurden die Weltwirtschaftsgipfel seit 
diesem Zeltpunkt zu reinen propagandistl· 
sehen Prestlgeversanstaltungen, die die 

UdSSR 
(«nllSE . 

f(OMMUNISTEN, :/ 
UJ~NER UNI> · .. 
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Probleme nur noch vor sich herschieben, 
und der Bevölkerung Im eigenen Land die 
eigene nationale Wichtigkelt und das 
•Herr der Lagew Sein suggerieren soll. 
Die Wahrheit sieht anders aus: die gegen· 
wärtlge Politik wird nicht mehr von den 
MWorld·Leadern• gemacht • die derzeitige 
Politik wird gemacht von den Krisengewin· 
nern: GroBbanken und GroBmultis .. Die po­
litischen •FOhrer• sind nur noch AusfOh· 
rende. Unterstatzt wird dies durch den ab­
soluten Hegemonialanspruch der Reagan­
Aeglerung und des westlichen Neokolon Ia· 
llsmus. 



London 1984 siegten waren. DarOber hinaus ein Frie­
dens-Verhandlungsangebot an die Sowjet­
union, welches nicht einmal das Papier 
wert war, auf das es gedruckt wurde. 

Staaten zu lOsen zu sein, wenn nötig, mit 
mllltlrlscher Gewalt. Die Aufrostung der 
NATO zeigt unmißverständlich in diese 
Richtung. 

Oie Ergebnisse vom Weltwlrtschahsglpfel 
in London 1984 lassen sich kurz zusam­
menfassen: 
Kein Problem wurde getost. Oie ~Staats­
und Handels-Defizite wurden nicht direkt 
erwAhnt, sondern nur angedeutet. Oie 
durch die von Ihnen bedingten hohen Zin­
sen aussichtslos gemachte Verschuld· 
dung der Dritten Welt wurde nicht gelOst. 
Der große Zusammenbruch nur durch wei­
tere Umschuldungsmaßnahmen hinausge­
schoben. 

1985 ·Gipfel in Bonn 

Die Dritte Welt 8f'SChelnt nur noch als ein 
aussaugbares Etwas. Sollte sich dort Wi· 
derstand gegen die Imperialistische Politik 
regen, so laBt die mllltlrlsche LOsung 
nicht lange auf sich warten. 

Verabschiedet wurden hohle Papiere, ein 
Bekenntnis zu den •Demokratischen Wer­
ten•, in die man die BAD einbezog, um sie 
Ober die Siegesfeier der Alliierten am •At· 
lantlkwali• hinwegzutrösten, an der sie 
nicht tellnehmen durfte, weil sie die Be-

40 Jahre nach dem Sieg Ober den Hltlerfa­
schlsmus stehen die Besiegten wieder als 
fahrende Industriestaaten da. Japan und 
die BAD fOhren ln dieser Reihenfolge hin­
ter den USA die kapitalistischen Staaten 
an. Oie Probleme sind Ihnlieh groB, wenn 
nicht noch grOBer als 1931, als das Welt· 
Wirtschaftssystem schon einmal zusam­
menbrach. Der •Feind• steht wieder Im 
Osten. Nur Ober eine Einverleibung der 
Ostblockwirtschah scheint das Weltwirt­
schaftsproblem fOr die kapitalistischen 

'Dieses gilt genauso fOr die Immer gr068f 
werdenden Widersprache in den kapitali­
stischen Staaten selbst. Der britische Ber­
Q.Brbeiterstrelk Ist da nur ein Beispiel. 
Uber alle Innerkapitalistischen Widerspra­
che hinweg werden sich die •Leader• ln 
Bonn einig zeigen. Oie Probleme sind die 
gleichen geblieben wie in den letzten Jah­
ren, nur noch etwas zugespitzter. Der Kom­
mentar aus ,.Die Unabhängigen• zum Gip­
fel 1984 ln London hat noch heute Be­
stand. 

Gipfel ohne Aussicht 
zu London: Ratlosigkeit vor der Schuldenkrise der Dritten Wett. 

Ober Irland eilte U5-Präsident Ronald Rea­
gan zum .,Weltwirts~haftsgipfel" nach London 
-einst ein zweitklassiger Schauspieler in mäßi­
gen Wildwestfilmen, heute ein zweifellos her­
vorragender Polit-Darsteller unter sehr zweit­
klassigen Kollegen. ln Irland spielte er zuerst 
einmal den verlorenen großen Sohn der alten, 
annen Heüruit, wenn auch '(Or leeren Stühlen, 
die von seinen Geheimdienstbewachern besetzt 
werden mußten. Dann machte er in Dublin der 
Sowjetunion Verhandlungsangebote, die sinn­
voll gewesen wären, wenn er sie vor der Statio­
nierung seiner auf Moskau gerichteten atoma· 
ren Erstschlagraketen in Deutschland gemacht 
hätte - auch dies ein Schauspiel, aber ach, ein . 
Schauspiel nur .. . 

Und dann also der Gipel1984 in London. 
Zwei Probleme lassen heute alle solchen 

Welt-Gipfel zur Farce werden: 
Das erste Problem beruht auf dem amerika­

nischen Haushaltsdefizit, das für 1984 minde­
steens 300 Milliarden Dollar betragen wird, 
und das verbunden ist mit einem amerikani­
schen Außenhandelsdefizit von voraussichtlich 
1'26 Milliarden im Jahre 1984, ein die Welt 
erschütternder Rekord. Diese Defizite müssen 
mit Krediten finanziert werden und das treibt 
die Zinsen in den USA in bisher unerreichte 
Höhen. 
· An diesem Punkfe aber hängt das erste Pro­

blem mit dem zweiten zusammen: Mit der Ver· 
schuldung der Dritten Welt. Oie Verschuldung 
der Entwicklungsländer ist auf 800 Milliarden 
Dollar, also auf mehr als zwei Billionen DM 
gestiegen. Allein die Länder von Mexiko bis 
ArgenUniert sind mit 340 Milliarden Dollar ver­
schuldet: Das sind Summen, die sich d.er Laie 
kaum vorstellen kann. Nur ein sehr begrenzter 
TeU dieser Kredite stammt aus staatlichen Quel· 
Jen oder von internationalen Institutionen. wie 
etwa der Weltbank. Viele dieser Gelder sind 
von den internationalen Großbanken ausgelie-

hen worden und müssen irgendwann abge· 
schrieben werden. 

Für alle diese Schulden so !Jen die annen Län­
der der Welt die überhohen amerikanischen 
Zinsen zahlen. Bei sogenannten .,Umschuldun­
gen" stellt man ihnen dann Bedingungen, die 
das Elend der hungernden Massen ins Unerträg­
liche steigern und die den großen Gesamtbank· 
rott dennoch nur hinausschieben. Schon hat 
Bolivien seine Zahlungen völlig eingestellt. Ir· 
gendwann werden andere Südamerikanische 
Staaten unweigerlich folgen. Dann wird die 
Weltwirtschaftskrise vom heutigen schleichen­
den Zustand in ihr ganz akutes Stadium überge­
hen. Wir werden ein neues Jahr 1931 erleben, 
nur diesmal im Weltmaßstab. 

Der Weltwirtschaftsgipfel von VersaUles 
1982 schob das Problem vor sich her. Die Gip­
fel-Farce in Wiltiamsburg 1983, auch sie ein 
Reagan-Theaterstück, hatte kein Ergebnis. Und 
nun London 1984, ein .,Gipfel" am Rande des 
Abgrundes. 

Das Ergebnis? Die ganze Welt weiß, daß in 
den letzten zwanzig Jahren beispiellose Fehler 
gemacht worden sind, daß man der Dritten 
Welt gigantische Technologien aufgeschwätzt 
hat, vor deren halbfertigen Ausbau-Ruinen sie 
steht und deren Rechnungen sie nun nicht be­
zahlen kann. Ein grausamer neuer Kolonialis­
mus unterwarf sich arme Völker mit jetzt ver· 
pulverten Milliarden-Krediten. Wäre das Wort 
Zinsknechtschaft nicht durch eine düstere Pro­
paganda einst so schrecklich mißbraucht wor­
den: Jetzt drückt es den Zustand von Zweidrit· 
tel der Weltbevölkerung aus. 

Und was war in London? Ein paar Staa~ 
Schauspiel~r füllten die Pause vor dem Beginn 
des letzten Aktes einer Menschhei~ Tragödie 
mit leeren Reden und mit VersJ*ecltungen, die 
schon gebrochen waren, e~ ihre Flugzeuge 
wieder zuhause gelandet waren. H. 



Das Atomgeschäft 
Die KWU kann auf ein gutes Geschäfts· 
jahr 1984 zurOckblicken. Die nächsten 
Jahre dOrften aber gröBere Anstrengun· 
gen erfordern, wenn sie weiterhin Im Ge· 
schäft bleiben will. Nicht nur, daS sie seit 
4 Jahren keine Neubestellung Im Inland 
mehr verbuchen konnte, auch die Exporte 
von Atomreaktoren • und die KWU hat ja 
bekanntlich ca. 80% Ihrer Produktlonska· 
pazität fOr den Export ausgelegt · gestal· 
ten sich zunehmend schwieriger. Gerade 
da der Konkurenzkampf im Nuklear· 
Export äußerst hart Ist (die KWU mu6 vor 
allem gegen kanadische, US· 
amerikanlsche und französische Konku· 
renz bestehen), kommen staatlichen Fi· 
nanzlerungszusagen in Form von 
Hermes-BOrgschaften, die aus Bundes· 
haushaltsmitteln getätigt werden, eine 
Oberragende Bedeutung zu. 
•ln den letzten 1o Jahren hat die Bundes­
regierung gegen entsprechendes Entgeld 
Ausfuhrgewährleistungen fOr Kernkraft· 
werke in Argentlnien, Brasilien, Im Iran 
und in Spanien mit einem Gesamtvolu· 
men von knapp 1o Mrd. DM gewährt• (An· 
twort der Bundesregierung auf eine An· 
frage der GRÜNEN zum Atomkraftwerkex­
port in die TOrkel). FOr das Atomgeschäft 
mit Ägypten gab Sonn eine Flnanzzusage 
ln Höhe von 2,6 Mrd. DM. Um den deal zu· 
standezubekommen, mußte selbst Bun· 
despräsldent von Walzäcker nach Kairo 
fliegen. 
FOr die TOrkel Ist eine BOrgschaft von 1,5 
Mrd. DM im Gespräch. Nach einem Be· 
richt der tageszeltung vom 29.3.85 wurde 
Im Februar 85 die Hermes-BOrgschaft 
wieder zurOckgezogen und angeblich Ist 
das TOrkel-Geschäft geplatzt. Trotzdem 
spricht vieles dafOr (Einfluß der BAD auf 
Mitgliedschaft der TOrkel in der EG, politi· 
scher Flankenschutz der Bundesregie­
rung for die NATO-Diktatur), da6 die KWU 
doch noch den Auftrag erhalten wird, und 
es gilt als sicher, daS die Gelder dann wie­
der freigegeben werden. 
Gab es seit 1971 Atomabkommen mit 
Ägypten, Argentlnlen, Brasilien, lndone­
sien, Iran (zur Zelt des Schah), Mexiko und 
Pakistan, so durften letztes Jahr auch 
noch China und die TOrkel ein Abkommen 
mit der Bundesrepublik Ober die •Zusam· 
menarbeit bel der friedlichen Nutzung der 
Kernenergie• unterzeichnen. (zum Atom· 
geschäft mit China siehe atom, Jan/Feb 
85 Ausgabe). 
Im folgenden soll etwas näher auf das 
Atomgeschäft mit der TOrkel elngegan· 
gen werden. 

TORKEl 
Obwohl die TOrkel mit Hilfe der USA 
schon seit 1955 auf dem Gebiet der Ato· 
menerglenutzung forscht · die TOrkel Ist 
zwar NPT·Mitglled, doch dOrfte es sich 
hier mit groBer Wahrscheinlichkeit um ml· 
litärische Forschung handeln, dafOr 

spricht Obrigens auch die Tatsache, daS 
die NUKEM in Hanau hochangereichertes 
Uran an die TOrkel lieferte (Fr~tnkfurter 
Rundschau vom 5.12.84) · kam bis vor kur· 
zem kein •kommerzielles• nukleares 
Stromprojekt zustande. ASEA·Atom 
(Schweden), das das erste AKW in der 
TOrkel errichten sollte, zog sich 1980 wie· 
der aus dem Geschäft zurOck, da die Fl· 
nanzierung nicht gesichert war oder an· 
ders ausgedrOckt: die Innenpolitischen 
Verhältnisse in der TOrkel boten zu jener 
Zeit dem schwedischen Konzern nicht ge­
nagend Stabilität. Das änderte sich erl!t, 
als die Militärs im September 1980 die 
Macht Obernahmen, um, wie JOrgen Roth 
und Karnil Taylan zutreffend feststellen, 
•ein neues ökonomisches Modell in der 
TOrkel durchzusetzen• (Roth/Taylan: Die 
TOrkel • Republik unter Wölfen). Errichtet 
werden soll eine freie Marktwirtschaft 
westlicher Prägung, und damit ungehln· 
derter Zugang ausländischen Kapitals 
durch Abbau der lmportsteuer, Abwer· 
tung der lOrkischen Lira ... Diese Entwlck· 
lung wurde maßgeblich von den westli· 
chen Kreditgebern wie IMF, OECD und 
Weltbank mitbestimmt, die durch Ihre 
Auflagen den Ausverkauf der nationalen 
Wirtschaft betrieben. Auch auf die TOrkel 
trifft zu, was Allende 1972 vor der UNO 
ausfOhrte: •Wir sind Zeugen einer offenen 

Schlacht zwischen den groBen transna· 
tlonalen Konzernen und den souveränen 
Staaten; die grundlegenden politischen, 
ökonomischen und militärischen Ent· 
scheldungen dieser Staaten werden 
durch weltweite Organisationen untergra­
ben, die von keinem Staat abhängen und 
in Ihrer Tätigkeit nicht durch lrgendwel· 
ehe Parlamente oder Einrichtungewn des 
kollektiven Interesses kontroliert werden 
können•. 

Beim Atomgeschäft mit der TOrkel geht 
es in erster Linie natOrlich um den Profit, 
den die KWU erzielen will. Durch solche 
dealswird die TOrkel darOber hinaus wie· 
der ein StOck weit mehr ins imperlalisti· 
sehe Weltmarktgefege Integriert, und so 
bestehende Abhängigkeiten zementiert. 
Und die TOrkel ist nicht nur potentieller 
Absatzmarkt for westliche Industriepro­
dukte und bedeutender Rohstofflieferant 
(vor allem was die sogenannten strategl· 
sehen Minerallen wie Magnesium, Chrom, 
Asbest, Borax u.a. anbelangt, die mllltä· 
risch von Bedeutung sind), sondern geo· 
strategisch ein auserst wichtiges NATO· 
Land und •politisch-militärischer Vorpo­
sten gegen revolutionäre Bewegungen in 
Afrika und Im Nahen und Mittleren Osten• 
(RothfTaylan). Sie stellt den BrOckenkopf 
fOr die schnelle Eingreifgruppe RDF dar. 

44 Im Brüttr entsteht hochwertiges Waffen· Plutonium. Es eignet sich besonders für takti#he AtomsprengklJpfe 



mit der Türkei 
Dabei zeichnet sich immer mehr ab, daß 
der TOrkel Im pro-westlich orientierten is· 
lamischen StaatenbOndnis die Funktion 
einer regionalen Ordnungsmacht zu· 
kommt. (siehe 'tageszeitung' v. 20.10.84). 

Da die ökonomische Unsinnigkeit der 
Stromerzeugung aus Atomkraftwerken 
bekannt ist, und Oberhaupt nicht einseh· 
bar Ist, wie ein 1000 MW·Reaktor sinnvoll 
ins tOrkische Stromversorgungsnetz zu 
integrieren ist, da das Gebiet, in dem das 
AKW gebaut werden soll, zudem Über­
schwemmungsgefährdet ist und am Ran· 
de.eines ErdbebengOrteis liegt, der Reak· 
tor gravierende Sicherheitsmängel auf· 
weist (was nicht heißen soll, daß es siehe· 
re AKWs gibt • zu dem KWU-Export· 
Modell mit den abgemagerten Sicher· 
heltsstandarts siehe die Kurz · Studie des 
Öko · Institut Frelburg), auf der anderen 
Seite nach Berechnungen des staatlichen 
Wasserversorgungsamtes an den FIOs· 
sen der TOrkel 350 hydro ·• elektrische 
Wasserkraftwerke mit einer Gesamtkapa­
zität von 100 Mrd. kwh elektrischer Ener· 
gie gebaut werden kOnnten, muß mansch 

sich fragen, was die tOrklschen Machtha· 
ber dazu bewegt, sich auf ein solches Pro· 
jekt elnzula.ssen. Die tOrkischen Militärs, 
die ja schon mit anderen arabischen und 
islamischen Staaten S,l.lf dem ROstungs· 
sektor zusammenarbeiten werden diese 
Zusammenarbeit auch auf dem nuklearen 
Sektor ausdehnen. Bekannt geworden Ist 
die Kooperation mit Pakistan zur Produk· 
tion einer 'Islamischen Bombe' (Boston 
Globe vom 2ß.6.81). Sie werde~ sich die 
Option auf eine eigene atomare Bewaff· 
nung offenhalten wollen. 
Oie Anti · AKW • Bewegung hat deutlich 
gemacht, daß es eine Trennung zwischen 
ziviler und militärischer Nutzung von Ato· 
menergle nicht geben kann. Gerade im 
Jahr der 3. ÜberprOfungskonferenz des 
Atomwaffensperrvertrages sollte sie auf 
die Weitergabe von Atomwaffen durch die 
Bundesrepublik yerstärkt aufmerksam 
machen und einen Exportstop jeglichen 
nuklearen Materlais fordern. Diese Forde· 
rung wurde auch auf dem letzten Bundes· 
kongreß der Anti · AKW · Bewegung in 
Braunschweig erhoben und angenom· 
men. 

Indem die Bundesregierung bereit ist, fOr 
ein höchst gefärllches und entwlchlung­
spolitisch völlig verfehltes Projekt Gelder 
in Milliardenhöhe zu geben, macht sie 
sich · von der sonstigen Militär · und SO· 
gennanten Wirtschaftshilfe einmal ganz 
abgesehen · mitverantwortlich fOr die ver· 
hängnisvolle Entwicklung fOr die Bevöke· 
rung in der TOrkel, und alle Beteuerungen 
seitens der Bundespolitiker, durch Wirt· 
Schaftshilfe zur Demokratlslerung belzu· 
tragen, sind nichts anderes als blanker 
Zynismus. Schluß mit AusfallbOrgschaf· 
ten aus Steuergeldern tar solch kriminelle 
Vorhaben! 

Walter/BIGA 

Eine Materialsammlung zum Atomabkom· 
men mit der TOrkel (Presseberlchte, An· 
frage der Granen Im Bundestag, Kurz · 
Studie des Öko • Instituts · Freiburg Ober 
den KWU · 'Exportschlager') kann gegen 
einen Unkostenbeitrag von DM 2,50 + 
Porto bezogen werden bei der Bamberger 
Initiative gegen Atomanlagen (BIGA) c/o 
Chr. Mose, Pestalozzlstr.5, 86·Bamberg 
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Gesinnungsjustiz wie sie im Buche steht 

Der Fall Brüggen 
»Der Vorzug der Glaubwürdigkeit gebührt den Angehörigen 
der Bundeswehr, weil ihre Aussagen plausibler und glaubwür­
diger, vorstellbarer und lebensnaher sind.« 
So begründete der leitende Oberstaatsanwalt Schultz - auch 
zuständig für die Führerscheinentzuge von Bioeklerern - seine 
Entscheidung, die Klage gegen mehrere Bundeswehrangehö­
rige einzustellen, die einen 34-jährigen während der Nato­
Herbstmanöver Im Raum Hitdesheim überwältigt und verletzt 
hatten. Anklage erhoben wird vielmehr gegen den Betroffenen 
Will/ S. Die Vorwürfe lauten auf gefährliche Körperverletzung, 
Beleidigung, Drohung und falsche Verdächtigung. 
Es Ist Im Prinzip ja nichts neues, daß man damit rechnen muß, 
bei Anklage gegen Personen Im Staatsdienst, am Ende selber 
als der Angeklagte dazustehen. Schaut man sich aber diesen 
Vorfall an, so entpuppt sich da doch ein ziemlich dickes Ding. 
Zur Erinnerung: Im Brüggen fand auf dem Privatgelände von 
Wille S. ein Friedenscamp statt. Im Dorf hatte es deshalb be­
reits Anfeindungen von rechtsgerichteten Jugendlichen gegen 
die Bewohner gegeben. 
Als nun in der Nacht vom 22. 9. 84 ein Uniformierter auf dem 
Grundstück auftaucht, fürchten die Bewohner eine weitere 
Bedrohung. Will/ S. tritt dem Unbekannten entgegen und ver­
treibt ihn durch Drohung mit einem Knüppel. Wenig später 
taucht der selbe Uniformierte mit Verstärkung auf. Sie über­
wältigen Wille S. und zerren ihn zu einem Jeep. Erst nach dem 
Einschreiten von Nachbarn trifft endlich die Polizei ein. 
Wille S. sieht die Vorfälle als Übergriffe von Bundeswehrsolda­
ten. Er berichtet von Prügeln durch die Soldaten und kann At­
teste über Verletzungen nachweisen. 
Seine Freundin kann seine Schilderungen bestätigen. 
Staatsanwalt Schulz nun - »>ch bin selber auch Soldat gewe­
sen« - scheinen die widersprOchlichen Aussagen seiner ehe­
maligen Kameraden eher zuzusagen. 
Demnach seien zwei Soldaten unter Führung eines Leutnants 
mit der Suche nach zwei Schützenpanzern beauftragt gewe­
sen und von Jugendlichen im Dorf darauf aufmerksam ge­
macht worden, daß es Im Dorf Leute gäbe, die am Vortag Bun­
deswehrfahrzeuge beschädigt hätten. Dem mußte natürlich 
nachgegangen werden. Bei seinen eigenmächtigen nächtli­
chen •Nachforschungen«, so der Leutnant, sei ein Bewohner 
unter Beschimpfungen auf Ihn losgegangen und hätte ihn mit 
dem Knüppel bedroht. Daraufhin erzählte er seinem Batall­
/ionskommandanten von dem Vorfall. Zusammen mit mehre­
ren Soldaten fuhren sie erneut nach Brüggen. 
Der Batal/ionskommandeur allerdings im Glauben auf der Su­
che nach den Schützenpanzern zu sein, der Leutnant Im Glau­
ben, seinen Vorgesetzen zu dem Haus führen zu sollen. Beim 
zweiten Auftauchen auf dem Hof seinen sie wieder angegriffen 
worden. Der Kommandeur sei seinen Leuten mit einem Klapp­
spaten zur Hilfe gekommen (den habe er wegen der harten 
Kampfführung der Engländer ständig bei sich gehabt). Wille S. 
konnte überwliJtlgt werden, wobei man Ihn nicht geschlagen, 
sondern an Armen und Händen gehalten hätte. 
Diese Aussagen überzeugten die Staatsanwaltschaft Insbe­
sondere, da sie durch die Beteiligten Soldaten ruhig und be­
sonnen vorgetragen wurden. Wille S. hingegen habe ein gera-
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dezu hysterisches Verhalten gezeigt, was in den Augen der 
Staatsanwaltschaft nicht für seine Glaubwürdigkeit sprach. 
Auch schien seine ablehnende Haltung gegenOber der Bun­
deswehr unverständlich. Schutz: •Ich kann mich da nicht rein­
versetzen«. 

Oberstaatsanw .Sc:hulz 

Bevor es nun zu einer Entscheidung vor dem Schöffengericht 
in Elze kommt, hat die Generalstaatsanwaltschaft noch über 
eine Beschwerde der Anwältin Klawltter zu entscheiden: Sie 
fordert die Anklage gegen Ihren Mandanten Will/ S. einzustel­
len und dieselbe gegen die betroffenen Bundeswehrsoldaten 
wlederaufzunehmen. 
Begründung: Be/ der Entscheidung der Staatsanwaltschaft sei 
nur ein ausgesuchter Teil der Akten berücksichtigt worden. 
Darüberhinaus sei weder die Aussage der Freundin, noch die 
Atteste über Verletzungen des Angeklagten, noch auf Wlderr­
sprüche in zeitlich verschiedenen Aussagen des Leutnants 
eingegangen worden. 
Oberstaatsanwalt Schulz scheinen Fakten nicht zu Interessie­
ren: »Zentraler Punkt der Entscheidung Ist für mich die Glaub­
wOrdigkelt!« 



Ende Februar Oberraachten BeachiOsse 
aus Hlldeshelm und Hannover Leute, die 
Im Zusammenhang mit den 
HerbatmanOver·Aktlonen, Verfahren w• 
gen •geflhrllchen Eingriffs in den Stra· 
8enverkehr• anhingen hatten. 
ln belden Flllen tauchten zivile und uni· 
formierte Beamte gleich vorsorglich mit 
Hauedurchsuchungsbefehlen an der Hau· 
stor der betreffenden Personen auf, fOr 
den Fall einer Verweigerung des Fahrer· 
achelna. 
Bei C. aus Oldenburg hieß es in der Be­
grondung, C. hltte sich wlhrend der Her· 
bstmanOver '84 Im Raum Hitdesheim mit 
seinem Wagen vor einen Mllltlrlaetkraft· 
wagen gesetzt •und seine Fahrt ohne 
Grund verlangsamt•. •Es sind demnach 
dringende GrOnde fOr die Annahme vor· 
handen, daß dem Beschuldigten in dem 
zu erwartenden Hauptverfahren die Er· 
laubnls zum Fahren von Kraftfahrzeugen 
... entzogen werden wird.• For ein solches 
Hauptverfahren gibt es allerdinge weder 
einen Termin, noch eine Anklage. 
Bei E. aus Wltten/Bochum machten die 
Beamten gleich Gebrauch von dem 
Durchsungsbefehl, um nach einem FOh· 
reracheln zu suchen, den E. bereits 1979 
der Polizei als verloren gemeldet hatte. 
Gegen sie laufen gleich zwei Verfahren. 
Eines wegen •Landfriedensbruch und NO· 
t lgung• und eines wegen .gef. Eingriffs ln 
den Straßenverkehr.• 3 · weitere 
lnaaaallnn/en Ihres PKWs haben Verlah· 
ren wegen •Mittaterachaft• am Hals. 
Vorausgegangen war das folgende denk· 
wOrdlge Ereignis: 
Zur Zelt als in DOrpe die 'Blauen' den •ent· 
acheidenden Gegenangriff• starten woll· 
ten, fuhr E. mit Ihrem PKW vor einer Mlll· 
tlrkolonne. Der Panzer hinter Ihr wollte 
sie rechts Obere Feld Oberholen, schaffte 
Jedoch den Graben nicht und blieb liegen. 
Offenbar watend Ober den ln's Stocken 
geratenen •Gegenangrlf• fuhr ein zweiter 
Panzer jetzt links an E.'s PKW ran und 
rammte die Fahreraelte: Totalschaden 
und Schock einer Mltfahrerln. 
Kurloses Ergebnl~ die zwei o.g. Verfah· 
ren gegen die Fahrerln, jeweils ein Verfah· 
ren gegen die drei Mltlnsaeallnn/en, sowie 
ein Verfahren gegen den Halter des 
PKW'e, der gar nicht anwesend war! 
Der Betroffene C. aus Oldenburg hat seit 
dem 14.3. seinen Fahrerachein wieder, 
denn das durch seine Begehwerde ange­
rufene Landgericht konnte keine Anhalt· 
spunkte erkennen, nach denen C. durch 
einen geflhrllchen Eingriff in den Stra· 
Benverkehr Leib und Leben anderer Ver· 
kehrstellnehmer geflhrdet haben sollte. 
• Inwieweit ein v .... toe gegen f 240 StOB 
wo111egt, kann ct.hln.tehen. Jedenfalls 
Ndltfertlgt ein solcher v.moe nicht oh­
ne weh.,.. die Entziehung der Fahrer· 
laubnla. Olea l.t lediglich dann der Fall, 
wenn atne chllhktat11cha Ungeeignethalt 
zum FOhran von Kraftfahrzeugen faste• 
atellt werden kann. Dar BaachulcUgte hat 
n.ch dar Tat fa.t noch 5 Monate lang ein 
Fahi'ZI8USf Im Stralanveltcahr gefOhlt, oh­
ne ftftlah......chtllch amaut auffllllg ~ 
worden zu Mln. Ea Ist dah« nicht fMtzu• 
stellen, dd er darzielt zum FOhran von 
Kraftfahrzeugen ehr .. tartlch ungaal· 
gnet Ist. Dia Vorausaatzungan dM f 111 a 

Führerschein 
statt Katalysator 

StPO liegen demnach nicht vor, so daß 
dar angefochtene Beschluß aufzuheben 
war.• 
(4. gr. Strafkammer LG Oldenburg IV Oe 
37/85) c/o RA Burchardt, 2900 Oldenburg 
Doch dadurch llßt sich die Staatsanwalt· 
schaft (Sta) Hlldeehelm nicht davon ab­
halten, weitere FOhrerschelnentzOge und • 
beschlagnahmungen ln NOtlgungsverfah· 

ren zu beantragen. Um dies vermehrt 
durchfahren zu kOnnen, entblödet sie sich 
nicht, willkOrlieh gewöhnliche Bußgeldbe­
scheide nachtriglich ln • NOtlgung• umzu· 
wandeln. Wir raten daher, bei Androhung 
des Entzugs Stellungnahmen mit Verwels 
auf das o.g. LG·Urtell abzugeben. 
Bemerkenswert Ist in diesem Zusammen· 
hang folgendes: Nachdem C. ln Olden· 
burg der Fahrerachein auf Antrag der Sta 
Hannover weggenommen wurde, erkun· 
dlgte sich die TAZ bei der Sta Hlldeehelm 
(Oberstaatsanwalt Schutz) nach den 
Granden dieser Maßnahme. Dort wußte 
man angeblich nichts von diesem Vor· 
gang und sagte auch, daß von der Sta Hll· 
desheim nichts in dieser Richtung veran­
laßt bzw. geplant worden sei. Einige Tage 
splter stellte dieselbe Staatsanwalt· 
schaft beim Amtsgericht Elze Antrag auf 
Fahrerscheinentzug bei Leuten, die am 
22.09.841n Mehle NATO. Truppen genötigt 
haben sollen. Anscheinend Ist Schutz 
nach dem TAZ·Anruf auf den Geschmack 
gekommen und hat sich bei Oberstaat· 
sanwait Borchera ln Hannover Wersung 
geholt. 
Wir gehen davon aus, daß nach der 01· 
denburgar LG·Entscheldung und auf· 
grund der Tatsache, daß das Elzer LG Im 

Gegensatz zum Oldenburger LG eine Wo­
che Frist fOr eine Stellungnahme anbe­
raumte (was als Unsicherheit gewertet 
werden kOnnte), vor den jawalllgan Haupt· 
Verhandlungen wegen •NOtlgung•, •G• 
flhrllchen Eingriffs ln den Stra8enver· 
kehr• etc. keine Fahrerscheine mehr be­
schlagnahmt werden. Es ist aber zu be­
fOrchten, daß die Staatsanwalte in den 

Prozessen FUhrerscheinentzug als St rafe 
fordern werden. Sollten einzelne 
Richterlinnen tatsichlieh auf Entzug ur· 
teilen, so werden die Betroffenen wohl 
mehrere Gerichtsinstanzen vor sich ha· 
ben. 
Wir glauben, daß sich die Staatsanwalt· 
schaft hiermit eine Ihnliehe Verunsiche­
rung von Betroffenen und potentiell Be­
troffenen verspricht, wie vor ein paar Jah· 
ren mit der bisher ml8giOckten • gericht· 
lieh gestoppten • Lelstungsbeacheld• 
Kampagne. 
Sta Borchers rlumt ln der TAZ vom 
8.03.85 in der Ihm eigenen zynischen Art 
ein, daß es sich hier um ein ungewOhnll· 
ches Mittel handele, das sicher empfind· 
lieh trate. Aber man habe Ja.• ... , auch mit 
einer neuen ungewöhnlichen Art von Ak· 
tlonen zu tun.• Zielist es, zu dem fOr sich 
alleine noch relativ leicht kaikullerbaren 
Strafmaß bel Nötigungsverfahren (1().3() 
Tagessatze) einen zusatzliehen Unsicher· 
heltsfaktor zu schaffen, der stark Ins per· 
SOnllche Leben eingreift: Leistungsbe­
acheide kOnnen Zigtausend Schulden be­
deuten, FOhereracheinentzug unterbindet 
geliebte, bequeme Lebensgewohnheiten 
und kann oftmals sogar Job oder Ausbil­
dung geflhrden. 
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Bomben· Blockadetreffen 

Emolt und braungebraMt aua den Osterf• 
rten zurOclqtabhrt traten alch 1n a........, 
200 Leute, zum groBen Tell aua der Unter· 
.....,....Ion, um die anatehellde Bloc:Ude 
vorzubeNiten. 
Trotz norddeutscher Einladung kamen Iei· 
der nur einige Menschen aus Gottlngen, 
Harnburg und Hannover. Bedauerlich war 
Im Vorteld das Verhalten der BUF, nicht 
mit zur Bombenbtocka~e als einen 
Schwerpunkt ln diesem Jahr der norddeut· 
sehen Antlkrlega- und Friedensbewegung 
aufzurufen, doch wurde die Hoffnung aua­
gedrockt, daß steh trotzdem viele aus 
Norddeutschland an der Aktton beteiligen. 
Ein neuer Aspeid wurde von der BBA (Br• 
mer BQrgerlnltlatlven gegen Atomanlagen) 
mit ln die Diakusston und Aktton gebracht, 
die mit einer eigenen Aktton wahrend der 
Blockade darauf aufmerksam machen wol· 
len, daß auf der salben Bahnstrecke ln Zu· 
kunft Atommoll aus dem AKW Eaensham 
rolien wird. 
Die Vollversammlung verabschiedete nach 
einigen redaktionellen Änderungen folgen­
de Plattform-AuazOge: 
Laßt uns die Warnungen erneuern und 
wenn sie schon Asche ln unserem Munde 
sind. Denn der Menschheit drohen Kriege, 
gegen welche die vergangeneo wie armse­
lige Versuche sind. Und sie werden kom­
men ohne jeden Zweifel, wenn denen, die 
sie ln der Öffentlichkelt vorbereiten, nicht 
die Hineie zerachlagen werden (Bertold 
Brecht). 
.satt 5 Jahren thematisieren wir die unmlt· 
teibare und beatandtge Vorbereitung zum 
Krieg. Wir protestierten gegen die GeJOb. 
nlsfelerllchkelten ... , gegen die Ansiedlung 
von US-Kaaemen ln Garlstedt ••• und nicht 
zuletzt fOhrten wir 3 Bombenzugblockaden 
ln der Weeermarsch durch. Diese Akttonen 
sind sowohl als Warnungen gemeint, als 
Hinweis, wo und wie hier Krieg ln aller Öf· 
fentllchkelt vorbereitet und organisiert 
wird (z.B. Libanon, Kurdistan, Iran-Irak). Sie 
sind aber auch konkreter Widerstand g&­
gen diese Kriegstreiberei ... 
Auch das haben wir ln den letzten Jahren 
zlgmal wiederholt: daß die BRD sich treu ln 
die Nato-Gefolgschaft einreiht, ohne dabei 
Elgenlntereaae aufzugeben. 
Zum einen wird sie als Sperrspitze gegen 
den Warschauer Pakt hoch- und ausgera­
stet, ... , zum anderen Ist die BRD eine Dreh­
scheibe fOr den schnellen Einsatz ln die 
Krisengebiete des Nahen Ostens und fOr 
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der Erkenntnis gegenOber, daß zivile und 
mllltlrlsche Infrastruktur derart miteinan­
der verquickt sind, da8 eine Trennung ab­
solut konstllch ware. Der Vorschlag, am 

... 2.Tag der Akttonen die Strecke VOIIIg dicht 
zu machen, falls auf Ihr noch Muntzage 
fahren sollten, wurde von der Mehrheit der 
Tellnehmerlnnenlmer mit dem Argument • 
zu wenig vermittelbar • abgelehnt, obwohl 
den meisten Leuten klar war, d.aß es ohne 
Storung des zivilen Verkehrs kaum abg• 
hen kOnne. 

die Sicherung der Ölquellen fOr die westll· 
cheWelt. ... . 
Damit am Ende trotzdem noch die eigene 
Kasse stimmt, hat steh die BRD zudem 
auch noch zum 3.grö8ten Rostungaexpor­
teur gemausert ... Wir wtaaen, daß wir zur 
Zelt noch zu wenige sind, wir wlaaen, daß 
die Bombenzugblockade nicht die einzige 
Form Ist um gegen die Kriegstreiberei Wl· 
derstand zu leisten ... Ziel unserer jetzigen 
Aktion Ist es, langfristig den Munitionsum­
achlag Ober Nordenharn zu stoppen, an­
derreraelts die Problematik der Aufrostuno 
und den Ausbau der mllltarlschen Infra· 
Struktur Ober die Region hinaus ln die Öf· 
fentllchkelt zu tragen.• 

Um dies zu erreichen und verstarkt ln die 
Stldte Oldenburg und Bremen hlnelnzutra· 
gen wird außer der Bahnstrecke 
Nordenharn-- Hude die Strecken Olden· 
burg • Hude und Hude - Bremen mit ln die 
Aktion einbezogen. 
Am 1.Junl zu Beginn der •Alarmbereit· 
schaft• (vom 1.Junl bis 15.Jull) fl~ tn 
Nordenharn eine Demo statt, die auf die 
Blockaden aufmerksam machen soll. 
Am 2. Tag nach Festmachen des Muni· 
achlffes ln Nordenharn (vor 10 Uhr x + 1, 
nach 10 Uhr x + 2) beginnt die Aktton 
schwerpunktml81g mit Auftaktkundg• 
bungen um 9 Uhr jeweils an den Haupt­
bahnhöfen. Danach teilen wir uns ln dezen­
trale, unabhlnglge Gruppen entlang der 
Strecke auf. 
Am 3.Tag nach Beginn der Aktton wird eine 
zentrate Demo ln Bremen um 17 Uhr ab 
Hauptbahnhof stattfinden, um Menschen, 
die nicht direkt an den Blockaden teilneh­
men, die MOgllchkelt zu geben, doch an 
der Gesamtaktion teilzunehmen. 
Eine recht kontroverse Diakussion kam bel 
der Frage auf, ob und wieweit der zivile 
Bahnverkehr mit behindert werden sollte. 
Hier stand der Wunsch nach Vermlttelbar· 
kalt der Aktionen, der vor allem vom Ar· 
bettskreis Weaermarach geau8ert wurde, 

Im Akttonsrahmen heißt es jetzt dazu: J• 
doch richtet sich unsere Aktluon mit Aus­
nahme symboliScher Aktionen direkt auf 
die Bombenzoge. Der entscheidende 
Schutz dieser Akttonen Ist die Offentliehe 
Unterstotzung, die sie findet Wir selber 
werden keine Aktionen machen, die Men­
schen verletzen kOnnten. 

Die gesamte Versammlung zeigte, da8 
trotz allen Geredes vom Wellental, ln dem 
sich die Bewegung befinden soll, noch bel 
vielen Gruppen der Wunsch ungebrochen 
Ist, Sand ' Im Getriebe der Kriegsvorberei­
tungen zu sein. 

Das .Konzept Ist klar, viele Ideen sind ln 
den KOpten und auf einen beruhigenden 
Erfahrungsschatz kOnnen wir zurockgrel­
fen. Der zweite FrQhllng der Bomben­
blockaden sche.lnt doch noch zu kommen, 
genauso splt wie der richtige. . 
Eingelautet wurde er durch die rauschende 
Ballnacht mit 800 Leuten, die steh an die 
Vollversammlung anschloß. 
Kontakte fOr Plakate, Aufrufe, Infos sind: 
AK W....,.,.rech 
clo~ 
Hammelwarder Au8enclelch 
Brau 

Kommltee gegen die 
BombenlOge 
St.Peulletr.10111 
211........, 

EA Brwnen 
clo Dlttte Wett Haua 
Buchbatr.14115 
21 a,.,.., 
Antl~t dee AN 
UnMraltlt Brwnen 
Blbllothekatr. 
218........,33 
Tei..1M21121N314 



Grüne Seifenblase 
endgültig zerplatzt? 

Stand in den letzten Wochen die Stillegung der Plutonium Fabrik Alkern durch 
die Strafanzeigen der BI Hanau gegen Alkern und das hessische Wirtschaftsminsteri­
um im Raum, so versucht der hessische Wirtschaftsminister Steeger derzeit in Ge­
meinschaftsaktion mit Innenminster Zimmermann alle Steine für einen Weiterbe­
trieb aus dem Weg zu räumen. Zimmermann sandte Steeger am I 0. April eine "bun­
desaufsichtliche Stellungnahme" mit "positiven Gesamturteil" zu und drängte auf 
eine unverzügliche Genehmigung der Anlage, die Steeger ihm prompt binnen sechs 
bis acht Wochen zusicherte. Während der hessische Wirtschaftsminister "keine An­
haltspunkte sieht, die gegen eine Genehmigung sprächen" (I) und den Vorgang als 
"Routine" bezeichnete, ist er in doppelter Hinsicht äußerst brisant. Während die 
Hanauer Staatsanwaltschaftaufgrund der BI-Anzeige in den Akten der Alkern und 
des Wirtschaftsminsteriums als Genehmigungsbehörde wühlt und prüft, ob die Al­
kern mit Hilfe des Ministeriums illegal betrieben wurde, sehen weder Steeger, Bör­
ner noch Zimmermann ein Problem darin die Anlage durch die Beschuldigten lega­
lisieren zu lassen und obendrei zu erklären, alles gehe nach "Recht und Gesetz" 
(Börner (2) ). 

Gleichzeitig ist die Genehmigung der Hanauer Atomfirmen der "casus knacksus" 
einer Neuauflage der rot/Grünen Zusammenarbeit in Hessen. Wurde Zirnrntenna11ns:1 
Stellungnahme von den Grünen noch als "Akt der Einmischung in das Prüfungsrecht 
der Landesregierung" gewertet, so reagierten die Grünen auf Steegers schnelle Zu­
sicherung "verärgert". Die Expertenkommission unter Leitung von Klaus Traube, 
die als Grundlage für eine weitere Zusammenarbeit von SPD und Grünen einen Plan 
zum schrittweisen Ausstieg aus der Atomenergie entsprechend den Parteitagsbe­
schlüssen der SPD erarbeiten soll, würde damit zum "Seifenblasengremium herabge­
würdigt." 

Doch die SPD gibts nicht auf, die Grünen zum Nulltarif einkaufen zu wollen. 
Als "Bonbon" für die Grünen werden Selbstverständlichkeiten aufgetischt. So "soll 
den Wünschen der Firma Alkern nicht in allen Punkten entsprochen werden." (2). 
Die von Alkern geplante Ausweitung der Kapazität von 460 Kilogramm auf 6, 7 Ton­
nen bei der Plutoniumverarbeitung werde "erheblich reduziert", wenn die Firma 
den Wunsch nicht im einzelnen begründe, dies sei bisher "noch nicht zureichend" 

in keinem noch so bürgerlichen Atom­
gesetz. 
Die Alkern hatte sich außerdem in ihrem 
eigenen Antragsdschungel verheddert 
und Sicherheitsberichte geändert und 
zurückgezogen. Hierbei hatte sie auch 
einen Neubau beantragt, gleichzeitig 
aber die Option auf die bestehende An­
lage nicht entgültig aufgeben wollen, 
obgleich sie ein völlig geändertes Kon­
zept verfolgte. Ferner hatte sie ihren 
Antrag de facto zurückgezogen und 
damit das Recht, weiterproduzieren zu 
dürfen verwirkt. 
Anordnung zur Schließung und 
Strafanzeige 

All diese aufgedeckten Zustände 
veranlaßten uns, am 17.1 0.1984 beim 
Verwaltungsgericht Ffm einenAntrag auf 
Erlaß einer einstweiligen Anordnung auf 

Alkern zu stellen. 

geschehen. (2) .--...,._ 

Redaktion atommüllzeitung 

Staatsanwalt gre 

bei Alkem zu 
Atomgesetz - Sprengsatz für die 
Atomfabriken 

Als 1975 die sozial-liberale Koalition 
das Atomgesetz zum dritten Mal no­
vellierte, ahnte wohl kaum einer der 
damaligen Abgeordneten, welchen ju­
ristischen Sprengsatz man sich ins eigene 
Nest setzte. Das wohl als ,lex-Hanau' zu 
definierende Gesetzeswerk sollte die 
Brennelementfabriken gleichen Sicher­
heitsstandards unterstellen, wie für 
Atomkraftwerke. Für bestehende Atom­
anlagen im nachhinein une verschärfte 
§7 Atomgesetz-Genehmigung auszustel­
len, schien den Gesetzesmachern eher 
eine Formsache zu sein. Die Alkern 
stellte ihren Antrag wie auch die übrgen 
Hanauer Brennelementfabriken fristge-

recht im letzten 
wartete der Dinge. Da auch die 
Genehmigungsbehörde juristischesNeu­
land betrat, wurde das Verfahren zwar 
betrieben, jedoch im Lauf der Jahre 
grundlegenden Veränderungen "zuge­
stimmt", die ohne vorliegende Geneh­
migung nach §7 eigentlich nicht erteilt 
werden durften, denn die übergangs­
bestimmung deckt nur die "bisherige 
Tätigkeit ab. Am deutlichsten wird dies 
durch die vom hessischen Wirtschafts­
ministerium gebastelten "Rechtskon­
struktionen", mittels derer die Atom­
abteilung in Wiesbaden etwa 37 
Änderungen, wie zum Beispiel dem Bau 
des Plutoniumbunkers "zustimmte". 
Der Begriff der "Zustimmung" oder gar 
der "Teilzustimmung" existiert jedoch 

Vorausgegangen waren 
platzte Erörterungstennin am 
und der MaiDhauser Beschluß 
GRÜNEN-Hessen vom 7.10.84, eine 
Klage gegen Alkern finanziell zu tragen. 
Als "notwendige Begleitmusik"· be­
trachteten wir eine Strafanzeige gegen die 
Alkem, die am 31.10.84 bei der Staats­
anwaltschaft Hanau eingereicht wurde. 
Unser Anwalt hatte entdeckt, daß selbst 
das Strafgesetzbuch das unerlaubte Be­
treiben einer kerntechnischen Anlage im 
§327 unterStrafe stellt. Dieser Paragraph 
war zwar in der bundesdeutschen Justiz 
noch nie zur Anwendung gekommen, 
bot sich aber geradezu gegen das Zusam­
menspiel von Genehmigungsbehörde 
und Betreiber an. Gegen die beiden Ver­
antwortlichen im Wirtschaftsministerium 
erging gleichfalls Strafanzeige wegen Bei­
hilfe. 
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Wie erstaunt waren wir aber über das 
Echo der beiden juristischen 
Schritte. 
Während die einstweilige Anordnung 
"den Bach runterging", entpuppte sich 
die Strafanzeige als eigentlicher Renner. 
Das Verwaltungsgericht schmetterte die 
einstweilige Anordnung mit dem irren 
Argument ab, wir hätten ja schon seit 
1980/81 den Zustand der Alkern gekannt 
und somit sei keine Dringlichkeit gege­
ben. Die Alkern hatte nämlich unsere 
eigenen Flugblätter als Beweismaterial 
eingereicht und damit Erfolg gehabt. 
Anders entwickelte sich die Strafanzeige. 
Am 13.12.84 wurde die Staatsanwalt­
schaft bei der Fa. Alkern vorstellig und 
beschlagnahmte eine Reihe von Unter~ 
lagen. In einem eigens für sie freige­
machten Raum werden nunmehr die 
Akten sistiert. Am Tage nach der Durch­
suchung wurden zwar die Staatsanwälte 
gleich vor den Rechtsausschuß des 
Landtags zitiert, doch ließen sie sich 
dort offensichtlich nicht einschüchtern. 
Nach der Kommunalwahl vom 10.3.85 
erst wurde bekannt, daß die Staatsan­
waltschaft nun auch Akten im Wirt­
schaftsministerium beschlag_nahmt 
hatten. 
Bereits am 26.2.85 waren sie im Hause 
des Pro-Atom-Wirtschaftsministers 
Stegen vorstellig geworden, um ca.~ 300 
Aktenordner sicherzustellen. Bei dieser 
Recherche stießen sie auch aufParallelen 
im Verfahren für die dritte Brennele­
mentfabrik RBU. Daher wurde das Ver­
fahren auch auf diese Firma ausgedehnt. 
Es ist schon ein Novum, daß die Staats­
anwaltschaft von sich aus gegen einen 
Atomgiganten vorgeht. Neu ist auch, daß 
ein Minister gegen seine beiden leitenden 
Beamten . in der Atomabteilung vorer­
mitteln läßt, deren Aktivitäten er über 
ein halbes Jahr offen gedeckt hat. 

Klage gegen Genehmigung von 
NUKEM II und Strafanzeige 

Daß es bei der NUKEM im atomrecht­
lichen Genehmigungsverfahren nicht mit 
rechten Dingen zuging, dämmerte uns 
schon seit den Berichtsanträgen der 
GRtiNEN im April 1983, als das 
hessische Wirtschaftsministerium ein so­
genanntes "tiberholverfahren" von An­
trag/Neuanlage im Hinblick auf Antrag/ 
Altanlage bekanntgegeben hatte. 
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Zwischenzeitlich ist die erste Teiler­
richtungsgenehmigung für NUKEM II, 
also für den Neubau am 28.11.84 er­
gangen, allerdings ohne Sofortvollzug, 
so daß eine Klage bereits das Haupt­
verfahren eröffnet. 
Diese Klage wurde am 13.12.84 beim 
Verwaltungsgericht Ffm eingereicht und 
durch eine zweite Klage am 21.2.85 von 
einem zweiten Kläger untermauert. 
Da unsere Verdachtsmomente hinsicht­
lich der Altanlage NUKEM nach wie vor 
bestehen,haben wir am 26.3.85 ebenfalls 
Strafanzeige gegen die NUKEM wegen 
Betreibens einer illegalen Anlage gestellt. 
Die beiden leitenden Beamten im 
Wirtschaftsministerium sind ebenso wie 
bei der Alkern der Beihilfe flir eine illegale 
Anlage bezichtigt. Dies geschah in der 
Hoffnung, die Staatsanwaltschaft möge 
ebenso aktiv werden, wie bei der Alkem. 
Die Strafanzeige ist inzwischen auch auf 
Wirtschaftsminister Steger und auf 
Beamte im Bundesministerium aus­
gedehnt. 

Was bringt der ganzeJuristenkram? 

In Hessen haben die Aktivitäten der 
Staatsanwaltschaft Verwunderung aus­
gelöst. Politiker aus der SPD äußerten 
ihre Skepsis, HanauerKommunalpolitiker 
aus SPD, CDU, FDP waren verblüfft 
und die Beschlagnahme bei Nuklear­
betrieben und Wirtschaftsministerium 
hat auch uns überrascht. Daß die Staats­
anwaltschaft plötzlich in unserem Sinne 
ermittelt, muß auch erst einmal verdaut 
werden. Det Tatbestand, die Atombe­
triebe plötzlich auf juristischen Wege 
unter Beschuß zu nehmen, weckt manche 
Hoffnung, sie vielleicht auf diesem Weg 
auch stillegen zu können. Mancher Ver­
fechter des rot-grünen Bündnisses bei 
SPD und GRÜNEN wünscht sich im 
Stillen womöglich auch eine solche 
Lösung des Problems für Hessen. Doch 
wie verfrüht oder gar trügerisch sind die­
se Hoffnungen. Das Blatt bei den Staats­
anwaltschaftlichen Ermittlungen könnte 
sich rasch wenden und alles als fehlerhaft 
jedoch nicht als entscheidend abgetan 
werden! Was dann'! Unser Widerstand 
darf sich daher nicht auf diesen 
juristischen Weg abdrängen lassen, auch 
wenn er uns im Augenblick eine Menge. 
an Energie, Zeit und vielleicht auch 
Geld kostet. 

Elmar Diez 
Kontakt: 
Initiativgruppe Umweltschutz Hanau 
Friedrich-Ebert-Anlage 9 
6450Hanau 



DüngemiHel aus der Atomfabrik 
Ring frei - zur Runde drei im nachträg­
lichen atom- und immissionsschutz­
rechtlichen Genehmigungsverfahren der 
Hanauer Atomfabriken. Nach Nukem 
und Alkem, an denen sich ein folgen­
reicher Nukleardisput in Hessen ' ent­
fachte, hatte nun bis 25.01.85 die RBU 
( Reaktor - Brennelement - Union ), 
Hersteller von Brennelemepten für 
Druck- und Siedewasserreaktoren, ihre 
Anträge offengelegt. 

Die uferlose Expansion, die schon bei 
Nukem ( 6 Tonnen bis zu 94% hochan­
gereichertes Uran) und bei Alkern ( 6.7 
Tonnen Plutonium ) jeglicher Grundlage 
entbehrte, setzt sich hier fort. Arbeitet 
die RBU gegenwärtig noch mit einem 
Durchsatz von 700to Uran jährlich, so 
will man jetzt die Verarbeitungsmenge 
auf bis zu 2000to im Jahr erhöhen. Dies 
ist jedoch erst ein Teil des Horrors; denn 
insgesamt möchte sich die RBU ein 
Kernbrennstoffinventar von 3927to 
Uran (!) genehmigen lassen. In dieser 
gigantischen Menge sollen 140to spalt­
bares Uran-235 enthalten sein. Da die 
RBU bereits heute zu 90% den deut­
schen Brennelementemarkt versorgt 
und zusätzlich einen Exportanteil von 
44% aufweist, können die neuen RBU­
Anträge nur dahin interpretiert werden, 
daß die Firma einen gnadenlosen Brenn­
element- Imperialismus (Ausdrücke gibt 
es, Oioioi ... d.S.) anstrebt : Uran statt 
Brot für die Welt ... 

Warum 5% und 10% Anreicherung? 

In jedem 
Lehrbuch über die Funktionsweise eines 
AKW•s steht klipp und klar, daß Brenn­
elemente für Druck- und Siedewasser­
reaktoren ( das sind die in der BRD bis 
jetzt vorhandenen ) 3% spaltbares 
Uran-235 enthalten . Die RBU aber be­
antragt 39Q0to mit einem Anreicher­
ungsgrad von 10% ! 
Natürlich werden die Verantwortlichen 
dafür wieder schlade Antworten beim 
Erörterungstermin geben, von wegen 
Puffermenge oder so ähnlich. Die plau­
sible Antwort jedoch hat der Spiegel in 
seiner Ausgabe vom 28Januar 85 ge­
geben ... Das wiederaufbereitete Uran, 
das Anfang der 90er Jahre aus Wackers­
dorf kommen soll, muß nämlich höher 
angereichert sein, weil es zuviel nicht­
spaltbares Zeug enthält. Also hängt auch 
bei der RBU die W AA voll drin. Daß es 
hierdurch auch in Hanau noch gefähr­
licher wird, wen juckt das schon von 
den Atommafiosi ? 

Die RBU - Eine radioaktive Dreck­
schleuder 
Eine Spitzenstellung nimmt die RBU in 
Hanau-Wolfgang bei der Umweltbelas­
tung ein; denn ihre radioaktiven Abga­
ben erreichen ein ähnliches Level wie 
Atomkraftwerke. Dies erklärt mög­
licherweise auch die Schädigungsrate des 
im Osten angrenzenden Wolfganger 
Forstes. Er ist mit 70% kranken Bäumen 
der am stärksten geschädigte Teil des 
Stadtwaldes ( bei durchschnittlich 40% 
Schädigung ). 

Besteben der Nuklearbetriebe in Hanau-Wolfgang sind der Umweltschutz und 
stets erstes Gebot .. Wir, die 2200 Arbeitnehmer und die Betriebsräte 

""'"" 'U""" NUKLEARBETRIEBE, wissen, daß wir in einer Industrie mit der nie,drigste~ 
Unf:allq•oote arbeiten. 

unserer Hände Arbeit wird nichts geschaffen, was die Umwelt belastet und 
ist. Bitte denken Sie daran, daß auch wir Familienmütter und Familienväter 

Wohnsitz in der Stadt Hanau und im Main·Kinzig-Kreis haben. Uns ist die 
Familien mindestens genauso wichtig wie die Sicherheit der Bürgerinnen 

der Stadt Hanau und des Main-Kinzig-Kreises. 

alle Argumente - ob pro oder kontra - in bezug auf Sicherheit und 
Dabei stellen wir fest, daß die Argumente der .sogenannten Umweltscbützer•, 

unter diesem Deckmantel bewegen, nur politische Schlagworte sind. 

Wirklichkeit verfolgen diese Leute ganz andere Ziele!!! 
GEWALTTÄTIGE AKTIONEN soll die freiheitliebe demokratische Ordnung in 

Bnnde.••r<!nnthlik beseitigt werden! 

Ge11Val1täti.ge Aktionen und Krawalle sind im voraus eingeplant, wie schon das 
und Lüchow-Dannenberg beweist! 

fordern wir alle Bürger auf, nicht denen zu glauben, die spektakuläre Versamlltllum· 
veranstalten und bei Demonstrationen Angst verbreiten! 

Die Betriebsratsvorsitzenden der Hanauer Nuklearbetriebe 
H .. Wietoska A .. Kraushaar 

NUKEM RBU 

Für die Berechnungen der möglichen 
Strahlenbelastung hat die RBU unge­
naue Daten angegeben. Sie entsprechen 
nicht der vom Gesetzgeber geforderten 
Messung am Rande der Einzelanlage 
RBU. Von der RBU wurde die Umzäu­
nung des gesamten Nukleargeländes als 
Grundlage genommen. Dies würde ihr 
einen höheren radioaktiven Ausstoß er­
lauben. 

Risiken für Beschäftigte 
Selbst aer sonst so atomft;eundliche 
TÜV-Bayern rügt in seinem Gutachten, 
daß die Dosisgrenzwerte für die Beschäf­
tigten bei der Verarbeitung von WAA­
Uran nicht mehr eingehalten werden 
können. ( Insgesamt hat der TÜV­
Bayern 37 Risiken und Problempunkte 
aufgelistet). Man fragt sich, was dann 
wohl aus den Schornsteinen heraus­
kommt? 

Wie immer - schlampige Unterlagen 
Weitere Angriffsebenen bietet das Werk 
im Hinblick auf seinen Antrag nach dem 
Bundesimmissionsschutzgesetz, d.h. die 
Gefahren, die von einer solchen Firma 
unter dem Gesichtspunkt normaler 
chemischer Verfahren und Prozesse aus­
gehen. Hier fehlen gar die kompletten 
Unterlagen, obw<,>hl dies vorgeschrieben 
ist. Wir sind auf die Antworten der•Fir­
ma gespannt. Gefahren, die z.B. durch 
die Lagerung von hochgiftigem Uran­
hexafluorid (der Stoff, den die Mont­
Louis transportierte) oder gar durch 
Ammoniak oder Wasserstoff entstehen, 
werden in den Unterlagen weder für den 
Normal- noch für den Störfall berück­
sichtigt. 

Der Abfall geht in die Düngemittelpro­
duktion 
Nicht allein die hergestellten Brennele­
mente, sondern auch die Abfäne werfen 
für die RBU Profite ab. Der Gipfel der 
Perversion ist, daß Abfallstoffe aus dem· 
Umwandlungsprozeß von Uranhexafluo­
rid in Urandioxid, z.B. Ammoniaksalze, 
an die Düngemittelindustrie weiterver­
kauft werden. So werden potentiell ra­
dioaktiv verseuchte Stoffe über die 
Düngung wieder der Nahrungskette zu­
geführt. Strahlende Tomaten aus Nach­
bar•s Garten mit einem Hauch von RBU 
- die neueste Kreation aus dem bun­
desdeutschen Gemüsegarten ! 
Der Trick dabei ist, daß radioaktives 
Material unter die sogenannte Freigren­
ze gebracht wird, d.h., daß es unterhalb 
der erlaubten Grenzwerte liegt, und 
dann wieder in Umlauf gebracht wird. 
Bekanntgeworden ist dieses System 
auch in Bayern, wo radioaktive Edel­
stähle aus AKWs solange gesäubert wer­
den - dekontaminiert heißt dies in der 
Fachsprache , bis die angestellten 
Messungen unter der erlaubten Grenze 
lagen. Ein bißeben Radioaktivität scha­
det doch nichts ! 

Jürgen Meier I Elmar Diez 
Initiativgruppe Umweltschutz Hanau Sl 



Verfassungssch(m)utzbericht 
Der nlederslchalache lnnenmlnlater 
Möckllnehoff atellt Im Nlederdchal~n 
Verf .. auneaachutzberlcht •eine Zunah­
me von Gewalttaten und RechtabrOchen 
ln Verbindung mit groBen ProtHbewe­
gungen• feat. 
Der Spiegel kreiert einen •neuen Titertyp 
ln der Gewaltazen .. , der •Ökoterrorlaten• 
(Splegel11185). 
Verfaaaungaachutzberlcht und Splegelar· 
tlkel alnd Tell einer erneuten Hetzkam· 
pagne gegen die Anti • AKW • und andere 
Bewegungen. Ein Blick ln diese belden 
Machwerke lohnt alch also allemal. 

Der Niedersachsische Verfassungs­
schutzbericht Ist wieder einmal ein Beleg 
fOr den Elfer der vielen Leseratten Im 
Staatsapparat. Welche Redaktion oder 
welche Flugblattschreiberln wonscht 
sich nicht Leserlnnen, die so großes Inter· 
esse an Ihren Produkten zeigen. Vorweg 
dankt MOCkllnghoff in seiner Pressemlt· 
tellung bei der Vorlage des Verfassungs· 
schutzberlchtes. •allen Mitarbeitern des 
Verfassungsschutzes fOr Ihre gewissen· 
hafte Arbeit zum Wohle unserer demokra· 
tlschen Ordnung•. Und Demokratie steht 
fOr Ihn unter •dem Motto der NATO vigil I· 
tas pretium llbertatis. Wachsamkelt ist 
der Preis der Freiheit.• Und nicht nur 
wachsam soll sie sein, seine Demokratie, 
sondern auch •wehrhaft•. Wieder einmal 
dieses sattsam bekannte Vokabular und 
wieder einmal wird damit alles verdreht: 
der Staat, von dem die Gewalt ausgeht, 
wehrt sich angeblich, und unser Wider· 
stand, unsere Notwehr, unsere Gegenge­
walt Offnet angeblich •den Damm gegen 
Gewaltanwendung•. Das Ist das leider Im· 

Foto.: E.Brand 
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mer wieder erfolgreiche Ideologische Ver· 
wirrspiel der Herrschenden, mit dem sie 
Jeglichen Widerstand zu diffamieren ver· 
suchen. Zu diesem Verwirrspiel gehOrt 
aber nicht nur diese Verdrehung der Tat· 
sachen, sondern auch die Immer wieder 
aufgewärmte Totalltarismustheorie: links 
= rechts. Was zAhlt, Ist •nur die extremi­
stische BetAtlgun~, gleich ob links oder 
rechts•. 
Drei Bereiche nimmt der Verfassungs· 
Schutzbericht besonders unter die Lupe: 
die Aktionen der Anti • Krlegsbewegung, 
die Aktlonenen Im Wendland und die sich 
hAufenden AnschlAge Im Wendland und 
a.nderswo. Auf diese Bereiche wird sich 
auch wohl in Zukunft der Staatsapparat 
mit allen seinen Repressionsmaßnahmen 
storzen. 

Anti • Kriegsbewegung 

in diesem Tell des Berichtes wimmelt es 
von Zitaten aus Flugblattern des GOttln· 
ger Arbeltskrelses. Es wird festgestellt, 
daß der •unabhAnglge FIOgel der Frie­
densbewegung versucht habe, die Frie­
densbewegung Insgesamt in eine Kon· 
frontatlon mit dem Staat zu fOhren•. Die­
ser Versuch sei •Jedoch erfolglos geblie­
ben•. Als Belspiele werden die Verhinde­
rung der Tagung in Loccum,dle Aktionen 
gegen US • Munitionstransporte in Nor· 
denham, die Aktionen in 
Bremerhaven/Nordenham, die Störung 
der Internationalen Luftfahrtausstellung 
in Hannover und die StOrungen der NATO· 
Herbstmanovar Im Raum Hlldeshelm ge­
nannt. 

Die Aktionen Im Wendland 

Sie werden unter der Oberschrift •Extre­
mistische Einflußnahme auf die 'Anti • 
Kernkraftbewegung' und auf die Auseln· 
andersetzungen um die geplante Wieder· 
aufbereltungsanlage ln Dragahn und das 

Zwischenlager in Gorleben• abgehandelt. 
Dieser Bereich hat Im Bericht ein beson· 
ders starkes Gewicht. Hier findet mensch 
auch das umstrittene Zitat, das dem Pres· 

' sesprecher der BI LOchow • Dannenberg 
ln die Schuhe geschoben wurde und we­
gen dem die uns vorliegende Fassung des 
Verfassungsschutzberichtes auf gericht· 



liehe Anordnung hin wieder eingestampft 
werden mußte: kOnftlge Aktionen mOßten 
•vlelflltlg wie ln l)lordlrland• sein. Wo Wi· 
derstand so vielfAltig Ist wie Im Wendland 
und wo auch Anschlage und Sabotage als 
Teli des Widerstandes von einer breiten 
Bewegung getragen werden, muß der Ver· 
fassungsschutz zu falschen Zitaten grei· 
fen, um Drahtzieher Im Hintergrund zu 
konstruieren und damit Angrjffspunkte zu 
haben. Neben der BI LOchow • Dannen­
berg werden als Gruppen der LOneburger 

und der Braunschwelger Ärbeltskrels, 
AtommOllzeitung und Atomexpress sowie 
•verschiedene Gruppen der 'Neuen Lln· 
ken' aus GOttlngen, Hannover, Harnburg 
und Berlln• genannt. Sie hAtten versucht, 
mit den Aktionen der Wendlandblockade 
zur Verhinderung der AtommOlltransporte 
und denen am Tag X eine neue Phase der 
seit Jahren andauernden Auselnanderset· 
zungen um Kernkraft einzuleiten. •Durch 
sie sollten 'AtommOIItransporte nicht nur 
symbolisch verhindert, sondern langfri· 
stlg unmOgllch gemacht werden'•· Als 
Schlußfolgerung aus diesen Aktionen ha· 
be die Anti • AKW • Bewegung eine neue 
Strategie entwickelt: •die Zelt der offen • 
militanten Großdemonstrationen scheine 
vorbei zu sein; man mOsse günstige Situa-

F~o: G.zJnt 
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tlonen unsichtbar, geschickt und fOr den 
Gegener unkontrollierbar ausnutzen. ln 
dieser Richtung gebe es 'in letzter Zelt 
durchaus ermutigende Anzeichen in Gor· 
leben' (Atomexpress und AtommOIIzei· 
tung Januar/Februar 1985, S.17).• Und da· 
mit kommt der Bericht zu dem, was den 
Herrschenden besondere Sorge bereitet: 

Anachllge und Sabotage Im Wendland 
und anderswo 

Und da tappen sie ziemlich Im Dunkeln. 
Was sie dazu berichten, Ist ein einziges 
Zeugnis Ihrer Hilflosigkeit. Zu der R.A.F. 
gehOren sie nicht, zu den RZs auch nicht, 
diese Gruppen, die sich •die Rattenfange­
rinnen und ihre Mause•, •die schwarzen 
Schafe im Wendland•, •Konfettiaktlon•, 
oder aJim Knopf und die Wilde 13• nen· 
nen. •Mit der personellen Zusammenset· 
zung von Gruppen wechselten auch die 
Namen hlufig nach kurzer Zelt.• 
•Obwohl die Tater bisher nicht ermittelt 
wurden, behauptete die Zeltschrift 'Gras­
wurzelrevolutlon', es handele sich um Ak· 
tionsberelte, militante Kernkraftgegner, 
die sich 'aus dem gewaltfreien Wider­
stand' als -'Kielngruppen abgesprengt' 

vom Winde verweht 

Krilmrnel Strommaat ·­

hatten. Es gibt auch eine 'Selbstdarstel-' 
Jung aus dem militanten Widerstand'; da· 
nach bestehe der Personenkreis aus meh· 
reren kleinen Gruppen, die sich untereln· 
ander kennen, aber selbstlndlg arbeiten. 
Ein 'Ideologischer Überbau' wie ver­
gleichsweise bel den 'Revolutionaren Zel­
len' verb)ndet diese Gruppen nicht.• 
•Titer• konnten sie bisher nicht ermlt· 
teln. Der Bericht zeigt, daß sie erst Im An· 
fang stehen belihrem Versuch, hinter die 
Strukturen dieser Gruppen zu blicken. 

•Ökoterroriaten• 

Das bringt auch der Spiegelbericht Ober 
die •Ökoterrorlsten• an's Licht: • Militante 
Umweltschotzer sprengen Strommasten 
und zonden MOlltransporter an. Sie verO· 
ben AnschlAge auf Zulleferflrmen von 
Kernkraftwerken und auf Chemlefabriken. 
Rund 600 solcher Gewalttaten haben 
Schiden in zwelstelliger MillionenhOhe 
verursacht•. Und ein hoher westdeut­
scher VeifassungsschOtzer norgelte ge­
genüber dem Spiegel:• Unsere Erkenntnis· 
Iage war selten so schlecht wie in diesem 
Berelch ... Wenn 'wir diese Leute erwischen 
wollen, mOssten wir einen Agenten in den 
kleinsten Kreis hineinbringen und uns 
dann womOgllch auch noch an Straftaten 
beteiligen.• 
Und da die Leute nicht zu fassen sind und 
Totschwelgen nicht mehr mOgllch Ist, 
muß eine Hetzkampagne herhalten, um 
den •Ökoterrorlsten• das Wasser abzu· 
graben: Sie seien •an terroristischen Er­
wagungen kaum Interessiert ... bei den 
Brandstiftern von heute gibt es, wie einer 
von Ihnen das Klima ln der Szene schll· 
'dert, 'statt Strategiepapieren oft Feten'. 
Es werde Immer 'mehr gesoffen und gefel· 
ert, als geschrieben ... wir haben keinen 
wahnsinnigen theoretischen Oberbau, so­
was Einleitung der Weltrevolution oder 
Antiimperialistischer Kampf'•. 
Und diese Hetze dient dann dazu, diese 
Leute in die NAhe von Neonazis zu 
rOcken. Zum Abschluß des Artikels Im 
Spiegel wird ein .StaatsschOtzer• zitiert: 
•Das erinnert an das Verhalten von Neo­
nazis, die erst einen trinken und dann 
spontan Straftaten begehen.• 
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Aktionstage gegen Atommülltransporte 

ALLGEMEINVEBF'OGUNG 

des LucUael~es L11dlow·Danaenberc 

Fotos: Th. Einberg~~r 
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iiber das Verbot von öffentlichen Venammlungen 
unter freiem Himmel und Aufzügen im Landkreis 

Lüchow-Dannenberg am Samstag, dem 23. Februar 1985, 
und Sonntag, dem 24. Februar 1985 

(sogenannte Aktionstage "Gegen Atommülltransporte 
und Kriminalisierung- Uaruhe im Wend.land") 

So war es am Mittwoch den 20. 2. 85 in 
der lokalen 'Elbe-Jeetzel-Zeitung' zu le-
sen. Angefligt war eine 1 1/2 seitige Be-
gründung, in welcher auf mehrere TAl­
Artikel, Sendungen der Radios 'Drey­
ecksland' (Freiburg) und 'Eulenspiegel' 
(Braunschweig), sowie versiedene Flug­
blätter Bezug genommen wurde. 
,.Nach § 26 des Versammlungsgesetzes 
wird mit Jieiheitsstrafe bu zu 1 Jahr 
oder mit G eidstrafe bestraft, wer als 
Veranstalter oder Leiter, 1. eine öffent­
liche Versammlung oder einen A!fzug 
trotz vollziehbaren Verbots durchführt 
oder trotz AJjlösung oder Unterbre­
chung durch die Polizei fortsetzt ( .. J " 
(Zitat EJZ). 
Die Behörden hatten sich jedoch im 
Vorfeld der Aktionstage auf eine andere 
Taktik als beim Tag X geeinigt. Es gab 
kein offizielles Verbot von Plakaten und 
Aufrufen zu den Aktionstagen, wahr· 
scheinlieh mehr aus Furcht, die Werbe­
trommel für die Aktionstage noch mehr 
zu rühren als dies die AKW-Gegner/in· 
nen schon taten. Schließlich gab es noch 
die greifbaren Erfahrungen vom TAg X. 

Die Staatsanwaltschaft ließ sich deshalb 
jedoch nicht davon abbringen, wie wir 
erfahren haben, gegen die Hersteller/in­
nen und Vertreiber/innen der Aufrufe 
und Plakate zu ermitteln. 
Ebenso ließen sich ungefähr 2000 Men· 
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sehen durch das Verbot der Behörde 
nicht davon abbringen, sich während der 
Aktionstage im Wendland zu versam­
meln. 
Das politische Konzept der Aktionstage 
konzentrierte sich flir den Samstag vor 
allem auf die Transportstrec.ke für hoch· 
radioaktiven Atommüll (Castor-Trans­
portstrecke). Auch die Polizeikräfte ver­
teilten sich am Samstag entlang dieser 
Strecke.In kürzesten Abständen waren 
Mannschaftswagen postiert, entlang der 
Bahnstrecke Uelzen-Danneoberg , wie 
auch der Straße Dannenberg-Gorleben. 
Auf der Straße Dannenberg-Gorleben 
konnte die Polizei bereits am Morgen 
durch ein massives Aufgebot verhindern, 
daß es zu größeren Annsammlungen und 
längeren Blockadesituationen kam. Die 
Demonstranten/innen, die von der Poli­
zei immer wieder in immer kleinere 
Gruppen geteilt wurden, reagierten ·hier­
auf mit flexiblen Blockaden. · Einige 
~hlugen sich in den Wald und bauten 
unermüdlich Materialblockaden, andere 
bewegten sich in kleinen Autokonvois 
auf der Strecke und machten des öfte· 
ren mal halt. 
Nachmittag gelang es dann doch noch, 

spontan eine große Autoblockade aufzu­
bauen. Bei Gtippel trafen sich 2 Auto­
konvois mit ungefähr 150 PKW. 

Die Polizei stand ca. 
1 Std. lang ratlos vor dem Auspuffpulk, 
die Blockiere/innen konnten sogar vor 
ihren Autos eine Materialblockade vor 
den Autos errichten. Schließlich gelang 
es der Polizei, laut brüllend und Knüp­
pel schwingend, die Materialblockade zu 
überrennen, worauf die Demonstranten/ 
innen panikartig zu den Autos oder in 
den Wald flüchteten. 
Ebenfalls auf der Straße befand sich am 
Samstag morgen eine Gruppe von 30 01· 
denburger AKW-Gegner/innen, die dem 
ostfriesischen Nationalsport , dem Bo­
ßeln, fönten. Doch plötzlich wurden 
sie bei ihrem ostfriesischen Boccia­
Spiel, von 2 Wasserwerfern und einer 
Reihe Mannschaftswagen gestört. Die­
se versperrten ihnen nämlich die Straße, 
nahmen 12 Spielerfinnen in Gewahrsam, 
und der Rest durfte nur noch am Stra­
ßenrand weiterboßeln. 
Entlang der Bahnlinie Uelzen-Danneu­
berg verhielten sich die Bullen nach der 
gleichen Taktik wie an der Straße. Es 
wurde versucht, keine größeren Massen-



und 

Kriminalisierung 

ansammJungen zustande kommen zu J.as.. 
sen, weshalb auch gleich nach Erschei­
nen der Glühwein-/Infostände gegen sie 
vorgegangen wurde. 
Zur gleichen Zeit wurde die erste Mas­
senverhaftung in Hohenzehten versucht. 
Ungefähr 200 AKW-Gegner/innen wur­
den samt Autos umzingelt, aber bis auf 
20 konnten alJe noch ausbrechen und 
verduften. Die 20 Pechvögel wurd.en in 
Busse verfrachtet und im Süden des 
Landkreises ausgesetzt. 
Ab Samstag mittag war die Polizei an 
der Bahnlinie jedoch nicht mehr Herr 
der Situation. Die Spaziergängefinnen 
brachten es auf 170 gelockerte und z. 
T. entfernte Gleismuttem, 8 angesägte 
und 18 · umgelegte Telefonmasten, 17 
Unterhöhlungen des Schotterbettes, 2 
kaputte Vorsignale, 1 zur Hälfte ange­
grabenen und 1 an die Gleise ange­
schraubten Eisen träger, sowie mit 

Schnellbeton behandelte Schienen. 
Mehr als klammheimliche Freude kam 
auf, als der NDR meldete, die Polizei 
hätte ctie Schienen gesprengt. Im Lau­
fe der Nacht war auf den Gleisen eine 
Bornbenattrappe mit Schnellbeton ein· 
gegossen worden-ein Sonderkommando 
des LKA Hannover sah sich nicht in 
der Lage sie zu entschärfen und spreng­
te sie an Ort und Stelle. 
Um dem Treiben ein Ende zu setzen, 
wurde zum mittlerweile im Wendland 
bewährten Mittel der 'Masseningewahr· 
samnahme mit anschließender Ausset· 
zu.ng in der Einöde' gegriffen. 

Auf der Bahnlinie Lüneburg-Dannenberg 
se!z!eu 70 Mitglieder der BI einen Zug 
mittels Notbremse lahm, nachdem sie 
zuvor 2 Wagons von innen plakatiert hat­
ten. 

Eine Gruppe von 10 Gorleben-Frauen 
gab bei der Polizei am Nachmittag die 
üblicherweise bei Hausdurchsuchungen 
mitgenommenen 'Beweisstücke' wie Fla­
schen, Schuhe, Papierstapel ab. Nach· 
dem die Bullen ihre Verwunderung über· 
wunden hatten, trieben sie die Frauen 
mit Schlägen und Fußtritten nach drau­
ßen. 
Um 17 Uhr wurde dann bei den Trebe· 
ler Bauernstuben die Setzung des Ge· 
denksteins, für die Politiker, die den 
Landkreis an die Atommafia verkauft 
haben, unter Beteiligung von 300 Zu· 
schauer/innen durchgeflihrt. 
Die letzte große Bullenaktion fand dann 
noch gegen 23.30 Uhr im Cafe 'Grenz· 
bereiche' in PlatenJaase statt. Nachdem 
sie das Cafe umstellt und durchsucht 
hatten, mußten sich 98 Besucher/innen 
einer Personalienfeststellung unterzie­
hen. 

Am Sonntag fand dann die Sight-seeing­
Tour mit ca. 700 Teilnehmer/innen statt. 
Noch bevor diese jedoch wieder an den 
Ostbahnhof Danneoberg zutückkehrten, 
nahmen die Bu.llen die ca. 180 warten­
den Demonstanten/innen in GewahiSam 
und setzte sie in 2er· oder 3er Gruppen 
im Süden des Landkreises aus. Damit 
war die im Vorfeld der Aktionstage um· 
strittenste Aktion, die Abdeckung der 
4 km Gleise zwischen Ost- und West­
bahnhof Danneoberg geplatzt. 
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Wendland 

Und hier ist doch 

Nach dem Motto ,,Hier ist ja nichts 
los" setzt dann die vereinzelte Jagd 
nach der spektakulärsten Konfronta­
tion ein. Die Sammlung verspreqter 
Kleinpuppen und ein disltutiertes Vor­
geben sind in dem Fall nur schwer mög­
lich, die Vereinzelung spielt den Bullen 
nur in die Hände. 

Aber um eins klatzustellen, damit ist 
nichts gegen gezielte Kleinpuppenaktio­
nen gesagt, die sich teilweise auch an den 
Aktionstagen per se oder im Windschat­
ten größerer Aktionen als die angemesse­
ne Taktik erwiesen. 

Es pbt noch einen weiteren Aspekt, 
der die Nachhalt~eit des Widerstands 
unnötig herabsetzt.' ~r betrifft das seit 
einiger Zeit zu beobachtende Verhalten, 
gleich die Flucht zu eigreifen, wenn zwei 
Bullenautos um die nächste Kurve her­
um kommen. Völlig unnötigwerden dann 
aute Positionen geriumt und Blockaden 
aufgelöst. Sicher ging die Polizei in der 
Vergangenheit rücksichtslos vor, aberdas 
ist keine Entschuldiaungdafür, sich bluf­
fen iu lassen. Nicht jeder Streifenwagen 
ist ein Wasserwerfer. Außerdem soll es 
mal Zeiten . gegeben haben, da wurden 
Ketten gebildet und Widerstand gegen 
ganze Hundertschaften geleist~t. Etwas 
mehr Besonnenheit und Entschlossen­
heit wäre also nicht verkehrt. 

Was beißt das? 

Die Verankerwrg des Widerstandes 
in der Bevölkerung muß weiter betrie­
ben werden. Allerdings darf dies nicht 
nur durch Großaktionen geschehen, son­
dern bereits im Vorfeld durch intensivere 
Diskussionen und Veranstaltungen. Durch 
eine damit einhergehende Vermassung 
ilber das radikale Spektrum hinaus läßt 
sich .auf· der politischen Ebene wohl am 
ehesten die Ablehnung des Atompro­
gramms und die Solidarität mit den Kri­
minalisierten ausdrücken. Vielleicht ist 
der Gedanke, zwischen durch mal wieder 
eine einfache Großdemo zu organisieren 
(bei aller Zweifel.haftigkeit solcher Auf­
mlrsche), gar nicht so abwegig. 

ee 

was los ••• 

Veranstaltungen wie die Aktionstage 
haben sich prinzipiell als richtig erwie­
sen. Verstärkt in das Bewußtsein vieler 
Leute muß in der Zukunft aber die Er­
kenntnis treten, daß sich Widerstands­
und Protestaktionen unterschiedlichen 
Charakters, riumlich und zeitlich ge­
trennt, gegenseitig ergänzen können, 
um in einem politischen Gesamtzusam­
menbang zu stehen. 

Der radikalere Flllgel hat mit der Ver­
bindung von größeren und kJeineren 
Widerstandsaktionen offensichtlich eine 
deneit angemessene Taktik gefunden, 
die bei entsprechender Weiterentwick­
lung eines effektiven Improvisationsver­
mögens das Beste hoffen läßt. Die Konti­
nuität scheint sich auszuzahlen. Dies er­
weist sich hoffentlich nicht nur in Be­
zug auf den direkten Widerstand gegen 
die n.ächsten Transporte als richtig son­
dern auch hinsichtlich einer ständigen 
Unruhe im Wendlandl 

Ein Rückblick auf die Aktionstage be­
deutet in diesem Fall, sich Gedanken ü­
ber die Perspektiven des weiteren Wider­
stands im Wendlana zu machen. 

Die Aktionstage waren ihrer Zielset­
zung nach politisch richtig. Von ihrer 
Umsetzung her jedoch gibt es einiges zu 
kritisieren und in Zukunft besser zu 
machen. Grundsätzlich positiv zu bewer­
ten ist zunächst, daß verschiedene Grup­
pen mit den ihnen eigenen Protestformen 
getrennt voneinander; aber in einem poli­
tischen Zusammenbang stehend, die Ru­
he der Staatsmacht durchbrach~n, ob­
wohl diese perVersammlungsverbot ver­
ordnet war. 

Die Aktionstage drückten insofern 
schon eine Möglichkeit aus, das Atom­
programm langfristig politisch unmög­
lich zu machen, indem die Unruhe im 
Wendland aufrecht erhalten wird. Noch 
siod die Atommülltransporte nicht zur 
Normalität geworden sondern diese be­
steht vielmehr in der Konfrontation mit 
dem Staat. Nirgends in der BRD ist das 
in dem Maße möglich wie im Wendland, 
weil große Teile der traditionell konser­
vativen "Bevölkerung dem Staat zuneh­
mend die Loyalität verweigern und die 
verschiedensten Widerstandsformen bis 
hin zu Sabotageaktionen tolerieren . 

Bedeutung des bürgerlichen 
Widerstands 

In Anbetracht der neueren Entwik­
kJung besteht allerdings die Gefahr, daß 
das deneitige Widerstandspotential zu­
sammenschmilzt.Durch die W AA- Stand­
orten~heidungistdie Bedrohung schein­
bar verschwunden, die subjektiv als die 
stärkste empfu.nden wurde. Das Wend­
land ist schonjetzt nicht mehr atommUll­
frei, die Symbolik weg, und überdies dro­
hen die Atommülltransporte zur Regel 
zu werden. Unter diesen Bedingungen 
besteht die Gefahr, daß nur noch weni· 
ge, sich radikalisierende Gruppen dem 
Atomprogramm Kontra bieten. Die da­
mit verlorengehende Basis.. wirkt sich 
möglicherweise derart aus, daß der noch 
aktive Widerstand problemlos totge­
schwiegen werden kann. Er kann leich­
ter kriminalisiert und identifiZiert wer-



den. Das formulierte Ziel, das Atompro­
gramm langfristig politisch unmöglich 
zu machen, ist kaum zu erreichen, wenn 
sich die Bevölkerung des Wendlands und 
seiner Umgebung entsolidarisiert. 

Mit den Aktionstagen sollte die laten­
te Widerstandsbereitschaft in der Bevöl­
kerung wieder in den Bereich aktiver 
Auseinandersetzung zurückgebracht wer­
den, aber dies ist bei weitem nicht in 
dem erwarteten Maße geschehen. Eine 
zahlenmäßig geringe bürgerliche Gruppe 
hat die von ihnen geplante Aktion (Setz­
en eines Mahnsteins) durchgeführt. Das 
ist gut, denn das Unternehmen hat inner­
halb des Landkreises für Auseinanderset­
zung gesorgt. Aber es gelang nicht die 
Massen der bürgerlichen AKW-Gegner/ 
innen in dem erhofften Maß auf die Stras-
se oder an die Bahnlinie zu mobilisieren, 
wie dies vor allem für den Sonntag ge­
plant war. 
Über die Gründe mag mensch spekulie­
ren: Für viele Bürger waren die im Auf­
ruf dargestellten Aktionsformen wohl 
nicht adäquat, weil diese ein Maß an 
Risikobereitschaft und Loyalitätsent­
zug verlangten, das viele noch nicht 
aufzubringen bereit sin!f. 

In diesem Zusammenhang tut sich 
ein grundlegendes Problem auf. Wenn das 
Ziel darin besteht, eine Vermassung des 
Widerstands über das Spektrum des Tag 
X hinaus zu erreichen, dann genügt es 
nicht, einen Aufruf zu schreiben und den 

Rest der lieben Göttin oder sonstwem zu 
überlassen. Vielmehr ist es erforderlich, 
daß in Einzelgesprächen mit Bürgergrup­
pen, in Infoveranstaltungen, durch spezi­
elle Artikel und Anzeigen in den Zeitun­
gen und durch Prominentenaufrufe mo­
bilisiert wird. Gerade das ist aber nicht 
geleistet worden, nicht zuletzt weil sich 
die BI Lüchow-Dannenberg als Reprä­
sentantin des bürgerlichen wendländi­
schen Widerstands restlos aus den Vorbe­
reitungen heraus gezogen hatte. 
Solidarität ? 

Mit den ausbleibenden, Massen war ein 
weiteres Defizit verbunden. Ein Schwer­
punkt dieses Wochenendes sollte schließ­
lich der nachdrückliche Ausdruck der So­
lidarität aller AKW ~Gegnerinnen aus al­
len Spektren des Widerstands mit den 
Kriminalisierten sein. 

Dieses Ziel wurde nicht erreicht, weil 
einerseits die breite (Prost! d.S.) Basis 
gar nicht erst teilnahm. Andererseits war 
der Solidarisierungseffekt bei den etwa 
2.000 Anwesenden bei weitem nicht in 
dem Maße im Bewußtsein wie dies beab­
sichtigt war. Auch dies läßt sich u.a. auf 
eine mangelhafte Vorbereitung zurück­
führen, denn die Streitigkeiten im Vor-

Wendland 
feldder Aktionstage haben offensichtlich 
zuviel Energie und Zeit gefordert, als daß 
wesentliche Jnhalte intensiv hätten dis­
kutiert und Strategien zu ihrer Publi­
zierung hätten entwickelt werden kön­
nen. 
Unsere Stärke ? 

Wer sich an die Konzeptdiskussionen 
der Aktionstage erinnert, kennt ein wei­
teres Ziel. Es bestand darin, die Infra­
struktur des Widerstands zu stärken, sich 
Kenntnisse über die örtlichen Gegeben­
heiten anzueignen und bessere Wider­
standstrukturen zu entwickeln. In die­
sem Sinne haben sich durchaus einige po­
sitive Ansätze ergeben. 

So scheint eine sich entwickelnde Stär­
ke darin zu bestehen, unter veränderten 
Bedingungen handlungsfahig zu bleiben 
bzw. zu werden. D.h., eine Autoblockade 
ist noch lange nicht beendet, wenn die 
Polizei sie aufgelöst hat. Die Aktionsta­
ge haben bewiesen, daß es trotz eines 
großen Bullenaufgebots sehr wohl mög­
lich ist, im Anschluß an vorbereitete od­
er gescheiterte Aktionen aus der Situa­
tion heraus effektive Störaktionen durch­
zuführen. Die große Autoblockade am 
Samstag-Nachmittag oder auch die Demo 
in Dannenberg nach der Sightseeing­
Tour sind ein Nachweis dafür. 

Nervig war allerdings ein Verhalten, 
das bei vielen Leuten zu beobachten war 
und sich auch schon in den Vorbereitun­
gen abzeichnete. Allzu oft nämlich schei­
nen AKW-Gegner/innen den Widerstand 
mehr unter dem Gesichtspunkt einer Un­
terhaltungsveranstaltung zu begreifen. 
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Schwellenängste überwunden 
Der von vielen kritisierte frühe Ab­

fahrtstermin erwies sich als Glücksfall. 
Zum einen bestand ausreichend Gele­
genheit, unterwegs die Orte und Bus­
haltestellen mit dem Plakat "Deutsche 
Atommüllstraße Esenshamm - Gode­
ben" zu versehen und zum anderen tra­
fen bereits um 9.00 Uhr rund 70 Bre­
merinnen mit 30 anderen Nordlich­
tem am Infostand Hohenzethen ein. Die­
ser wurde gerade aufgebaut, ebenso wie 
eine leichte Truppe von den "Grünen", 
die nicht im Bundestag sitzen. Da diese 
sich rasch vermehrten, schnitten sie 
gleichzeitig den Nachschub von AKW­
Gegnerinnen ab. Außerdem versperr­
ten sie fast alle Straßen und Feldwege 
zum ein Kilometer entferntem Bahn­
gleis Uelzen-Dannenberg. Wohl etwas 
gereizt bezüglich ihrer neuen "Bären­
tötermützen" (lt. Presse DM 45,- das 
Stück, Modell Bayern). die sie ange­
sichts der Kälte wohl dem eisenharten 
Helm vorzogen, entschieden sich sich, 
alt jene in Gewahrsam nehmen zu wol­
len, die diese feine Kopfbedeckung mie­
den. Offiziell hieß es, der verbotene In­
fostand hätte Schuld sowie die Verwei­
gerung über die Herausgabe der Persona-

Iien. Tatsächlichjedoch befand man sich 
noch im Landkreis Uelzen, über den 
nicht ein Versammlungsverbot schwebte 
(Ich habs auch nicht schweben sehen, 
d.S.). Vom Infostand, der auf Privatge­
lände eines Bauern stand, mal ganz zu 
schweigen. Es kam zu Wortge(echten und 
Rangeleien, es blieb die Flucht in die 
freundlicherweise vom Bauern geöffnete 
Scheune. Allerdings verpaßten 19 Leute 
den Anschluß und damit einen schönen 
Spaziergang über Wald und Feld zum 
Bahnkörper. Sie wurden stattdessen in 
einer Sightseeingtour besonderer Art -
es gab im Reisebus weder Informationen 
noch ausreichende Sichtmöglichkeiten 
aus den Fenstern - 30 Kilometer ver­
schleppt. 

Die Bahnlinie bot sich den Entflohe­
nen in voller Länge an. Auch ohne Werk­
zeug, ja selbst mit leerem Magen - das 
Brot wurde noch in Hohenzethen in Ge­
wahrsam genommen - wurde der Appell 
von Arbeitsminister Blüm bezüglich der 
Samstagsarbeit sofort in die Tat umge­
setzt. Der Saure Regen wurde unverhofft 
zum Verbündeten. Beidseitig der Strecke 
lagen genügend kleine und große Äste, 
die in sorgfältiger Kleinarbeit auf dem 

Auswertung II 
Bahnaktion : 

Wegen möglichst starker Mobilisierung, 
sowohl im Landkreis, als auch außer­
halb, war es notwendig, Anlaufpunkte 
"anzubieten". Diese Rolle übernahmen, 
entlang der Bahngleise, die Glühwein­
stände. Über diese Stände sollten Infos 
weitergegeben werden und sie sollten als 
Kontaktpunkt untereinander und zur 
ortsansäßigen Bevölkerung dienen. 
Diese Anlaufpunkte wurden die ersten 
Zugriffspunkte der B.. Während in 
Hohenzehten sich der größte Teil der 
Leute abgesetzt hatte und unter Umge­
hung der B. den Bahnspaziergang be­
gann, konnten in Pudtipp ca. 150 Leute 
einfach festgenommen werden, ohne 
daß sie sich dem Zugriff zu entziehen 
An den Schienen wurde den ganzen Tag 
gearbeitet. Dieses wurde von Zivis und 
B.-Hubschraubern beobachtet. Ein 
direkter Zugriff auf die "Bahnarbeiter" 
funktionierte nicht.Dafür wurden Grup­
pen oder Einzelpersonen, die sich über 
die Felder entfernten, festgenommen 
und zum Teil E.D. - Mißhandelt. Dabei 
gab es Probleme, die im Wald, auf dem 
Feld festgenommenP.n Leute abzutrans­
portieren, weil zu wenig Bullen (Nun 
auf einmal ausgeschrieben ?d.S.) dafür 
bereitstanden. 
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AJs Konsequenzen, die zu ziehen wären, 
sehen wir: 

Da die Anlaufpunkte bei größerer Mobi­
lisierung notwendig und den B. bekannt 
sind, wäre es nötig, diese nur kurz zur 
Information aufzusuchen, um zu umge­
hen, daß größere Menschenmengen fest­
genommen werden können. Weiter wäre 
es zu überlegen, wie sich größere Grup­
pen verhalten könnten, die nur von 
wenigen B. umzingelt werden. Es kann 
nicht Sinn von Aktionstagen sein, den 
Personalcomputer zu füttern. 
Die Ortskenntnis der Teilnehmer von 
Aktionen müßte verbessert werden, um 
nicht in Fallen zu tappen, wenn der 
Wald um die Schienen verlassen wird. 
Die Beteiligung bei den Bahnaktionen 
beschränkte sich auf einen eingeschwo­
renen Kreis. Viele Leute wurden durch 
das große B.-Aufgebot abgeschreckt. 
Allerdings besuchten doch zahlreiche 
"Dörfler", die sich sonst nicht regen, die 
Glühweinstände. Und brachten nach 
Übergriffen von den B. auf Ortsansäßige 
und durch das übermäßige militärische 
Aufgebot ("Das ist ja wie im Krieg!") 
den Aktionsteilnehmern Symphatien 
entgegen. Für sie selbst jedoch war der 
Schritt, zur Bahn zu gehen, zu groß. 

Bahnkörper gestapelt wurden; mal zu 
kleinen, mal zu größeren Haufen. Soge­
nannte Schwellenängste wurden dabei 
auch von Freundinnen überwunden, die 
solcherlei Aktionen bisher noch sehr zu­
rückhaltend entgegenstanden. Für Un­
ruhe im Wendland sorgten vor allem die 
sich mehrenden Hubschrauber, die im­
mer wieder zur Deckung ins lichte Ge­
hölz veranlaßten. Ein Umstand, der in 
der flachen Ebene der Wesermarsch bei 
den Bombenzugblockaden nicht ver­
gönnt gewesen war. Auf halber Strecke 
Richtung Seilien kam ein nicht angemel­
deter Arbeitstrupp entgegen, der den 
Gleiskörper ähnlich zur Holzsammel­
stelle umfunktioniert hatte. Überdies 
sorgten ein~e aus der Reihe gefallene 
Telefonmasten für einen singenden und 
heulenden Backgroundsound. Da die 
Zahl der Hubschrauber die Vision von 
Aasgeiern annahmen und sich am Hori­
zont überdies weiße Helme auftaten, 
wurde dann schließlich doch der Drang 
nach Bockwurst und Glühwein am Info­
stand Sellien größer. Geschmeckt hat 
wieder alles. 

Petzi, Pelle, Pingo, Bremen 

Allgemeine Mobilisierung: 

Die Mobilisierung in den Städten ließ zu 
wünschen übrig. Dies lag zum Teil an 
den langen, kontroversen Diskussionen 
um die Aktionsformen, am kalten Wet­
ter im Februar und vieleicht auch an 
der WAA-8tandortentscheidung (ob­
wohl dies kein Grund wäre, angesichts 
von Konditionierungsanlage und End­
lager und ... ). Die Teilnahme an der 
Danneoberg-Demo war gering, obwohl 
vorgesehen war, daß sich viele Land­
kreis- Menschen daran beteiligen. Viel­
eicht war auch diese Aktion, mit ihrer 
Symbolik, schon ein Schritt "zu weit". 

Kriminalisierung während der Aktions­
tage: 

Es wurde kein Unterschied mehr zwi­
schen den "Bürgern" aus dem Landkreis 
und den "Chaoten" aus der Stadt ge­
macht. Symbolische Aktionen wurden 
genauso verfolgt wie direkte Aktionen. 
Es gilt nicht mehr die alte Regel im 
Landkreis : Wir tun nichts, also tun sie 
- also die B. - uns auch nichts. 

"Chaos gegen Schwellenangst" aus Harn­
burg 



Dieses Jahr sollen wieder Sommer­
camps im Landkreis Lüchöw-Dannen­
berg durchgeführt werden. 

reich observiert und ständig die Per­
sonalien der Autofahrer kontrolliert) 
Einer der Schwerpunkte der Sommer­
lager soll die Diskussion untereinan­
der und mit Einheimischen sein. Wel­
che Themen wollen wir diskutieren? 
(Bei den Sommercapms 1983 waren 
zum Teil Veranstaltungen zu verschie­
denen Themen organisiert worden). 
(Wie wärs mit .. Wie schütze ich mich 
und andere vor meiner unkontrollier­
ten Paranoia?" d.S.) 

- Sollen auch Menschen, die noch keine 
Erfahrungen mit dem Widerstand im 
Wendland gemacht haben und die 
noch nicht in Gruppen organisiert sind 
einbezogen werden ? (oder machen 

Wendland 

wir nur Wendland- Widerstand für 
Fortgeschri~tene? d.S.) Gibt es Gr:up· 
pen , die sich schon besser auskennen 
und die bereit sind, sich während der 
Sommerlager um solche "Neuanköm­
mlinge" zu kümmern? 
Ist es günstiger, ·wenn es nur einen 

großen Zeltplatz gibt, ober sind meh­
rere kleine besser? Über diese Frage . 
gingen die Meinungen in Gülden aus­
einander. 
Wie groß ist die Bereitschaft der Lü­
chow- Dannenberger/innen, sich um 
die Sommerlager zu kümmern. Über 
welche Wege können die Kontakte 
entstehen? 

Im letzten Sommer 
hatten nur wenige Menschen an den 
Camps teilgenommen, während 1983 
mehr Interesse daran bestanden hatte. 
Auch die Aktivitäten, die vom Camp 
ausgingen, waren 1983 vielfält~er. Der 
mäßige Erfolg im letzten Jahr lag ver­
mutlich daran, daß die Camps nicht so 
intensiv vorbereitet waren. Wir hatten 
darauf verzichtet, für die Camps im grös­
seren Stil zu mobilisieren, da wir davon 
ausgegangen waren, daß ohnehin viele 
Auswärtige das Bedürfnis hätten , sich 
vor Ort auf Tag X vorzubereiten. Aus­
serdem war das Konzept für die Sommer­
lager 1983 klarer gewesen und in den 
Städten gründlicher diskutiert worden. 

Während des überregionalen Treffens 
am 24.3. in Gülden wurden erste Ideen 
und Gedanken dazu ausgetauscht. Dabei 
wurde der Vorschlag gemacht, schon zu 
Pfingsten ein Camp durchzuführen, auf 
dem das Sommercamp vorbereitet wer­
den soll. Als ungefähren Zeitraum für 
die eigentlichen Sommercamps wurde 
der Monat August genannt. Eine Frau 
berichtete von einer Diskussion innerhalb 
der BI Lüchow- Dannenberg, bei der sie 
sich vor allem an positive Erfahrungen 
mit den Sommercamps 1978/79 erinnert 
hätten. Damals hätten wesentlich mehr 
Menschen daran teilgenommen, als in 
den Jahren 1983/84. Die Vorbereitung 
der Camps habe schon im Winter mge­
fangen. Die Gruppen hätten Kontakte 
zu Einheimischen geknüpft, die zum Teil 
jetzt noch bestünden. Ein wichtiger Er­
folg der Camps sei gewesen, daß die aus­
wärtigen Gruppen einen tieferen Ein­
blick in die Diskussionen innerhalb des 
Landkreises bekommen hätten. 

Sommercamps 

Über die Gestaltung der Camps in die­
sem Sommer gab es noch keine konkre­
ten Vorstellungen, aber es wurden eini­
ge Frage aufgeworfen, die in der nächsten 
Zeit diskutiert werden müssen. 
- Sollen die Sommerlager einen ähnlich-

en Charakter annehmen, wie die Ak­
tionstage im Febrauar - jedoch über 
einen längeren Zeitraum? Wie kön­
nen wir das angesichts der polizeilich­
en Überwachung überhaupt ermög­
lichen (im vergangeneo Jahr hatten 
die Bullen das Camp sehr umfang-

CASTOR-TRANS~RTE 

Die Einlagerung des ersten Castor-Behälters indas Zwischen­
lager Gorleben ist vorläufig durch den. Beschluß des Verwal­
tungsgerichts Lüneburg gestoppt. Da mit der vernichtenden Be­
gründung des Urteils das gesamte Entsorgungsprogramm auf 
der Kippe steht, bleibt zunächst abzuwarten, wie die nächst­
höhere Instanz. das Oberverwaltungsgericht Lüneburg dem­
nächst entscheiden wird. Vermutlich ist mit einer ne~en Be­
trieb~gene~ng noch vor dem Sommer zu rechnen. 
Es g~bt also absolut keine Veranlassung rumzuschlafen und 
dann. zwei Wochen vor dem mögliche~ Castor·Transp~rt in 
~~~ktik zu ve'!allen. Jetzt ist noch genügend Zeit, sich gründ­
li~ auf den nachsten Atommüll vorzubereiten. Das gilt f'ur alle 
emzelnen Anti-AKW-Gruppen aber auch für die Trebeler Tref­
fen! Also ... 
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Brandstifter wollten Betonwerk 
in Schutt und Asche legen 

Anschlag in Tramm ~ Über 60 Feuerwehrleute im Einsatz 
Tramm. Sireneaceheul rief Soantag abendaber 60 Milmer der sinnlosenTat.Dieraschalarmier­

l'leiwilligen Feuerwehren aus Daanenberg, Jameln und Sehaafhausen ten Löschkräfte konnten zwar 
zu ihren Geritehiusern. Anlaß fllrden Alarm war ein Großbrand, der verhindern, daß Halle und Ma­
lm Kies- und Betonwerk Weber in Tramm watete. Dort hatten unhe- schiDen völlig zerstört wurden, 
kaante Titer, wie berichtet, einen BrauelaDschlag vembt. Ihr Ziel war dennoch ist der entstandene 
es zweifellos, das Werk in Sehutt und Asche zu legen; darauf deutet Schaden ganz erheblich. 
auch die Verteilung der Brandsitze hin. Brandschutzprüfer Rolf Heeren 

Bei klirrender Kälte und im Vor allem in der Nähe von :Ma- vom Landkreis Lüchow-Dannen-
Sehneegestöber mußten die Ein- schiDen und Fahrzeugen, aber berg und Experten der Lüchower 
satzkräfte ihre Schläuche und auch an anderen Stellen des Be- Kripo begannen schon während 
Strahlrohre zusammenkuppeln; triebsgeländes hatten die unbe- der Löscharbeiten mit ihren Un­
durch beißenden Qualm kämpften kannten Täter mit brennbaren tersuchungen. · Inzwischen hat 
sich die Löschtrupps in die bren- Flüssigkeiten Brandsätze gelegt eine Sonderkommission der Kri-

end Produkti nshalle d d eh d minalpolizei die Ermittlungen 
n e ·o , nur un entzün et. So au in er Nä- übernommen.· Dankbar wäre die 
.schwerer Atemschutz erlaubte he einer elektrischen Anlage, die Kripo für HinweiSe aus der Bevöl­
den Freiwilligen das Vordringen während der Löscharbeiten noch kerung, die zur Aufklärung des 
zu den Brandherden. unter Strom stand und auf das ~ ...... 

Dannenbergs Gemeindebrand- Wasser aus dem. Feuerwehr- Brandanschlags führen könn...,... 
metster Adolf Büsch überwachte ~hlauch mit ein~ explosionsar- · EJZ 15.1.85 
den Einsatz, der sicli durch die tJ.gen Knall reagterte. ~ I 
achlechten Sichtverhältnisse in Vi-;IederM!ißner,dieder.A!-arm i .,.. I 

1 der Halle zunächst als äußerst aus. ihrer Fetertagsruhe gertSSen J-+.::IJa-+-,+-+-+-+-++++++-
Schwierig erwies. Doch ·bald ver- hatte, äußerten sich erbost über ~ I I ,. 
zog ,~~~ich der dichte Rauch, und das Verbrechen, das Brandstifter I 
.atarke Handlampen sowie die bei Nacht und Nebel verübt ha- ~ e 
Hallenbeleuchtung ermöglichten ben .• Was sind das für Menschen, ~ 
es den Feuerwehrmännern, gezielt die anderen Leuten die Arbeits- .. '-. R. 
gegen die .Brandnester" vorzu- plätze kaputtmachen?" fragte ~~ I V -. ~ 

- ~~~~~--. ' ~~ il~-
~- . I roG Hlt'1\li::t;:t;l:;.~ .......... a-g 

Anschlag auf 
Bundesbahn ~-~· l""fl:~~~~~~ ~ "Signal 

dt Uinelnug. Ein Anachlag auf r- entsetzt" Hf--l-11-+--if--l-111"'f-'r~ v ~ . +-+-+-+-+-
die Bundesbahn-Strecke Lüne- fll 
bur&-Hamlnug beiBardowickist • ~ .. ~ 
glimpflich abgelaufen. Er verur- ~ jlllll 
sachte eine kurzzeitige Unterbre- . .. ~ 
chung des Bahnbetriebes. Unbe- I 1"1111 ~ 
kaante hatten von einer Brücke +r ~- a 
aus ein mit Messinggewichten ~ a 
beschwertes Stahlseil über die I , 
Bahn-Oberleitung geworfen. . I . . 

Größerer Schaden wuide nach 
Angaben~ Kriminalpolizei ver­
hindert, weü eine Diesellok nach 
dem Anscihlag die Strecke befuhr. 
Sie riß das Seil von der Oberlei­
tung herab. Das Stahlseil wurde 
gestern VOrmittag gefunden. 

TäterWld Tatmotive sind bisher 
Wlbekaant. 

lZ .3.85 

Anschlag auf 
Bundesbahn­
Signalanlagen 

bs Maschen!Lilneburg. Un­
l!ekannte Täter haben, wie erst 
jetzt bekannt wurde, am ver­
gangenen Freitag in der Zeit 
wn 21 bis 21.25 Uhr zehn 
Signalanlagen der Deutschen 
Bundesbahn auf der Strecke 
zwischen Maschen und Stelle 
(Kreis Harl:lurg) beschädigt. Es 
entstand ein Schaden von rund 
10 000 Mark. 

LZ 7.1:$ 
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nschlag auf 
Bahnhauptstrecke 
Uineburg. Bislang unbekannt 

Gegner der Ostumgehungsstr 
Lüneburg haben in der Nach 
zum Spnntag einen Anschlag au 
die Bundesbalmhauptstreck 
Harnburg-Hannover verübt. Di 
Täter hatten zwei gestohlen 
Mülltonnen in der Nähe von Lü 
neburg auf die Schienen gel 
und damit einen mit Eri: belad 
nen Güterzug zur Notbremsun 
gezwungen. An einer Mülltonn 
fand die Polizei einen Bekenner 
briet von Gegnern der Ostum 
hung, der weitel'll Tätigkeiten an 
kündigt, falls noch mehr Bäum 
gefällt werden sollten. Für d 
Bau der Straße 5011 ein Teil de 
Stadtforstes Tiergarten gerode 
werden, du."'Ch.den auch die Bun 
deshahnstrecke führt und der ·· 
die Lüneburger ein stadtnah 
Erholungsgebiet darstellt. 

Sprengstoffanschlag 
auf Bahn gescheitert 

Ü4"2-
vdB. Haanover/Uelzea 

Die starken Regenfälle der vergangenen 
Tage haben entscheidend dazu beigetrage~, 
daß ein Sprengstoffanschlag auf die Bahnli­
nie von Uelzen nach Dannenberg gescheitert 
ist. Die Kriminalpolizei in Uelzen bestätigte 
am Dienstag, daß ein Spaziergänger am 
späten Montagnachmittag zwischen Masen­
dorf und Oetzen einen Sprengsatz am 
Bahnkörper gefunden hat. Die noch unbe­
kannten Attentäter hatten 3,6 Kilogramm 
·selbstgefertigten Sprengstoff m vier Cola­
Flaschen geflillt und im Schotter unter den 
Schienen vergraben. Neben den Gleisen lag 
eine Plastikschachtel mit dem Zündmecha­
nismus. Sprengstoff und Zeitzünder waren 
durch Kabel miteinander verbWlden. 

Spezialisten aus dem Landeskriminalamt 
in Hannover, die zur Entschärfung dies 
Sprengkörpers nach Uelzen gerufen worden 
waren, steUten fest, daß der Zünder versagt 
hatte, weil das Pulver feucht geworden war. 
Die Polizei, die noch keine HinweiSe auf die 
Täter und ihre Motive hat, vermutet, daß der 
Sprengsatz in der Nacht zum Montag an der 
nur von Güterzü4en befahrenen Strecke 
insCalliert worden 1st. In der Vergangenheit 
waren mehrfach Anachläge auf die Bahnli­
nien nach Dannenberg verübt worden, weil 
über diese Gleise die Atommülltransporte 

eh Gorleben laufen werden. 
H 17.4.85 

Der WiderStand gegen die Einlage. 
nngatomaren MüUs Ins Zwlschenla• 
ger Gorleben dauert an: Wie erst 
gestern bekannt wurde, haben Ullbe­
llannte Atomkraftgegner am vergan­
geneo Dounerstag bei Weste einen 
Anschlagauf die Bundesbahn·Strek• 
ke Uelzen·Dannenberg verübt, 

lneinem anonymen Briefunterder 
Oberschrirt "Wendland Widerstand! 
Signal entsetzt", der am Dienstag· 
morgen die Hamburg-Redaktion der 
taz erreichte und inzwischen von un· 
serem Redaktionskater zenetzt wur­
de, übernahm eine kleine Gruppe 
unbekannten Namens die Verant· 
wortung rür den Anschlag: "Wenige 
Leute haben auf die Bahn-Strecke 
Uelzen·Dannenberg, die nur für 
Atommillitransporte und einige Gü· 
tertransporte benutzt wird, Höhe 
Weste einen Signalmast umgelegt". 
Anschließend die Tatanweisung: 
"Dazu benutzten sie eine Eisensäge 
und einen 30iger Maulschlüssel". 

"&waren in der Vergangenheit 
schon mehrere Anschläge verübt 
worllen", erklärte auf Anfrage ein 
Sprecher der Kripo Uelzen und ver· 
wies für weitere· Auskilnrte an das 
Landeskriminalamt in Hannover. 
Dort zeigte man sich über die Uelze. 
ner Haltung erstaunt. Zwar bestlltig· 
te LKA·Sprecher Stahlherger die 
Angaben aus dem Bekennerbrief, 
nach denen die Bolzen des Mastes 
angesägt worden und anschließend 
der Mast mit einem Seil umgerissen 
wordensei,jedochhabedas LKAder 
Kripo Uelzen die Ermittlungen über· 
tragen. Stahlberger: "Ich habe der 
Kripo mitgeteilt, daß uns der Sach­
verhalt nicht interessiert". lnzwi· 
sehen gibt es filr die mangelnde Aus• 
kunftsfreudigkeit der Uelzener Krl· 
po einen plausiblen Grund: Wie aus 
AKW·Kreisen berichtet wurde;· hat 
die Kripo aufgrund des Anschlagd 
bereits Hausdurchsuchungen gestar· 
tet. kv• 

TAZ 16.4.85 



dem Landgericht 
in dem sogenannten 

drei Angeklagten denen vn,ruP.w.,orffm 

eines Sommercamps im We:ndlan1d 
die zu einem Bullencamp führte, 

l<'!lhrl,,...,,n gehämmert und anschließend die Nägelkö]pfe 
zu haben, waren am 19. März 1984 in ersten 

Amtsgericht Dannenberg zu insgesamt 20 Mcma·[en 
4) Knast verurteilt worden. In seinem Plädoyer 

Staatsanwalt Traupe die Indizienkette, welche 
urt.&n~ua~:e zum Prozeß darstellte mit dem "großartigen 
ik der in Ravenna" (muß ja ein miserables 
sein): Um seine Ausftihrungen, in welchen er die ein1ze:lnen 
dizien nochmals darstellte, moralisch zu stärken, be2:eic:hnete 
er die Angeklagten lautstark als "Berufschaoten und 
nelle , die jede sich bietende Gelegenheit ausnützten 
Krawalle zu verursachen". 
"Man müsse den phantasievollen und ideenreichen 
stand der Bürger aus dem Landkreis Lüchow Da:nmmberg 
chen er sehr zu schätzen wisse, vor solchen Elementen 
ren. Deshalb beantragte er ftir die drei Angeklagten einmal 
sechs und zweimal 11 Monate ohne Bewährung. 
Der Richter konnte diesem Antrag aber nicht zustimmen, 
da, wie er in seiner Urteilsbegründung ausführte flir ihn die 
Indizienkette nicht so lückenlos war, was bereits die drei Ver­
teidiger in ihren Plädoyers sehr deutlich machten. So endete 
der Prozeß am 22.3.85 mit einem Freispruch für alle drei An­
,geiUil!~teJil. Eine Entschädigung flir die vort zwei Angeklagten 

abj~es1esscene U-Haft wollte der Richter ihnen jedoch 

1985 verurteilte das 
aus der Wc•hn.geJneiinsc;haft Nlet•~in1~en 

Körperverletzung in Tateinheit mit 
Ollstreckungsbeamte zu einer Freiheitsstrafe von 
die auf drei Monate zur Bewährung ausgesetzt 

muß der Angeklagte 2.000 DM Schmer­
an den Polizeibeamten zahlen und die Kosten des 

'--•"-'---- tragen. 
Der Angeklagte soll bei einer nächtlichen Überprüfung, eines 
angeblich gefälschen Treckerkennzeichens der WG, .in einer 
unübersichtlichen Situation in der Garage einen Polizeibeam­
ten mit gezielten Sprüngen und Schlägen verletzt haben. Ob­
wohl in der mehrtägigen Hauptverhandlung der Sachverhalt 
nicht eindeutig geklärt werden konnte, forderte der Staatsan­
walt sogar 11 Monate ohne Bewährung. 

Betrifft. 

Gegen eine Frau aus 
wird ermittelt wegen Nichtbe­
achtung der Weisung eines Poliz!fi· 
beamten, gefährlichen Eingriff in 
den Straßenverkehr, Widerstand 
und Nötigung bei den Aktions­
tagen im Februar 85. Sie fuhr mit 
einem VW -Golf hinter einem Ge­
fangenentransporter her. Dabei 
wurden die Autos von Hubschrau­
bern verfolgt. Es werden dringend 
Zeugen aus dem Gefangenentrans­
porter Dei Seilien gesucht, die den 
Vorfall beobachtet haben. 
Tel. 040/40 04 23 BUU-Hamburg 





•gepl!tgteGre:nzlandlregion. Bei lnbetri,eb-1• 
der Landessammelstelle entste­
Arbeitsplätze; für einen Betriebs­

NeUnlero>ent•:•<>•~<>•, einen Meister und einen Lagerar-
Miiin-l•tle11ter·, bei lnbetriebnah.me der zweiten 

Halle könnten daraus sechs bis neun Ar­
beitsplätze werden! Doch dies wird 
GSF nicht gedankt. Sowohl der MHtt ... •·-­

teicher Stadtradt, der in der Verg~mgen··• 
heit vergeblich versucht hatte, 
ge gerichtlich zu verhindern, als auch 
Bevölkerung stehen der Sache negativ 

n<tuu;tu•~•'-'ntu:s-• genüber. Die BI hat außer dem o.a. 
Stoppantrag noch eine 
strahlenschutzrechtliche 
eingereicht und will auf 

7.nt'llclr-• mit Aktionen aufmerksam •u••"u"u· 

gegen 
Schnellen Töter 
Liebe Freunde, liebe Freundinnen! 

Ein Jahrvor der geplannten Inbetrieb­
nahme des Brüters in Kaikar scheint 
sich die Bevölkerung I Bewegung damit 
abgefunden zu haben; selbst zwei Brände 
auf dem Werksgelände (Nov. 84 Natri­
umbrand, Febr. 85 Brand im Reaktor­
kern), bei denen die Feuerwehr ein mehr 
als klägliches Bild abgab, scheinen den 
tödlichen Phlegmatismus nicht mehr auf­
brechen zu können! 

Um den Brüter wieder stärker ins Ge­
rede zu bringen, laden wir zu einer lan­
desweiten Aktionskonferenz aller AKW­
Gegner/innen nach Krefeld ein, um ge­
meinsame oder parallel verlaufende Ak­
tionen zu planen und durchzuführen. 

So haben wir schon einige Ideen und 
ein Konzept ftir den Krefelder Raum ent­
wickelt, die vorzustellen uns eine Freude 
sein wird, da sie u.E. auch andesweit in 
anderen Städten umzusetzen sind! 

Nach der Ablehnung ihrer sachlich 
wohlbegründeten Anträge auf Termin­
verschiebung aufs Wochenende, auf Be­
fangenheit des ministeriellenReferenten 
Schwartzkopff sowie auf Verfahrensab­
bruch sahen die Vertreter des Landshu­
ter Bürgerforums gegen Atomkraftwer­
ke ihre Befürchtungen, daß die Abriß 
längst beschlossene Sache ist, voll be­
stätigt. Allein die Tatsache, daß die 

Tagesordnungsvorschlag: 
l. Bericht über den aktuellen Stand der 

Inbetriebnahme des Schnellen Brü­
ters 

2. Konzeptvorschlag zur Wiederaufnah­
me des Widerstandes gegen den 
Schnellen Brüter (auf kommunaler 
Ebene) 

3. Diskussion über Aktionen und deren 
Ziele, die im Rahmen der Inbetrieb­
nahme gemeinsam gegen z.B. Betrei­
ber durchgeführt werden können (auf 
Landesebene) 

Aktionskonferenz gegen den Schnellen 
Brüter 
Sonntag, den 2.6.85, Beginn 11.00 Uhr, 
Ende ca. 16.00 Uhr, Westwall 37, 4150 
Krefeld 

Bitte meldet Euch umgehend - bei In­
teresse - bei: BINKA (Bürgerinitiative 
Niederrhein/Krefeld gegen Atomkraft­
werke für den Umweltschutz), Südstr. 
80, 4150 Krefeld, Tel.: 02151/67360, 
oder 0215'1/734658 

n zum Abriß in 
Proj~kt-Antragsteller weiterhin unde­
mentiert von baldiger Genehmigung 
und den Abrißbeginn schon im Früh­
sommer 1985 ansetzen und in das Ab­
rißprojekt sicherlich nicht ohne Ge­
nehmigungszusage bereits Millionenbe­
träge investiert hal:!en, ist eindeutig. 

Zum Auszug der Bürgerforums-Ver­
treterinnen und der meisten anwesen­
den.Einwender kam es nach Ablehnung 

Ungen II 
Im Gerichtsstreit um das AKW Lingen 

II hat das Verwaltungsgericht Osnabrück 
am 6.2.85 die Klage eines Holländers ge­
gen das n.eue AKW in Lingen abgewiesen, 
weil das Gericht Ausländer vor deutschen 
Gerichten nicht für klagebefugt hält. 
Schon beim atomrechtlichen Erörte­
rungstermin 1981 wurde den Holländ­
ern in nachbarschafts-feindlicher Weise 
das Rederecht venveigert. Die Einwen­
der verließen damals aus Protest geschlos­
sen den Saal. Der betroffene Niederlän­
der wird mit Unterstützung der Ernstän­
dischen Bis weiterklagen. 

Ferner hat das Oberverwaltungsgericht 
Lüneburg am 21.1. die Klage eines Erns­
tänders gegen die sofortige Vollziehbar­
keit der Baugenehmigung des 2. Linge­
ner Atomkraftwerks mit der Begründung 
abgewiesen, der Kläger wohne, obwohl 
er seinen ersten Wohnsitz dort habe, gar 
nicht im Emsland. Diese Art der Rechts­
sprechung mißt zur Durchsetzung der A­
tomenergienutzung mit anderen Maßen 
als sonst in der Rechtssprechung üblich. 
überhaupt wird der Eindruck erweckt, 
daß Formalismus mehr zählt als die Ge­
fährdung der Bevölkerung. 

Es wird aber weiterhin gegen den Si­
cherheitsabbau, den Wegfall internatio­
nal gehandhabter Sicherungseinrichtun­
gen, der mit der 2. Teilerrichtungsgeneh­
migung (TEG) genehmigt worden ist, ge­
klagt, in diesem Fall von einem Lingener. 
Auch gegen ein von Ministerpräsident Al­
brecht erwogenes drittes AKW in Lingen 
als Ersatz für die W AA Dragahn werden 
die Ernständischen Bürgerinitiativen ne­
ben anderen Mitteln auch das der Ge­
richtsklage anwenden. Ein drittes AKW 
in Lingen ist energie-politischer Schwach­
sinn, zudem soll der Strom nach Süd­
deutschland gehen. Hier scheint uns Herr 
Albrecht ehervon Torschlußpanik getrie­
ben angesichts seiner wirtschaftspoliti­
schen Mißerfolge: Mobil Oil- Wilhelms­
haven, Hanomag - Hannover, Olympia 
- Leer, Klöckner - Georgsmarienhütte, 
WAA - Dragahn und vieles mehr. Im 
übrigen steht zu hoffen, daß die Mög­
lichkeit eines dritten AKWs in Lingen 
einer Mehrheit aus Grünen und ·sPD bei 
den Landtagswahlen 1986 zum Opfer 
fallt. In jedem Fall werden die Emslän­
dischen Bürgerinitiativen einem dritten 
AKW massiven Widerstand entgegen­
setzen. 

Kontakt: 
Bürgerinitiativen gegen Atomanlagen . 
(BEgA), Gartenstr. 33, 4478 Geeste3 

des Antrags auf Verfahrens-Abbruch. 
Dieser Antrag wurde begründet mit un­
vollständigen, unbestimmten und fal­
schen Angaben im Sicherheitsbericht 
der Abriß Firmen. Im einzelnen wurde 
dabei der fehlende Nachweis von Zwi­
schen- und Endlagerungen für den 
entstehenden radioaktiven Abfall kri­
tisiert und die Befürchtung geäußert, 
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der Atommüll werde im Faßpuffer­
Lager Niederaichbach bleiben oder in 
weitere ungenannte Zwischenlager -
z.B. Mitterteich - oder Endlager ver­
bracht. Darüberhinaus enthält der 
Sicherheitsbericht die widerlegbaren Be­
hauptungen, daß die beantragten Grenz­
werte zur Trennung von "radioaktiven" 
und "nicht radioaktiven" Abfall "nach-

gewiesenermaßen schadlos" für die Be­
völkerung seien, die beiden langlebig­
sten radioaktiven Stoffe Nickel 59 und 
Niob 94 gar n:icht benannt werden, ob­
wohl deren Vorhandensein und relativ 
hohe Aktivität den Abrißfirmen be­
kannt waren. 

Obwohl der Versammlungsleitet, Dr. 
Mauker vom Umweltministerium, die 
wichtigsten der vorgebrachten Kritik~ 
punkte als berechtigt.anerkannte, wur­
de der Antrag auf Verfahrensabbruch 
aus nicht nachvollziehbaren Gründen 
abgelehnt. Die Bürgerforums-Vertre­
ter und die große Mehrzahl der Einwen­
derinnen sahen in der weiteren Erörte­
rung einer offenbar längst beschlosse­
nen Sache ein sinnloses Alibi-Theater 

und zogen unter Protest aus. 
Die knapp 3.000 Einwender und 

das Landshuter Bürgerforum gegen 
Atomkraftwerke lehnen das Abrißpro­
jekt u.a. aus folgenden Gründen ab: 

Der unnötige Abriß führt dazu, daß 
die Radioaktivität mutwillig in die 
Umgebung verteilt wird. Am meisten 
werden die Abrißarbeiter der radio­
aktiven Strahlung ausgesetzt. 
Der wiederverwendete radioaktive 

Stahl und der Betonschutt werden 
zahlreiche Menschen im Landkreis 
Landshut und weit darüberhinaus 
durch zusätzliche Strahlung gefähr­
den. 

Durch den Abriß wird ein nicht 
sachgerechter politischer Druck auf 

GRÜNE NRW auf der Atommüllkonferenz: 

die Genehmigungsverfahren aller ge­
nannten Zwischen- und Endlager 
ausgeübt, die bislang nicht existie­
ren oder rechtlich ungesichert sind. 

- Obendrein ist das Projekt eine "!1Jlge­
heure Verschwendung von Steuer­
geldern, die zur Finanzierung von 
Umweltschutzmaßnahmen und zur 
Schaffung von gesunden Arbeits­
plätzen dringend benötigt werden. 
Die Propagandaschau des Nieder­
aichbacher Abrisses ist völlig unge­
eignet, die gefahrlose Beseitigung 
anderer Atomkraftwerke zu bewei­
sen. 

Das Landshuter Bürgerforum ruft die 
betroffene Bevölkerung zum verstärk­
ten Widerstand gegen dieses weitere 
gefährliche atomare Unsinnsprojekt 
auf. Die niederbayerische Bevölkerung 
will nicht Versuchskarnickel der Na-
tion sein! · 

Kontakt: Landshuter Bürgerforum, 
Dammstr. 13, 8300 Landshut, Tel.: 
08761/65886 

Viel Programm - wenig Kompetenz 
Schwerpunkt der Atommüllkonferenz 
am 12./13. April in Aha~s war neben 
der Diskussion der momentan für die 
Anti-AKW-Bewegung sehr positiven "Ent­
sorgungssituation" und den Widerstands­
aktionen gegen den WAA-Baubeginn, 
die Anti-Atompolitik der GRÜNEN in 
Nordrheinwestfalen. Die Einladung an 
die GRüNEN war erfolgt, weil NRW 
das Bundesland mit den meisten Atom­
projekten (s. Kasten) ist. Der größte Teil 
steht vor der Genehmigung bzw. Inbe­
triebnahme. Vor dem Hintergrund der 
in NRW bevorstehenden Landtagswah­
len, die möglicherweise eine rechnerische 
rot/grüne Mehrheit erbringen und damit 
die jahrzehntelange Alleinherrschaft der 
SPD in's Wanken bringen, wollten die 
BI's erkunden, welche Zusammenar­
beitsmölilichkeiten s~ch in Zukunft mit 
den GRÜNEN ergeben. Laut Programm 
verlangen die GRüNEN von der Landesre­
gierung: 

• Bundesratsinitiative zur Änderung des 
Energiewirtschilftsgesetzes und zur 
Einführung eines Atomsperrgesetzes 

• Die Auflösung aller finanziellen und 
sonstigen Verpflichtungen zugunsten 
der AKW-Industrie und der Kernfor­
schung ... 

• Sofortiger Baustop des Schnellen Brü­
ters und Verhinderung der Inbetrieb­
nahme des Hochtemperaturreaktors 

• Einstellung der Bauarbeiten am Zwi­
schenlager Ahaus 

• Stillegung des AKW Würgassen 
• Einstellung der Bauarbeiten an der 
· Urananreicherungsanlage Gronau und 
der Laserstrahlenforschung zur PU­
Anreicherung 
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Der Ausstieg der Landesregierung aus 
dem Atomprogramm ist eine der vier 
unverzichtbaren Hauptforderungen der 
GRüNEN für eine Zusammenarbeit mit 
derSPD. 
Angesichts der Bedeutung der Atomfra­
ge für die GRüNEN erwiesen sich die 
Kenntnisse über die Atomprojekte bei 
den angereisten Landtagskandidatinnen, 
unter ihnen die für den Energiebereich 
zuständige Dorle Schubert, als äußerst 
dürftig. Dies ist nicht nur der persönli­
chen Inkompetenz der zukünftigen Volks­
vertreter/innen zuzuschieben, mehr in's 
Gewicht fallen dürften die hahnebüchen­
den Strukturen der Partei (Wahl der 
Kandidatin/neo erst im Februar) und 
das vorherrschende Politikverständnis 
der GRÜNEN, dasfrauals blinde "Ex­
perterigläubigkeit" bezeichnen kann. 
Die bisherigen Aktivitäten zur Anti-A­
tom-Politik beschränken sich auf die 
Herausgabe eines katalogschweren Wer­
kes "Umwelt- und· ressourcenschonen­
de Energiepolitik in NRW", erarbeitet 
von einem Müpsteraner Forschungsinsti­
tut und wahrscheinlich keiner/m GRÜ­
NEN inhaltlich bekannt. Juristen prüfen 
z. Zt. im Auftrag der GRÜNEN die Mög­
lichkeit eines Baustopps für Kalkar. Die­
se o. a. Experten sollen spätereventuelle 
Verhandlungen mit der SPD mitführen 
und die mangelnde Kompetenz der Ab­
geordneten ersetzen. 
Die GRÜNEN übersehen offensichtlich 
die Fallstricke, welche die SPD bei ein­
~elnen Atomprojekten auslegen kann 
und die auch der hessischen Landtags­
grupp bei ihren Auseinandersetzungen 
zwischen "Fundis" und "Realos" schon 
mehrfach fast zum Verhängnis gewor­
den wären. Die einschlägigen Tricks, 
wie das Herausreden auf die Bundes­
kompetenz u. a. dürften Rau und seine 
Mannen besser als die GRüNEN beherr-

sehen-beste Voraussetzungen, dieGRü­
NEN über den Tisch zu ziehen. 
Das Ansinnen der GRÜNEN bei der A­
tommüllkonferenz, von den BI's zu ler­
nen in allen Ehren, doch dies reicht für 
eine andere Politik im Parlament nicht 
aus. 
Die politischen Mittel der Bl's, der 
Druck der Straße und der direkten Ak­
tionen sind andere als die der GRÜNEN 
im Parlament, und wenn die Experten 
mit Recht und Latein am Ende sind, 
hilft auch das Wissen der BI's nicht wei­
ter, da geht es um eine politische Strate­
gie. Die Doppelzüngigkeit der SPD muß 
an den Pranger gestellt werden, die Öf­
fentlichkeit über die "Bühne Parlament" 
informiert und die grüne Basis zu ge­
meinsamen Aktionen mit den BI's mo­
bilisiert werden. 
Eine solche Politik des Auseinanderklaf­
fens von proklamiertem Programm und 
politischer und sachlicher Kompetenz 
ist jedoch nur mit fehlendem Druck und 
mangelnder Einmischeung der BI's mög­
lich. So ist die Initiative einer jetzt statt­
findenden Standortkonferenz von BI's 
zum Punkt grüne Atompolitik sehr er­
freulich, kommt aber reichlich spät, da 
die personellen Entscheidungen im We­
sentlichen getroffen sind. Bleibt nur zu 
hoffen, daß die Standortkonferenz der 
Auftakt einer koordinierten Einflußnah­
me der BI's auf die Politik der GRÜ­
NEN wird, die solange unterstützt wer­
den sollen, wie sie an den ,,gemeinsamen 
Forderungen festhalten" (Erklärung der 
Atommüllkonferenz), 

Die nächste Atommüllkonferenz findet 
am 22./23. Juni in Schwandorf statt, ge­
nauer Ort wird noch bekanntgegeben. 
KONTAKT: Anti-Atom-Büro Diemel-

stadt, Auf dem Ort 10, 
3549 ·Diemelstadt/Wethen, 
TeL: 05694/737 
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Platzbesetzung in Wyhl 
•Jeder von euch hat einen Anteil daran, 
daß das Chaos in den letzten 10 Jahren so 
gut funktioniert hat.• Eine Vertreterln der 
gastgebenden BOrgerinitiative Saabach 
begrOßte die etwa 700 Menschen, die sich 
unweit vom Geburtsort der bundesdeut­
schen Anti-AKW-Bewegung ln der Llm­
burghalle bel Wyhl zum zehnjlhrlgen Ju­
blllum der Platzbesetzung von 1975 ein­
gefunden hatten. 
BruchstOckhaft seien die damaligen Er­
eignisse nochmal aufgefOhrt: 
18.05.74 Bekanntgabe zum Bau eines 
Kernkraftwerkes am Kaiserstuhl Im 
•Staatsanzeiger•. Innerhalb der Frist von 
4 Wochen erheben 8 Gemeinden, 50 Verei­
nigungen, 330 Einsprecher und 89430 prl· 
vate Sammelelnwlnder Einspruch. 
05.11.74 Baubeschluß des damaligen 
Fllblnger-Kablnetts. 
22.01.75 Wirtschaftsminister Eberle er­
teilt die 1. Tellerrlchtungsgenehmlgung. 
17.02.75 Baubeginn mit Zaun und Ab­
holzungen. 
18.02.75 Erste AKW-Bauplatzbesetzung 
in der Bundesrepublik Deutschland; efni­
ge hundert Besetzer. 
20.02.75 RAumuno des Platzes durch 
700 Bereltschaftspollzisten. 
23.02.75 Kundgebung mit 28000 Men· 
sehen, zweite Besetzung nach Erstarmen 
des Platzes. 
Der Bau des AKWs Ist seither erfolgreich 
verhindert worden. Als der baden­
wOrtemberglsche Mlnlsterprlsldent Fll­
blnger dann damals von Kommunisten 
und Extremisten als Drahtzieher sprach, 
hatte zurecht der COU-Krelsverband Em­
mendlngen erkllrt: •Die Landesregierung 
muß endlich zur Kenntnis nehmen, daß 
hinter der Protestaktion-.die Oberwlegen· 
de Mehrheit der BevOikeruno• steht.(1) 
Diese war zwar nun zur Jublllumsfeler 
am 2.3. nicht erschienen, aber dennoch 
bot sich ein fOr weite Teile der heutigen 
Anti·AKW·Bewegung recht untyplsches 
Bild: Oie Altere Generation der Ober 
40jlhrlgen war nicht minder zahlreich als 
die JOngeren; Bauerinnen und BOrgER 
problemlos zwischen Lehrlingen und 
Landfreaka. •Daa war hier schon Immer 
aoe, ~ Ich. der Ich damals aowleao 
nicht dabei war und auch noch nicht allzu 
... ln diMet Geoend wohne. 
Gel1chtllchen Erfolg gab • fGr die BOrp­
rinitiative Im Mlrz 1177, ala die zwette 
Kammer des Verwaltunpgerlcht• FreJ. 
burg einen Baustop wegen dea Fehlena 
elnea Beratachutaa um den Reaktodcem 
auaaprach. ln zweiter Instanz wurde d11 
Urteil vom Verwaltungagerlchtahof Mann· 
helm ziemlich genau 5 Jahre aplter am 
31.3.1882 aufgehoben. Als eine Reaktion 
darauf gab ea am 4.4.1882 die gr61te 0. 
monatratlon ln Wyhl mtt gut 50.000 IIen· 
sehen. Die Aevlalon liegt Jetzt noch beim 
BundeaYerwaltunpgerlcht ln Bertln. 

Trotzdem. ao ertdlrte der Freiburger 
Rech1aanwatt Ralner Beeratz auf einer 
der abendlichen Zehnlahmfeier vorweg­
oeganeenen Vortragawranatattung, k6n­
ne rein rechtlich geaaflen jeder Zett mit 
dem Bau begonnen werden. 
Die rechtliche tat aber eben nicht die ein­
zig entscheidende Ebene: Zum Einen alnd 
die Stromzuwachtraten ln den zurOckll• 
genden Jahren viel geringer ausgefallen., 
ala von den Verantwortlichen ehemalt 
vorhergesagt bzw. herbalgewOnacht und 
• wird vom Badenwetic Clbenchüaalger 
Atomstrom aua Frankreich abgenommen. 
zum ~ wOrcle • mit SichertMit 
auch heute wieder erheblichen Wider· 
stand aua der .Bev6lkervng geben. Die 
glaubhafte Androhung der BOrgertnltlatJ. 
ven ln Ihrer dritten Erltllruno vom 2.4.1182 
bel etwaigem Baubeginn die ••lnmar· 

achlarenden Truppen ala Beaatzungaar· 
mH« zu betrachten, alch twar •auf keine 
Schlacht um Wyhl• elnzulaasen, dafür 
aber die GrenzOberginge entlang des 
Rhelna nicht nur aymbollach •von belden 
Selten zu veratopfen• und •SOdbaden un· 
reglerbare zu machen •bl• die Regierung 
Ihre Truppen aua Wyhl abzletlt•, dürfte 
man auch ln Stuttgart noch nicht ganz 
vergesaan haben.(2) 
Daa AKW lat jedoch Immer noch nicht 
vom nach. Mlnlaterprlaldent Splth hat 
unml&veratlndllch noch vor 1112 Jahren 
erltllrt: •alcher kann •• keinen langfrlatJ. 
gen Verzicht auf Wyhl geben.c(3) Welt )On· 
gare Gerüchte aprechen davon, daß ln 
Stuttgart mit Hochdruck an dem waaser· 
rechtlichen Genehmlgungav.rfahran g• 
erbettat werden aotl und daa Badenwerk. 
dem Wyhl laut Geachlftaberlcht allein 
1113 1 Mlo. DM Verlust bescherte, konnte 
1114 leinen Stromabaatz Im Versor­
gungagabiet um 4.1 % atelgem. 
ln der JQngat vcqelegtan Fortachralbung 

des Energleprogramma der Landearega. 
rung wird bel einem 3-prozentlgen Wirt· 
achaftawachatum wledw einmal mtt einer 
DedlungaiOcke von 1.100 Megawatt bis 
1116 Im Grundlaatberelch geaprochan. 
Zur Zelt laufen Strombezugavemandlun­
gen mit der Electrlctte de France und 
.. ,.t nach Abachlu& dleaer Verttandlun· 
gen k6nne Ober den Zeltpunkt elnea at· 
walgen Baus dea umatrtttenen Kernkraft· 
wedls Wyhl entlchleden werden.to(4) 
•Die da oben machen dOch eh', waa sie 
wolle1t41, llel WaHer Molmann zum Jubf. 
lium einen Fraund Ieines Freundes Kle­
flach apteChen. Es ... doch gespannt. ... 
dleaar nun nach den z.lwl erfolgreichen 
Jahren die Sache alhe und • wlra doch 
wohl falsch, angeaichta der Bilder von 
Wackeradorl Im Fernaahen wieder lhnll­
chea von alch zu geben. Wyhl aal wie ein 
hoffnungavollea Loch ln der Mauer der 
Unmögllchkelten. 
Solldarlache GrOße gab " Im Verlauf dea 
Abanda auch aua Uk:how-Dannenberg 
und KaiMraugat. der offizielle Vertreter 
der oberpfllzer Bl'a forderte das übliche 
•Endlager fOr unflhlge PoUtlkera. 
•Ich bin davon überzeugt. da& aelnerselta 
ln Wyhl ein energlacher Einsatz von Potl­
zalkrlften • nicht einmal halbaovlel, wie 
heute Obiich • den Konflikt zu Gunelen 
dea Kemkraftwet1catNiuea entachleden 
hiHel• 

Starke Worte von Marlneoberstabsofflzler 
a.O. Fllblnger aus dem Jahre 1977 (5), die 
auch zeigen, was die andere Seite aus 
Wyhl gelernt haben will. 
Oie Uchter sind 1980 jedenfalls nicht aus· 
gegangen (6), dafOr Ist anderen aber denn 
doCh ein Ucht aufgegangen: •Haben wir 
die politischen Dimensionen des Kern• 
nergleproblems nicht erst erkannt, als ln 
Wyhl und Brokdorf Gewalt angewendet 
wurde?• (Walter Scheel am 8.10.1977 ln 
TOblngen (7) ) 
Ulrlch/Frelburg 

Adra ... n:Badlsch-etsasslsche BOrgerini­
tiativen 
Hauptstr. 53 
7831 Welsweil 

Wyhl·lnfo-Zentrum 
Habeburger Str.9 
7800 Freiburg 
0781/551280 (Treffen 14tlglg Montags 19 h) 

Anmerkungen: 
(1) Splegel-14175 
(2) Atomexpress 29 
(3) Badische Zeitung 31.3.83 
(4) .. 6.3.85 
(5) Atomexpress 4 
(6) Wenn Wyhl nicht gebaut wird, -dann 
gehen 1980 die Uchter aus• Zitat Fllbln· 
ger, Spiegel 14175 
(7) zitiert nach •Terrorismus­
Herausforderung und Antwort•, Bonn 
1978, S.90 
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Standorte 

Ab aus 
Seit der Demo Im Oktober 1982 ist der Wi· 
derstand gegen die Atommallendlager 
Aase 2 und Schacht Konrad weltgehend 
eingeschlafen. Die Gruppen, die Ende der 
70'er Jahre den Widerstand gegen AKWs 
aus Okologlschen Motiven entwickelt hat· 
ten, konnten aus dieser Position heraus 
keine umfassende Kritik an der kapltall· 
stlschen Gesellschaft entwickeln; und d!l 
ein solcher Zustand einer diffusen Unzu· 
frledenhelt keine eigene Basis besitzen 
kann, endeten sie Im Dialog mit dem 
Machtapparat 
For die Hertachenden war es also ln den 
letzten Jahren ohne grOßere Schwierig· 
kelten mOgllch, Ihre Planungen bezOglieh 
Schacht Konrad und Aase 2 durchzuzie­
hen, um damit Ihr Energieprogramm abzu· 
sichern. Um das Schwelgen, da6 die Be­
treiber der Atomanlagen und Ihre wissen· 
schaftliehen Legitimationsabteilungen 
Ober die Region BSISZJWF legen, zu 
durchbrechen und dagegen den Versuch 
zu setzen,mlt verschiedenen Gruppen 
wieder einen gemeinsamen Widerstand 
zu entwickeln, wurde vor einigen Wochen 
Im Rahmen einer Anti·AKW· 
Veranstaltung besprochen, regelml81ge 
Sonntagsspaziergange am Schacht Kon· 
rad und in der Aase 2 durchzuführen. 
Am 31.3 fand der erste dieser Spazlergln· 
ge am Schacht Konrad statt. Gekommen 
waren ca. 80 AKW • Gegner/Innen, nur die 
Bullen hatten offensichtlich den Termin 
verslumt und waren nicht prlsent. Bel 
der Umrundung flogen daraufhin Farb­
beutel Ober den Zaun und auch etliche 
Steine fanden Ihren Weg ln nahegelegene 
Fensteracheiben von Gebluden auf dem 
Schachtgellnde.Wlhrend an einigen 
Stellen noch versucht wurde, den Zaun 
anzuknabbern, spielte das Demo· 
Orchester die abschließenden Takte und 
mensch zog mit dem GefOhl nach Hause, 
einen erfreulichen Sonntagnachmittag 
verbracht und den Bullen ein Schippchen 
geschlagen zu haben. 
Dabei wurde allerdings zu schnell verges· 
sen, da6 eine einzelne Aktion die Situa­
tion deS Widerstands nicht grundlegend 
verlodern kann. Das Krlfteverhltnls ge­
genOber dem Machtapparat kOnnen wir 
nur dann verschieben, wenn es gelingt, 
kontinuierlich etwas gegen die einzelnen 
Projekte zu machen und Klarheit Ober die 
hinter diesen einzelnen Projekten stehen· 
de Strategie zu gewinnen. 
Beim zwei Wochen splter stattfindenden 
Aase-Spaziergang am 14.4. wollten die 
Bullen Ihre Schlappe ausbOgeln. An die­
sem Tag kamen leider etwas weniger 
Menschen (ca. 60), als.zum Schacht Kon· 
rad, woran sich zeigte, da6 das Endlager 
ln der Aase von vielen noch als unbedeu· 
tend tor das gesamte Energieprogram 
elngeschltzt wird. Zugleich drooken sich 
aber auch die Unklarheiten aus, ob das 
Energieprogramm heute noch ein Ansatz· 
punkt sein kann, um Im gesellschaftll· 
chen Raum gegen die Krisenpolitik des 
Regimes handlungsflhlg zu werden. 

66 

Spaziergang am -
Nichtsdestotrotz gingen wir zum Aase­
Schacht, wo wiederum FJrbbeutel und 
Steine zum Ausdruck des aufkeimenden 
Widerstands gegen die At.ommafla wur· 
den. Schon auf dem Weg zum Schacht 
waren einige Maßstationen außer Betrieb 
gesetzt worden. Nach einem kurzen ROck· 
zug ln den angrenzenden Wald wurde 
dann nochmal versucht, den Zaun zum 
Schacht zu zerschneiden. Zu diesem Zelt· 
punkt war auf dem Aase-Gelinde bereits 
ein Hubschrauber der Bullen gestartet 
und kreiste stlndlg Ober den 
Spazlerglngerllnnen. Als nun am Zaun 
geschnippelt wurde fuhren Bullenfahrzeu­
ge in den Wald hinein, wodurch einige 
Verwirrung unter uns entstand, die ln ein· 
en Oberstürzten RO.ckzug mOndete. 
Erst als klar wurde, da6 die Wannen nicht 
weiter hinterher kamen, konnten wir uns 
wieder sammeln. WAhrend des daraufhin 
folgenden Rockmarsches nach Wlttmar, 
dem Ausgangspunkt des Spaziergangs, 
lle6 der Hubschrauber die gesamte Grup­
pe nicht mehr aus den Augen und es wur· 
de klar, daß die 60-80 Bullen, die Im Ein· 
satz waren, uns alle am Wal4rand abgrel· 
fen wollten. WAhrend es einigen noch ge­
lang, unkontrolllert den Wald zu verlas­
sen, wurden andere von Hundefahrern 
aus dem Wald getrieben und einer bruta· 
Jen Personallenfeststellung unterzogen. 
Dabei wurde neben der Durchsuchung al· 
ler auch versucht, Leuten HaistOcher 
Obers Gesicht zu ziehen und sie so zu fo­
tografieren. Das ganze Bullenaufgebot 
sollte offensichtlich dazu dienen, uns von 
weiteren Spazlerglngen abzuhalten. Da· 
gegen steht aber unsere gemeinsame Er· 
fahrung des letzten Sonntags, da6 wir 
auch unter solchen Bedingungen hand· 
lungsflhig bleiben kOnnen und nicht die 
Zuflucht Im erlaubten Protest suchen 
mOssen. Das heißt aber auch, da8 wir uns 
nicht eine bestimmte Eskalation der Mit· 
tel aufzwingen lassen, sondern aus dem 
Zusammenhang des Spaziergangs her· 
aus gemeinsam bestimmen, wie wir unse­
ren Widerstand jeweils ausdrocken. 
Die Sonntagsspaziergange sind keines­
wegsein exklusives VergnOgenl 
Beteiligt Euch am nlchsten Spaziergang 
am 12.5. um 14 Uhr am Schacht·Konradl 
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Schacht 
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Am 22.Januar '85 wurde der Antrag zur 
Stlllegung der Bauarbeiten des Ahauser 
Zwischenlagers vom VG MOnster abge­
lehnt. 
Der Antrag wurde von dem anwohnenden 
Landwirt Hermann Lentlng gestellt, der 
200m von der Anlage entfernt mit seiner 
Familie VIeh·, Milch·, und Getreldewlrt· 
schaft betreibt. 
Beanstandet wurde in dem Antrag Insbe­
sondere das Fehlen einer gesetzlichen 
Grundlage zum Bau der Anlage, die sich 
daraus ergebende Nichtigkelt von Bebau· 
ungsplan und Baugenehmigung, sowie 
allgemein die Unvereinbarkelt der engen 
Lage von Industrie und Landwirtschaft ln 
dieser Gegend. Ferner hat H. Lentlng auf 
die Ihm gesetzlich zustehende Prlvllegle­
rung als Landwirt und die Notwendigkelt 
der Intakthalt der Landschaft als Grund Ia· 
ge seiner Berufsausübung hingewiesen. 
Nach mehr als 6 Monaten endlich, als die 
betreffende Lagerhalle bereits Im wesent· 
IIchen fertiggestellt werden konnte, kam 
die Entscheidung des Gerichts. Diese lan· 
ge VerzOgerung Ist nicht ohne Folgen: 
Steht nlmllch die Anlage erstmal, Ist ein 
solcher Antrag, bzw. die Beschwerde, un­
zullasig. DarOberhinaus wurde damit 
dem Kllger die MOgllchkelt ln die zweite 
Überprüfungsinstanz zu gehen (dem OVG 
MOnster), empfindlich verkürzt. 
ln seiner Entscheidung nun geht das Ge­
richt gar nicht erst auf die Hauptschwer· 
punkte des Antrags (s.o.) ein, sondern 
zieht slt:h auf einen Einzelaspekt zurOck, 
Indem es darauf verweist, da6 der Kllger 
keinen Anspruch auf Unverlnderllchkelt 
der Landschaft habe. 
Im Obrlgen stOtzt sich das Gericht, unter 
Auslassung aller ortsspezifischen Krite­
rien, besonders auf die Parallelltlt zwl· 
sehen Gorleben und Ahaus. Motto: Wenn 
Gorleben gebaut werden kann, dann 
Ahaus erst recht. 
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